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Beginn der Sitzung 10.01 Uhr

Präsident Fritsch:

Wie gestern bereits angekündigt, gedenken wir heute von 
dieser Stelle aus der Opfer des 17. Juni 1953, die damals für ein
geeintes, freiheitlich-demokratisches Deutschland eingetreten
sind. Derer ist in den letzten Tagen durch Kranzniederlegungen
und diverse Feierstunden an verschiedenen Orten in Berlin und
Brandenburg ehrend gedacht worden. Der 17. Juni ist das 
Datum des Arbeiteraufstandes in der DDR. Bis zur Wiederver-
einigung wurde dieser Tag in Westdeutschland als Tag der Deut-
schen Einheit begangen, obwohl wir wohl zur Kenntnis nehmen
müssen, dass viele nicht mehr so recht wussten, warum. 

Auslöser des Aufstandes war ein spontaner Streik auf den 
Baustellen der Ostberliner Stalinallee aufgrund überzogener 
Normerhöhungen. Der Protest richtete sich aber auch gegen
das SED-Regime; es gab die Forderung nach freien Wahlen
und der deutschen Einheit. Die Massen verlangten den Rück-
tritt der Regierung. Aus dem Protestmarsch erwuchs ein Auf-
stand. Mehr als eine halbe Million Menschen beteiligten sich
daran, aber mithilfe von 20 000 sowjetischen Soldaten sowie
150 000 Mann der Kasernierten Volkspolizei wurde die Revol-
te niedergeschlagen. Gegen dieses Aufgebot kamen die Auf-
ständischen selbstverständlich nicht an. Es fuhren sowjetische
Panzer auf. Gegen Mittag wurde vom sowjetischen Militär-
kommandanten Ostberlins für die Hauptstadt sowie für zwei
Drittel der Städte und Landkreise der DDR der Ausnahmezu-
stand verhängt. Zeitgleich wurden das Standrecht und eine
Ausgangssperre verhängt und alle Veranstaltungen und De-
monstrationen verboten. In der Folge kam es in der gesamten
DDR zu Proteststreiks und Demonstrationen. 

Der nach wenigen Stunden blutig niedergeschlagene Aufstand
von 1953 ist von der SED als „faschistischer Putschversuch“
bezeichnet worden. Rund 13 000 Menschen sind als so genann-
te Rädelsführer verhaftet worden. Die Todesopfer werden auf
mehr als 125 geschätzt; 55 Todesopfer sind durch Quellen be-
legt. Bautzen und Waldheim stehen noch heute als Synonym
für langjährige Haftstrafen - zum Teil für Delikte, die heute
schlichtweg unter das Versammlungsrecht fallen würden. 

Die Tragik des 17. Juni bringt Bertolt Brecht in seinem Gedicht
„Die Lösung“ auf den Punkt:

„Nach dem Aufstand des 17. Juni
ließ der Sekretär des Schriftstellerverbands
in der Stalinallee Flugblätter verteilen,
auf denen zu lesen war, dass das Volk das Vertrauen der
Regierung verscherzt habe
und es nur durch verdoppelte Arbeit zurückerobern könne.
Wäre es da
nicht doch einfacher, die Regierung löste das Volk auf
und wählte ein anderes?“

- Diese sicherlich ironisch gemeinten Sätze zeigen deutlich,
welches Staatsverständnis in jenen Jahren herrschte. Der
17. Juni 1953, der nunmehr ein halbes Jahrhundert zurückliegt,
ist zwar kein Feiertag mehr, da er durch den 3. Oktober als Tag
der Deutschen Einheit abgelöst worden ist. Dennoch steht er
im Range eines nationalen Gedenktages. Denn die mutigen
Demonstranten von damals haben Forderungen aufgestellt, die
erst mit der Wiedervereinigung erfüllt worden sind. Sie waren
die ersten Wegbereiter für Freiheit und Einheit. 

Unser Gedenken heute und die zahlreichen Veranstaltungen
und Ausstellungen tragen dazu bei, dass der 17. Juni nicht
mehr Gegenstand ideologischer Auseinandersetzungen ist, son-
dern die Unverzichtbarkeit des demokratischen Rechtsstaats
unterstreicht. - Ich danke Ihnen. 

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren! Zunächst begrüße ich Schüler der
11. Klasse des Friedrich-Ludwig-Jahn-Gymnasiums in Rathe-
now als unsere Gäste. Herzlich willkommen und einen interes-
santen Vormittag im Landtag Brandenburg!

(Allgemeiner Beifall)

Zur Tagesordnung habe ich einige Anmerkungen zu machen:
Tagesordnungspunkt 3 beinhaltet die 2. Lesung des Gesetzes
zu dem Staatsvertrag vom 28.03.2006 zur Abwicklung der Feu-
ersozietät Berlin Brandenburg und zur Haftungsregelung für
die Öffentliche Lebensversicherung Berlin Brandenburg. 

Es ist verabredet worden, zum Tagesordnungspunkt 4 des Ent-
wurfs - Bericht der Landesregierung bzw. Bericht des Minis-
ters des Innern über den Vollzug von Maßnahmen aufgrund
§ 33 Abs. 3 des Brandenburgischen Polizeigesetzes (BbgPolG)
- keine Debatte zu führen.

Ebenso wird zum Tagesordnungspunkt 11 des Entwurfs - An-
trag der Linkspartei.PDS-Fraktion: Ablehnung des SGB-II-Op-
timierungsgesetzes im Bundesrat; das Thema ist auch Gegen-
stand der heutigen Aktuellen Stunde - keine Debatte geführt. 

Zu Tagesordnungspunkt 13 ist zu sagen, dass der Antrag der
Fraktionen der SPD und der CDU - Zukunft der Brandenburger
Alleen - nunmehr als neuer Tagesordnungspunkt 6 unter Bei-
behaltung der vereinbarten Redezeiten aufgenommen worden
ist. 

Gibt es zur geänderten Tagesordnung Bemerkungen? - Das ist
nicht der Fall. Ich bitte Sie um Zustimmung zur vorliegenden
Tagesordnung durch Handzeichen. - Damit ist die Tagesord-
nung in der geänderten Fassung beschlossen. 

Wir steigen in die Tagesordnung ein und ich rufe Tagesord-
nungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

Thema:
Die weitere Verschärfung der Hartz-IV-Gesetzgebung
und ihre Auswirkungen für Arbeitslose in Brandenburg

Antrag 
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Die Linkspartei.PDS-Fraktion eröffnet die Debatte mit dem
Redebeitrag des Abgeordneten Otto. Bitte sehr.

Otto (Die Linkspartei.PDS):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Nach anderthalb Jahren erheben sich in allen politischen 



Lagern die Stimmen, dass Hartz IV meilenweit am Ziel vorbei-
geht. Die größte sozialpolitische Reform der Nachkriegszeit,
wie die Hartz-Reform von ihren Anhängern genannt wird, 
erweist sich immer mehr als größter sozialpolitischer Kahl-
schlag seit Bestehen der BRD.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Lunacek [CDU]:
Quatsch!)

Die Besuche der Linksfraktion in Brandenburger ARGEN und
Optionskommunen im Rahmen unserer „Hartzreise“ belegen
eindeutig: Hartz IV ist gescheitert. Der Paradigmenwechsel in
der Betreuung der Langzeitarbeitslosen hat diese auf Sozialhil-
feniveau gebracht. Anstelle von Qualifizierung und Beschäfti-
gung von Langzeitarbeitslosen ist die Aktivierung getreten.
Der Kern von Hartz IV, Fördern und Fordern, und die zielge-
naue Vermittlung funktionieren nicht. Arbeitslosigkeit wird nur
in einer anderen Form verwaltet, aber nicht bekämpft. Statt
neuer Arbeitsplätze gibt es Sanktionen; bekämpft werden die
Arbeitslosen. Das alles soll mit dem vom Bundestag verab-
schiedeten Gesetz zur Fortentwicklung von Hartz IV perfektio-
niert werden. 

Selbst führende Mitglieder der SPD wie Herr Beck stehen 
dahinter und appellieren an die unter der Armutsschwelle 
lebenden Empfänger von Grundsicherung, auf Leistungen zu
verzichten. Ich warte schon auf den Appell von Unternehmens-
verbänden an die Unternehmer, auf legale Steuergeschenke zu
verzichten. Fordern jetzt etwa ernst zu nehmende Politiker eine
verkehrte Welt? Die CDU fordert ernsthaft eidesstattliche Er-
klärungen, und das Ganze gipfelt im Ruf von CSU-Vertretern
nach einem neuen Arbeitsdienst. Die Hartz-Gesetze sind de-
mütigend, schlecht und haben ihre Ziele verfehlt. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 

Ich möchte Sie nur daran erinnern, dass mit Hartz IV zwei
Millionen Arbeitsplätze entstehen sollten und die Arbeitslosig-
keit drastisch sinken sollte. Am 1. Juni 2006 erklärte Herr
Weise, Harz IV sei kein Arbeitsmarktgesetz, sondern ein Ge-
setz zur Armutsbekämpfung. - Wenn das ein Armutsbekämp-
fungsgesetz ist, dann frage ich mich, warum der Bundestag mit
seiner konservativen Mehrheit beschlossen hat, den Menschen
sogar noch den letzten Cent zu verweigern, wenn sie drei 
Angebote ablehnen. 

Stellen Sie sich vor: Ein Ingenieur, der sofort auf dem Arbeits-
markt einsetzbar wäre, für den aber kein Job vorhanden ist, 
bekommt als Erstes eine Trainingsmaßnahme, dann eine MAE
im Grünbereich und dann eventuell noch einen Einsatz in der
Spargelernte angeboten. Dies lehnt er zu Recht ab. 

(Schulze [SPD]: Mit welchem Recht lehnt jemand denn
drei Angebote ab?)

Diesem Ingenieur wird nach geltender Rechtslage drei Monate
lang die Grundsicherung, einschließlich der Kosten für die
Unterkunft, entzogen. Stellen Sie sich vor: In dieser Bedarfsge-
meinschaft leben vielleicht Kinder. Er kann widersprechen und
klagen, aber auch Widersprüche haben keine aufschiebende
Wirkung; das wissen Sie. So produziert Hartz IV bzw. das
Fortentwicklungsgesetz noch mehr Elend, noch mehr Armut,
noch mehr Obdachlosigkeit. Das Scheitern von Hartz IV liegt
also nicht in der fehlerhaften Umsetzung, sondern resultiert aus

dem insgesamt falschen Ansatz der Hartz-Reform. Der von
Hartz selbst verkündete Freudentag wird immer mehr zum
Trauertag für die Arbeitslosen. 

Nicht die mangelhafte Vermittlung ist die Ursache für die Mas-
senarbeitslosigkeit, sondern die fehlenden sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplätze. Das wurde uns auf allen Stationen
unserer „Hartzreise“ bestätigt. Wohin sollte auch vermittelt
werden, wenn in Brandenburg die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätze ständig sinkt? Unter den gege-
benen Bedingungen wird aus Vermittlung Kontrolle, aus Kon-
trolle Bestrafung und daraus Armut und Demütigung. Ver-
schärfte Bedürftigkeitsprüfungen anstelle von Arbeit - das
kennzeichnet die Situation der Erwerbslosen und ihrer Fami-
lien. Die soziale Kälte nimmt zu. Kinder bleiben auf der
Strecke, Ehen und Lebensgemeinschaften werden zerstört. Die
Betroffenen brauchen kein Fortentwicklungsgesetz, das den
Leidensdruck weiter erhöht. Dieses Gesetz gehört abgeschafft! 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 

Zu dieser Einsicht, das heißt, zu den eigenen Fehlern zu stehen,
gehören Mut und Größe. An beidem scheint es sowohl der
Bundes- als auch der Landesregierung zu fehlen. Die Landes-
regierung hat die unsäglichen Hartz-Gesetze mit zu verantwor-
ten, denn sie hat im Vermittlungsausschuss - heute behaupte
ich: wider besseres Wissen - zugestimmt. Das Ergebnis: Die
Bundesregierung hat sich mit dem Fortentwicklungsgesetz
endgültig von der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit verab-
schiedet und fiskalische Ziele in den Vordergrund gestellt. Ins-
trumente wie Außendienste und Telefonkontrollen werden zu
diesem Zwecke geschaffen. Das ist gegenüber den Betroffenen
entwürdigend. Auf dem Rücken der Bedürftigen sparen - das
ist das strategische Ziel der großen Koalition. Die Brandenbur-
ger SPD kann darüber auch nicht hinwegtäuschen, indem sie
sagt, dass sie sich jetzt mehr den sozial stark belasteten Bran-
denburgern zuwenden will. Wenn Sie, meine Damen und Her-
ren von der SPD, dies ernst nehmen, dann stellen Sie sich auf
die Seite der Harzgegner und sorgen dafür, dass die Landesre-
gierung im Bundesrat das Gesetz zur Fortentwicklung von
Hartz IV ablehnt!

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 

Dazu können Sie sich heute, wenn unser Beschlussantrag zur
Abstimmung aufgerufen wird, noch verhalten. 

Mir scheint, nach der Devise „Augen zu und durch“ wird an 
einem Kurs festgehalten, der von Anbeginn in eine Sackgasse
wies. Das Konzept „Fordern und Fördern“ funktioniert auch
deshalb nicht, weil die Arbeitsmarktprogramme in den Kreisen
- davon konnten wir uns überzeugen - zu einseitig auf die bil-
ligsten arbeitsmarktpolitischen Instrumente, die Arbeitsgele-
genheiten mit Mehraufwandsentschädigungen, die so genann-
ten 1-Euro-Jobs, setzen. Es fehlen vielfach Qualifizierungs-
bausteine und zielgerichtete Maßnahmen zur Eingliederung in
den ersten Arbeitsmarkt. Der Einsatz von 1-Euro-Kräften in
den unterschiedlichsten Bereichen, zum Beispiel im Grünanla-
genbau, in der Grünpflege, in Kindergärten und Schulen, blei-
ben nicht ohne Auswirkungen auf den ersten Arbeitsmarkt. Die
Beiräte, die hier kontrollierend eingreifen sollen, arbeiten 
ehrenamtlich; eine unmittelbar flächendeckende Kontrolle vor
Ort kann so nicht gesichert werden. Hartz IV gefährdet somit
den ersten Arbeitsmarkt.
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Die arbeitsmarktpolitischen Spielräume der Kreise im Osten
werden durch den Verteilungsmaßstab des Bundes im Jahr
2006 weiter eingeschränkt. Dazu kommt, dass die geringeren
Mittel auf mehr Langzeitarbeitslose verteilt werden müssen.
Das hat Auswirkungen auf die Trägerlandschaft, auf die Be-
schäftigung dort und auf die Qualität der Arbeitsmaßnahme.
Eine Haushaltspolitik auf dem Rücken der Schwachen lehnen
wir ab. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Die Empfänger von Arbeitslosengeld II klagen über zu lange
Wartezeiten für eine persönliche Beratung, über unverbindliche
Eingliederungsverträge, in denen Belehrungen und Sanktionen
dominieren. Damit ist eine zielgenaue Vermittlung, wie sie das
SGB II suggeriert, nicht möglich; wohin sollte auch vermittelt
werden? In diesem Zusammenhang fanden unsere Vorschläge
zur Entwicklung eines öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektors große Zustimmung, und zwar sowohl bei den Verant-
wortlichen als auch bei den Betroffenen. Dazu wird es langfris-
tig keine Alternative geben. Das sieht sonderbarerweise in-
zwischen auch die Bundesagentur für Arbeit ein. Ich hoffe auf 
einen Sinneswandel der Landesregierung. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Lunacek [CDU]: Das
können Sie in Berlin doch machen; da regieren Sie mit!)

Leistungen aus einer Hand sind eine schöne Illusion. Das ver-
hindern die fehlenden Abgrenzungen zwischen den Sozialge-
setzbüchern II und III und der stete Wechsel der Bearbeiter.
Vielfach fehlen den Bearbeitern die Erfahrungen, um Vermitt-
lungshemmnisse zu erkennen und die Betroffenen schnell in
Beratungen zur Drogen- bzw. Alkoholsucht oder zum Schul-
denabbau zu vermitteln. Was die Vermittlung von Jugendlichen
angeht, so fehlen sozialpädagogische Bausteine, um dort, wo
es notwendig ist, Motivationshilfe zur Berufsausbildung bzw.
zum Übergang ins Berufsleben zu geben. Hartz IV taugt leider
nicht als Reparaturbetrieb für eine verfehlte Bildungspolitik. 

Völlig unbefriedigend ist die Bearbeitung von Widersprüchen.
Mit dem Fortentwicklungsgesetz und der Beweislastumkehr
für die Bedarfsgemeinschaften ist ein Anstieg eingehender
Widersprüche bzw. eingeleiteter Verfahren zu erwarten. Das
wird die Arbeit mit den Leistungsempfängern weiter ein-
schränken; ihre Chancen, ordentlich beraten zu werden und 
eine Alternative auf dem Arbeitsmarkt zu erhalten, sinken. Die
Missbrauchsbehauptung der Bundesregierung erwies sich als
glatte Zwecklüge. Selbst Erhebungen der Bundesagentur bele-
gen, dass die Missbrauchsrate unter 1 % liegt. Missbrauch ist
also nicht die Ursache für die Kostenexplosion bei Hartz IV.
Besorgniserregend ist allerdings, dass sich die Langzeitarbeits-
losigkeit verfestigt und zunehmend so genannte „Aufstocker“
ergänzend Arbeitslosengeld II beziehen. Diese Menschen ver-
dienen in ihrem regulären Job, der in vielen Fällen eine Voll-
zeitbeschäftigung ist, nicht einmal so viel, dass es der Grund-
sicherung entsprechen würde. 

Das sind Ergebnisse der vorangegangenen Hartz-Reform, der
Mini- und Midijobs, der Teilzeitarbeit und der zum Teil fal-
schen Förderung von Existenzgründungen. Das belegt erneut:
Es führt kein Weg an einem existenzsichernden Mindestlohn
vorbei. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Aus der Statistik, aus dem Auge, aus dem Sinn - so kann man
die Lage der Nichtleistungsbezieher kurz beschreiben. Arbeits-
lose, die keine Leistungen beziehen, sind nirgends erfasst. Die
Informationen zu ihren Rechten und Möglichkeiten sind dürf-
tig. Sie haben nach wie vor kaum Zugang zu arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen. Das Landesprogramm „Aktiv für Arbeit“
erschöpft sich meist in kurzfristigen Trainingsmaßnahmen und
führt in den seltensten Fällen zu einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung. Ausgrenzung und Abhängigkeit
kennzeichnen die Lebenssituation vieler Betroffener. Das wird
sich mit den verschärften Regeln zur Feststellung der Bedarfs-
gemeinschaften noch weiter zuspitzen. Armut anstelle von Ar-
beit, das ist der Kurs der Bundesregierung.

(Zuruf von der CDU: Demagoge!)

Die Ankündigung, vielen Leistungsbeziehern - ich gebe Ihnen
das zurück! - würde es besser gehen, hat sich als bewusste Irre-
führung herausgestellt. Das Armutskarussell dreht sich weiter
und schneller, es greift um sich. Eltern, Großeltern, Geschwis-
ter, Verwandte helfen vor allem betroffenen Kindern, die 
Armutsfalle zu überwinden. 

Altersarmut, wie wir sie bisher noch nicht gekannt haben, wird
die Folge sein. Darunter werden zukünftig neben den Betroffe-
nen die überschuldeten Kommunen des Landes am meisten lei-
den müssen. 

Mit dem Arbeitslosengeld II - das haben unsere Besuche vor
Ort deutlich gezeigt - kann man nicht leben. Eine Teilnahme am
soziokulturellen Leben ist nicht gewährleistet. Damit wird das
Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes weiter verletzt. Deshalb
noch einmal unsere Forderung an Sie: Lehnen Sie das Hartz-IV-
Fortentwicklungsgesetz im Bundesrat ab! Sorgen Sie für exis-
tenzsichernde Arbeit und für eine wirkliche Grundsicherung!

(Beifall bei der Linkspartei.PDS - Schulze [SPD]: Herr
Otto, das waren schöne Märchen!)

- Gehen Sie hinaus und unterhalten Sie sich mit den Leuten!

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der SPD-Fraktion fort.
Es wird der Abgeordnete Baaske zu uns sprechen.

Baaske (SPD):

Herr Otto, ich kann bei dem Thema inzwischen ganz ruhig
bleiben. Die Diskussion führen wir ja mit Ihnen jetzt schon
zwei Jahre.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Viel zu lange!)

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Einen schönen guten Morgen. Wenn ich Herrn Otto richtig ver-
standen habe, ist das Motto der PDS zu dem Thema: Alles Mist!

Diese Einstellung, Herr Otto, liebe PDS, hilft hier niemandem
- den Betroffenen nicht und dem Gemeinwesen auch nicht. 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Reden Sie doch einfach
einmal mit den Betroffenen!)



Sie malen seit zwei Jahren ein Schreckensbild an die Wand, das
es nicht gibt.

(Widerspruch bei der Linkspartei.PDS)

Zuerst sind Sie durch das Land gezogen und haben gesagt, die
Leute werden unter Brücken schlafen. - Zeigen Sie mir die, die
unter Brücken schlafen. Wo sind die? 

(Unruhe)

Allen Ernstes ist ein MdB von Ihnen in der vorigen Woche
oder vor zwei Wochen durch das Land gezogen und hat das
Leitmotiv „Fordern und Fördern“ übersetzt in „Betteln und
Frieren“. - Zeigen Sie mir die, die betteln und frieren wegen
Hartz IV! Zeigen Sie mir die!

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Wo leben Sie denn?)

Was Sie hier liefern, ist demagogischer Populismus. Nicht
mehr und nicht weniger.

(Beifall bei SPD und CDU)

Sie marschieren vornweg und machen ein Riesentamtam und
merken nicht mal mehr, dass Ihnen die Leute seit zwei Jahren
nicht mehr folgen. Es gibt Umfragen, wonach 55 % der Ost-
deutschen meinen, dass das ALG II angemessen wäre. Die
meisten davon, die das so sehen, sind übrigens Arbeiter. 12 %
der Ostdeutschen meinen, dass das ALG II zu hoch wäre. Die
meisten davon sind Arbeiter, die das so sehen. Auch das sollten
Sie sich vielleicht einmal in Ihrer politischen Strategie über-
legen. 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS)

Ihre Strategie, Angst zu schüren, verfängt nicht mehr.

Ich wollte es ja nicht tun, aber jetzt will ich es doch noch einmal
tun. Ich werde noch einmal ganz kurz auf das Jahr 2004 zurück-
blicken, darauf, wie die Situation damals war. Wir hatten riesige
Probleme in der Vermittlung. Ein Vermittler war für 900 Ar-
beitslose zuständig. Dass das nicht funktionieren kann, wurde
inzwischen jedem klar, und dass man das umstrukturieren muss,
wurde auch jedem klar. Genau das hat Hartz IV gemacht. 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS)

Es war doch so weit, dass die Unternehmer ihre freien Stellen
dem Arbeitsamt nicht einmal mehr gemeldet haben, weil denen
klar war, dass sie von dort eine schlechte Zulieferung bekom-
men werden. Der Klassiker war immer der Bäckermeister, der -
wie bei mir im Ort - 60 Langschläfer zugewiesen bekommen
hat, die er als Gesellen nehmen sollte. Dass das nicht funktio-
nieren kann, ist doch wohl logisch.

Entschuldigung, die Sozialhilfeempfänger waren damals weder
kranken- noch rentenversichert und sie waren aus der Statistik;
sie wurden auch nicht entsprechend in die Arbeitsförderung
eingegliedert. Sie standen zur Vermittlung auf dem Arbeits-
markt nicht zur Verfügung.

Es gab damals und es gibt auch heute diese verfluchten Kli-
schees: Das eine Lager sagt, die sind alle bloß zu faul, und das

andere Lager sagt, das macht sowieso keinen Sinn, wir kriegen
keine Arbeit. Die Welt war damals und ist leider auch heute
noch - ich will nicht alles schönreden, was heute geschieht - 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Das machen Sie aber!)

in schwarz und weiß eingeteilt. - Nein, ich will nicht alles
schönreden. Das werde ich nachher auch noch sagen.

Menschenskinder, es gibt auch eine Welt zwischen schwarz
und weiß. Es gibt natürlich auch Missbrauch, es gibt natürlich
auch Leute, die nicht arbeiten gehen wollen, die sich auch mit
Hartz IV zufrieden geben - natürlich gibt es die -, aber es gibt
doch auf der anderen Seite eine Menge Leute, die für ver-
dammt wenig Geld arbeiten und das auch gern machen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU - Widerspruch bei der
Linkspartei.PDS)

Wir hatten damals keine Möglichkeiten innerhalb der Arbeits-
förderung - bei der BA, insbesondere wegen der Personalsitua-
tion -, die Faulen von den Schwachen zu trennen. Diese Mög-
lichkeiten gibt es heute. Ich halte das auch für sehr wichtig. 
Insofern waren also die Arbeitslosenhilfeempfänger und die
Sozialhilfeempfänger auf dem Abstellgleis. Sie haben ihre
Leistungen bezogen, es gab Arbeitslosenhilfe, es gab Sozial-
hilfe. Niemand hat gefragt, wie man den Menschen sonst noch
helfen konnte, niemand hat sich darum gekümmert. Die Ver-
mittler waren dazu schlicht und ergreifend nicht in der Lage,
weil sie wegen der Personalsituation einfach auch überfordert
waren.

Was haben wir getan? - Wir haben viel nach Skandinavien oder
auch nach Holland geblickt und festgestellt, dass sie Anfang
der 90er Jahre die gleichen Probleme hatten; sie haben harte
Einschnitte hinnehmen müssen. Wir haben dann in Deutsch-
land versucht, aus diesen Erfahrungen in Skandinavien und in
Holland heraus etwas aufzubauen; daraus wurde später die
größte Sozial- und Arbeitsmarktreform. 

Vier Prinzipien galten damals und gelten auch heute noch. Das
eine ist „Fordern und Fördern“. Wir wissen doch, dass Geld-
zahlen allein nicht reicht. Anstatt nur Sozialhilfe und Arbeitslo-
senhilfe auszuzahlen muss man den Menschen auch Hilfe an-
bieten und zusehen, dass eine entsprechende Fördermaßnahme
dahinter steckt. Wer Geld bekommt, soll dafür, wenn es mög-
lich ist, auch Leistung erbringen. 

Ein anderer Anspruch war, dass alle Erwerbsfähigen - also
auch die Sozialhilfeempfänger, auch die, die vorher krank ge-
meldet waren - eine Förderung erhalten sollten; sie sollten die
Möglichkeit haben, über die Vermittlung der öffentlichen
Dienststellen auf den Arbeitsmarkt zu gelangen. Auch das ist
ein Prinzip, das umgesetzt wurde. Das muss ich deutlich sagen.
Sozialhilfeempfänger sind inzwischen in der Vermittlung und
werden auch entsprechend betreut. 

Wichtig war uns auch, dass alle jungen Menschen, die ja bisher
in der Statistik nebenher liefen und kaum beachtet wurden, so-
fort bzw. sehr schnell ein Angebot bekommen, weil uns klar
war, dass Leute, die lange Zeit vom Arbeitsmarkt weg sind -
das gilt insbesondere dann, wenn sie jung sind -, nur sehr
schwer wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden. Darum
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ist es heute auch so, dass junge Leute sehr schnell und sehr 
zügig ein Angebot erhalten. 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Wo denn?)

Natürlich geht es auch um Qualität und Kundenorientierung.
Da hat Herr Otto in einem Punkt, den er angesprochen hat,
auch einmal Recht. Wir sind noch lange nicht dort, wo wir hin
wollen. Auch da - so denke ich - gibt es bei den ARGEn noch
viel zu tun, insbesondere dort, wo die Zuständigkeiten nicht so
richtig geklärt sind.

Da geht es aber nicht um - wie haben Sie das genannt? - „sozi-
alpolitischen Kahlschlag“. - Das ist doch völliger Blödsinn.
Entschuldigung, die Leute waren vorher nicht krankenversi-
chert, jetzt sind sie krankenversichert. Das ist nicht Sozialab-
bau, das ist Sozialaufbau.

(Zuruf der Abgeordneten Kaiser [Die Linkspartei.PDS])

Sie waren vorher nicht rentenversichert, jetzt sind sie renten-
versichert. Das ist auch nicht Sozialabbau, das ist Sozialauf-
bau. Die Menschen haben vorher eben keine Förderung 
bekommen, jetzt werden sie gefördert. Auch das ist Sozialauf-
bau. Das sollten Sie einfach einmal zur Kenntnis nehmen.

Sie selber, Herr Otto, haben doch eben dargestellt, dass die 
öffentlichen Kassen mehr Geld ins System geben als vorher.
Die Kommunen geben mehr Geld, die Länder geben wesentlich
mehr Geld, der Bund gibt wesentlich mehr Geld. Wie können
Sie denn da sagen, dass weniger Geld bei den Betroffenen an-
kommt? Landet das bei der UNO oder was? Wie wollen Sie
denn das vermitteln? Das kommt doch nicht rüber!

(Beifall bei SPD und CDU - Zurufe von der Linkspar-
tei.PDS)

Die durchschnittliche Arbeitslosenhilfe in Brandenburg betrug
im Jahre 2004 476 Euro. Davon können Sie die 331 Euro 
abziehen, die die Betroffenen als Grundsicherung beziehen.
Dann bleiben noch locker 145 Euro, die sie dann für Miete
übrig hätten. Wer hat denn von 145 Euro Miete bezahlt? - So
ein Kram! 

Natürlich gibt es Härten, zum Beispiel wenn jemand über
1 000 Euro Arbeitslosenhilfe hatte. Aber ich frage Sie allen
Ernstes: Kann es sich denn eine Volkswirtschaft leisten, ein Le-
ben lang Arbeitslosenhilfe in der Dimension über 1 000 Euro zu
zahlen? - Dass das nicht geht, muss doch jedem einleuchten.

(Widerspruch bei der Linkspartei.PDS)

Während sich die PDS hier also aufs Dauernörgeln verständigt
hat, geht es uns um eine klare und ehrliche Bestandsaufnahme.

(Zurufe von der Linkspartei.PDS: Ja, ja! Schön wär's!)

Es gibt Schwachstellen im Hartz-IV-Gesetz. Das kann man
ehrlich zugeben. Hier gilt es nachzubessern, aber nicht mit
blindem Aktionismus. 

Wir hatten Fehlanreize. Natürlich. Natürlich haben wir - das
kann man ja wirklich sagen - mit viel Geld junge Leute aus den
Familien getrieben. Wir haben deutlich gemacht, wenn du über

18 bist, bist du eine eigene Bedarfsgemeinschaft, dann kannst
du dir eine eigene Wohnung suchen. Der Staat wird dir das 
finanzieren und gibt noch das Grundsicherungsgeld obendrauf.
Es wurde sogar noch die Ersteinrichtung bezahlt. Dass das na-
türlich nicht funktionieren kann, ist doch klar. 

Herr Otto, ich will noch einmal ganz klar sagen: Kurt Beck hat
sich mit seiner Äußerung zum Missbrauch überhaupt nicht auf
Hartz-IV-Empfänger bezogen, überhaupt nicht. Er hat ganz 
explizit deutlich gemacht, dass es um Gutverdiener geht, die
keine Steuern zahlen, aber trotzdem BAföG für ihre Kinder be-
antragen. Um den Personenkreis ging es und keineswegs um
Hartz-IV-Empfänger.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Doch, natürlich!)

Ich will deutlich sagen: Wenn wir den Leuten die Möglichkeit
einräumen, dieses Geld vom Staat zu erhalten, und sie es dann
nehmen, dann ist das kein Missbrauch. Auch wir geben doch
unsere Belege dem Steuerberater in der Erwartung, er möge so
arbeiten, dass wir möglichst keine Steuern bezahlen müssen.
Natürlich tun wir das! Jeder Unternehmer stellt sein Unterneh-
men so auf, dass er möglichst wenig Steuern zahlt. Wenn wir
den Leuten sagen, dass sie das Geld erhalten und die Wohnung
bezahlt bekommen, dann können wir es ihnen nicht verübeln,
wenn sie diese Leistungen in Anspruch nehmen.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Dann denken Sie doch
einmal über die Gesetze nach!)

Der nächste Punkt betrifft die Förderung und Vermittlung, die
sehr schlecht gelaufen sind. Wir haben mit dem Fortentwick-
lungsgesetz die richtige Richtung eingeschlagen. Wir müssen
erkennen, dass mehr mit den Menschen gearbeitet werden
muss. Ich gehe davon aus, dass die beschlossenen Maßnahmen
in den nächsten Jahren konkret greifen werden.

Die unterschiedliche Trägerschaft ist ein Aspekt, den auch die
Ombudskommission in den nächsten Tagen öffentlich kritisie-
ren wird. Diese Kritik ist richtig. Ich habe die bisherige Rege-
lung von Anfang an bemängelt und gesagt: Wenn man in einer
ARGE  zwei Geschäftsführer hat, dann geht irgendetwas schief.
Wenn etwas schief gegangen ist, dann zeigt jeder auf den 
jeweils anderen. Niemand wird für die eingetretenen Fehler 
verantwortlich sein. - Mit dem Nachbesserungsgesetz kann in-
soweit einiges richtiggestellt werden. Das wird nicht gleich ge-
lingen; ich glaube, das muss vielfach vor Ort geregelt werden.

Meine Damen und Herren, im Mai dieses Jahres haben wir in
Brandenburg so wenige Arbeitslose wie seit 2000 nicht mehr
verzeichnet. Seit 2003 ist die Arbeitslosigkeit um 10 % zurück-
gegangen. Positiv betroffen sind in erster Linie diejenigen, die
direkt aus dem ersten Arbeitsmarkt kommen, das heißt Arbeits-
losengeld-I-Bezieher sind. Das ist ganz klar; denn sie sind
dichter am Markt und besser qualifiziert.

Wir werden weiterhin große Probleme haben, Menschen aus
dem Bereich der verfestigten Arbeitslosigkeit - mancher hier in
Brandenburg ist seit 12, 13 Jahren arbeitslos - wieder in den
Arbeitsmarkt zu integrieren. Das erfordert noch viel Arbeit. Ich
sage aber ganz klar: Wir wollen nicht aufgeben. Wir müssen
diese Leute weiterhin auch über den zweiten Arbeitsmarkt 
betreuen. Das kann nicht bedeuten, dass ein 25-Jähriger sein
Leben lang im zweiten Arbeitsmarkt verbleibt. Aber gerade für



die Älteren, die über 55-Jährigen, brauchen wir einen fairen
Weg, damit sie auch zur Rente kommen. Das läuft zunehmend
besser. Die Kommunen sind dazu übergegangen, solche MAEs
nicht nur ein halbes Jahr, sondern insbesondere für die Älteren
auch ein oder zwei Jahre zu bewilligen. Ich halte diesen Weg
für sehr gut. Man sollte auf ihm weiter voranschreiten.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Ausbildung. Heute Nach-
mittag werden wir gemeinsam über die Europäischen Struktur-
fonds reden. Es bleibt festzuhalten: Wir werden nach wie vor
viel in die Ausbildung stecken müssen. Über 50 % der Lang-
zeitarbeitslosen in Brandenburg haben keinen anerkannten
Ausbildungsberuf. Da gilt es nachzulegen. Wir müssen diesen
Menschen helfen und dürfen sie nicht zurücklassen. Dazu ha-
ben wir kein Recht. Dazu ist der Europäische Sozialfonds nach
wie vor sehr wichtig. Wir sollten uns gemeinsam darauf ver-
ständigen, den eingeschlagenen Weg fortzuführen.

Ich darf vorweg sagen: Aus diesem Grund werden wir heute
Nachmittag Ihren Antrag auf Ablehnung des Fortentwicklungs-
gesetzes selbstredend ablehnen. - Danke.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Präsident Fritsch:

Die DVU-Fraktion setzt die Debatte mit dem Beitrag der Abge-
ordneten Fechner fort.

Frau Fechner (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bundestag hat
am 1. Juni eine Korrektur der Arbeitsmarktreform Hartz IV mit
dem Ziel beschlossen, die Kosten einzudämmen. Weil sie deut-
lich höher liegen als vorher berechnet, soll unter anderem Ar-
beitslosengeld II künftig dann nicht mehr gezahlt werden,
wenn ein Empfänger drei Arbeitsangebote in einem Jahr abge-
lehnt hat. Not macht bekanntlich erfinderisch. Da verwundert
es uns überhaupt nicht, dass Politiker der Altparteien ange-
sichts der ausufernden Kosten von Hartz IV auf bizarre Ideen
kommen. So forderte ein Unionspolitiker einen Zwangsdienst
für Arbeitslose. An fünf Tagen in der Woche sollen Langzeitar-
beitslose für jeweils acht Stunden gemeinnützige Arbeit leis-
ten.

(Frau Funck [CDU]: Das ist aber kein Zwangsdienst!)

Wenn wenigstens eine ordentliche Bezahlung für die erbrachte
Arbeit vorgesehen wäre, dann könnte man dem vielleicht sogar
etwas Positives abgewinnen. Aber von einer leistungsgerechten
Bezahlung war und ist nicht die Rede.

Aber nicht nur Unionspolitiker treten mit bizarren Forderungen
in die Öffentlichkeit. SPD-Chef Beck forderte doch kürzlich
mehr Anstand von Beziehern staatlicher Hilfen. „Man muss
nicht alles rausholen, was geht“, sagte Beck. Besonders die
Hartz-IV-Regelungen hätten eine Reihe von neuen Möglichkei-
ten geschaffen, die die Politik nicht vorher gesehen hätte. Mei-
ne Damen und Herren, da frage ich mich doch allen Ernstes,
wofür diese Politiker bezahlt werden, wenn sie nicht in der La-
ge sind, die Auswirkungen der von ihnen beschlossenen Geset-
ze vorherzusehen.

(Beifall bei der DVU)

Es ist doch ganz logisch, dass Menschen, die sich in finanziel-
ler Not befinden, versuchen, Leistungen, die ihnen per Gesetz
zustehen, auch zu erhalten. Schon aus der Not heraus sind et-
liche dieser Leute dazu gezwungen - anders als zum Beispiel
manche Politiker bzw. Staatsdiener hier in Brandenburg, die
unrechtmäßig Trennungsgeld kassiert haben.

Korrekturen an der Hartz-IV-Gesetzgebung waren bzw. sind
immer noch angebracht, zum Beispiel bei den Freibeträgen für
die Altersabsicherung, den fehlenden Vermittlungschancen für
Nichtleistungsbezieher und der Förderung von Arbeitslosen;
bisher wird nur gefordert. Außer der Bereitstellung von weni-
gen 1-Euro-Jobs gibt es bis heute keine nennenswerte Arbeits-
marktförderung, auch wenn Herr Baaske etwas anderes darzu-
stellen versucht.

Die Liste der notwendigen Korrekturen ist lang und ließe sich
um etliche Punkte fortsetzen. Doch an solche Korrekturen den-
ken die Verantwortlichen natürlich nicht. Ihnen geht es haupt-
sächlich darum, die Kosten einzudämmen. An einer Beschäfti-
gung unserer Arbeitslosen scheinen sie nicht sonderlich inter-
essiert zu sein. Wie anders ist es zu erklären, dass eine wirk-
liche Förderung der Arbeitslosen bis heute nicht erfolgt? Selbst
wenn es - hauptsächlich unter Jugendlichen - Leute gibt, deren
Motivation zur Arbeit zu wünschen übrig lässt, so sollten wir
nicht verkennen, dass die meisten der Brandenburger Arbeits-
losen unverschuldet in diese Lage geraten sind. Vor Arbeitslo-
sigkeit, meine Damen und Herren - das sollte sich jeder hier
hinter die Ohren schreiben -, ist heutzutage keiner gefeit.

Noch etwas. Es gibt zwei Möglichkeiten, den Haushalt zu kon-
solidieren: Man erhöht die Einnahmen und/oder reduziert die
Ausgaben. Die Altparteien haben sich dazu entschlossen, die
Ausgaben für ihre unsoziale Hartz-IV-Gesetzgebung zu redu-
zieren; denn für unsere Arbeitslosen ist ja kein Geld da. Das
viele Geld, das ja da ist, wird für andere Dinge verbraten, zum
Beispiel für fremde Kriege. Milliarden kosten uns die Bundes-
wehreinsätze im Ausland. Gelder sind da für die Überzahlun-
gen an die EU. Für alle zur Erinnerung: Deutschland ist wieder
einmal der größte Nettozahler dieser Gemeinschaft, das heißt,
wir bezahlen jährlich ca. 10 Milliarden Euro mehr ein, als wir
zurückbekommen. Noch so ein Thema ist die Entwicklungs-
hilfe. Ca. 7 Milliarden Euro Entwicklungshilfe zahlt Deutsch-
land. In diesem Bereich gibt es Missbrauch und Zweckent-
fremdung ungeheuerlichen Ausmaßes.

(Schulze [SPD]: Frau Fechner, Ihre Ausführungen sind
empörend und erbärmlich!)

- Herr Schulze, wenn Sie es nicht glauben können, dann emp-
fehle ich Ihnen, sich das Buch „Dauertropf Entwicklungshilfe„
von Werner Keweloh zu kaufen.

(Schulze [SPD]: Sie beziehen Ihr Wissen aus der „Bild“-
Zeitung! Peinlich, peinlich!)

- Selbst China, ein Land, welches Milliarden Dollar in sein
Weltraumprogramm steckt, hängt am Tropf deutscher Entwick-
lungshilfe, Herr Schulze. China erhält in diesem Jahr 68 Milli-
onen Euro. Spätestens hier sollte man über die Sinnhaftigkeit
deutscher Entwicklungshilfe nachdenken.

(Beifall bei der DVU)
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Präsident Fritsch:

Und spätestens hier ist Ihre Redezeit abgelaufen, Frau Fechner.

(Beifall bei SPD und der Linkspartei.PDS sowie verein-
zelt bei der CDU)

Frau Fechner (DVU):

- Damit komme ich zum Schluss. - Alles in allem bedeutet
Hartz IV den schlimmsten Absturz für die Arbeitslosen seit
Gründung der Bundesrepublik 1949. Deshalb lehnt die DVU-
Fraktion diese unsoziale Hartz-IV-Gesetzgebung ab.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Fritsch:

Der nächste Redebeitrag kommt von der CDU-Fraktion. Die
Abgeordnete Schulz hat das Wort.

Frau Schulz (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Wenn ich nicht mit einer gewissen Erwartungshal-
tung an den Redebeitrag der PDS hierher gekommen wäre,
müsste ich Herrn Otto richtig böse sein. Ich finde es einiger-
maßen merkwürdig, hier von „sozialem Elend“ zu sprechen.
Wir alle wissen: Arbeitslosigkeit ist für jeden Betroffenen ein
echtes Problem, ein Problem, das wir gemeinsam bekämpfen
wollen. Aber wenn Sie von „sozialem Elend“ sprechen, dann
fordere ich Sie auf, diesen Begriff zu definieren. Da bin ich
schon irritiert.

(Beifall bei CDU und SPD)

Im Übrigen, Herr Otto, arbeiten wir im Landkreis Spree-Neiße
sehr intensiv zusammen, insbesondere im Beirat. Daran möchte
ich nur erinnern.

Ich mein mich erinnern zu können, dass wir dort konstruktiv
zusammenarbeiten, und dass wir es waren, die sich um die 
1-Euro-Jobs gekümmert haben. Wenn Sie behaupten, wir wür-
den die Nichtleistungsbezieher vernachlässigen, erinnere ich
Sie an unsere Aktivitäten, Herr Otto. Wenn Sie von sozialem
Elend sprechen, habe ich das Gefühl, Sie wollen den schwar-
zen Schleier über das Land legen. Diese Vorbemerkung musste
ich einfach loswerden.

(Zuruf von der CDU: Jawohl!)

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine
Kollegin entwickelte in der Diskussion hier im Haus eine in-
teressante Metapher. Sie verglich Hartz IV mit einem Tanker,
der vom Stapel gelaufen, aber nicht aus dem Hafenbecken ge-
fahren war. Inzwischen ist der Tanker aus dem Hafenbecken
herausgefahren, nur scheinen einige Besatzungsmitglieder den
Tanker mit einem Segelschiff verwechselt zu haben. Der Tan-
ker hat auf hoher See wegen einiger Konstruktionsfehler
Schwierigkeiten, Kurs zu halten und sein Ziel zu erreichen. Im
Übrigen wird der Tanker inzwischen von einer Kapitänin ge-
steuert - ich weiß nicht, ob es diesen Begriff gibt, ich bezeichne
es einfach so -, und die Mannschaft ist zum größten Teil ausge-

wechselt worden. Man ist verpflichtet, den Kahn im Sinne der
Betroffenen gemeinsam wieder flott zu machen.

(Beifall bei CDU und SPD)

Gott sei Dank ist da auch noch die Kapitänin, die trotz der
unterschiedlichsten Reparaturaufträge vom Heck und vom Bug
und von oben und von unten - wer da alles etwas in die Luft
bläst! - bemüht ist, diesen Tanker im Sinne der Betroffenen in
ruhiges Fahrwasser zu führen. 

(Heiterkeit)

Ich weiß nicht, ob das so ein lustiges Thema ist.

Die grundsätzliche Idee des so genannten Hartz-IV-Gesetzes,
zwei aus Steuermitteln finanzierte Systeme zu einer Leistung
zu verschmelzen, war und ist nach wie vor richtig, weil sie eine
sehr ähnliche Klientel bedienen. Auch die Ansätze „Fördern
und Fordern“ und Leistungen aus einer Hand zu gewähren, fin-
den nach wie vor unsere Unterstützung.

Es war zu erwarten, dass diese Zusammenführung - ob in einer
Arbeitsgemeinschaft, der so genannten ARGE, oder in einer
Optionskommune - nicht ohne Schwierigkeiten ablaufen wür-
de. Zeigen Sie mir ein einziges Gesetz, das in der Bundesrepu-
blik Deutschland erlassen worden ist, bei dem immer alles glatt
gegangen ist! Gerade dort, wo es um Menschen geht, wird es
immer Nachbesserungs- und Änderungsbedarf zum Positiven
geben. Dafür waren die Veränderungen und der betroffene 
Personenkreis viel zu groß. 

Unser Vorschlag, eine längere Vorbereitungsfrist zu gewähren,
wurde nicht gehört. Umso größer sind offensichtlich die einge-
tretenen Schwierigkeiten. Sie, meine Damen und Herren von
der Opposition, haben diese Unsicherheiten in populistischer
Art und Weise sehr ausgiebig genutzt. Ehrlich war das jeden-
falls nicht - nicht gegenüber dem Steuerzahler und auch nicht
gegenüber den Betroffenen.

(Bischoff [SPD]: Und nicht gegenüber dem Wähler!)

- Und auch nicht gegenüber dem Wähler. Der Solidargedanke,
der dem System zugrunde liegt, wird von Ihnen sträflich stra-
paziert. Solidarität bedeutet nämlich Geben und Nehmen.

(Zuruf von der CDU: Richtig!)

Das führt dazu, dass sich die Leistungsträger, nämlich jene, die
die Leistung erarbeiten, die Frage stellen, wie viel mehr an
Transferleistungen noch verkraftbar ist. Dass demjenigen, der
unverschuldet in Not gerät, die Hilfe der Gemeinschaft zuteil
wird, ist richtig und in unserem Land eine Selbstverständlichkeit.
Demjenigen aber, der dieses System als soziale Hängematte
missbraucht und zumutbare Arbeit ablehnt - zumutbare Arbeit,
ich wiederhole es noch einmal - und schwarz arbeitet, müssen
konsequent die Grenzen aufgezeigt werden. Es ist eine ebensol-
che Selbstverständlichkeit, das entsprechend zu sanktionieren.
Wer nicht handelt, gefährdet dieses System der Solidarität.

(Beifall bei der CDU)

Es ist eine Tatsache, dass es im Sozialsystem genauso viel
Missbrauch wie in anderen Systemen gibt. Wir sind es dem



Steuerzahler, also demjenigen, der die Leistungen erbringt,
schuldig, diesen Missbrauch zu bekämpfen. Inzwischen leben
ca. 7 Millionen Menschen von Hartz IV, demgegenüber gibt es
38 Millionen erwerbstätige Menschen, von denen ca. 25 Milli-
onen sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind. Damit
möchte ich Ihnen die Leistungsdimension aufzeigen.

Hier ist der Begriff des Sozialschmarotzers gefallen. Dazu
muss ich sagen: Ich kann das wirklich nicht mehr hören! Neh-
men Sie bitte endlich zur Kenntnis, dass wir arbeitslose Men-
schen nicht zu Sozialschmarotzern abstempeln wollen!

(Beifall bei CDU und SPD)

Es ist eine Unverfrorenheit, eine solche Behauptung überhaupt
aufzustellen. Ich wiederhole: Es gibt auch im Sozialsystem
Missbrauch. Dieser Missbrauch ist genauso zu bekämpfen wie
in jedem anderen System auch.

(Beifall bei der CDU)

Sie behaupten nach wie vor, durch Hartz IV sei es zu drama-
tischen Leistungseinschränkungen gekommen. Sie alle wissen,
dass von 2004 - dem Jahr vor Hartz IV - zu 2005 - dem Jahr
nach Hartz IV - 6 Milliarden Euro mehr ausgegeben worden
sind. Davon sind zugegebenermaßen 1 Milliarde Euro für Ver-
waltungsaufwand, aber 5 Milliarden Euro mehr für Leistungen,
das heißt für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ausgegeben
worden. Das kann man nicht einfach unter den Tisch kehren.
Wie können Sie angesichts von 44,4 Milliarden Euro - stellen
Sie sich einmal die Anzahl der Nullen vor - von sozialem Elend
reden?

(Zurufe von der Linkspartei.PDS)

Hartz IV ist nicht, wie von der Linkspartei.PDS propagiert, Ar-
mut per Gesetz. Wie ich bereits gesagt habe, ist erheblich mehr
Geld ausgegeben worden. Diese Zahl sagt allerdings nichts
über die Effizienz des Systems bzw. die erfolgreiche Umset-
zung des Prinzips „Fördern und Fordern“ aus. Hier gibt es
noch erheblichen Handlungsbedarf. Obwohl die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in den Optionskommunen und in den 
ARGEn bemüht sind, ist es noch nicht gelungen, die optimale
und individuelle Förderung für jeden Arbeitslosen zu er-
reichen. Wir geben zu, dass hier Handlungsbedarf besteht.

Der Vergleich zwischen der zuvor und der jetzt gewährten
Leistung macht das deutlich. Ich habe eine wunderbare Über-
sicht von Herrn Dr. Braucksiepe, die ich Ihnen sehr gern zur
Verfügung stelle. Sie alle wissen: Es geht um die Regelsätze in
Höhe von 345 Euro in Ost und West, für die wir alle gekämpft
haben. Es geht um den befristeten Zuschlag aus dem ALG I. Es
geht um das Schonvermögen. Wenn Sie sich diesen Vergleich
in den Einzelheiten anschauen, können Sie nicht ernsthaft vom
Abbau von Leistungen sprechen. 

(Zuruf des Abgeordneten Vietze [Die Linkspartei.PDS])

Betrachtet man die Gesamtheit der Regelungen, ist es ganz lo-
gisch, dass die Kosten steigen müssten. Die Arbeitslosigkeit ist
in den vergangenen Monaten erfreulicherweise auch in Bran-
denburg zwar gesunken, dennoch ist sie mit 17,1 % alles ande-
re als zufrieden stellend. Fast zwei Drittel der Arbeitslosen sind
bereits langzeitarbeitslos. Es ist für uns alle - für die Politik, für

die Akteure vor Ort - ein Handlungsfeld, diesen Menschen zu
helfen und sie in Arbeit zu bringen. Dazu gibt es eine Reihe
von Vorschlägen auf der Landesebene, nicht zuletzt aus dem
Diskussionsprozess über die Mittel des Europäischen Sozial-
fonds. Herr Baaske hat bereits darauf hingewiesen, dass sie in
erheblichem Umfang in die Finanzierung von Arbeitslosenpro-
grammen fließen. Bezüglich der Landesprogramme ist eine 
engere Abstimmung zwischen  den Akteuren vor Ort notwen-
dig. Die Regionalbudgets sind ein richtiger Weg. Hier erhöht
man die Gestaltungsfreiheit vor Ort, denn nicht alle Landkreise
haben  dieselben Bedürfnisse. Der bürokratische Aufwand ist
auf ein Mindestmaß zu beschränken. Es ist darauf zu achten,
wie viel Geld wirklich bei den Leistungsempfängern ankommt
und nicht nur in die Strukturen fließt.

Präsident Fritsch:

Frau Abgeordnete, bitte kommen Sie zum Schluss!

Frau Schulz (CDU):

Danke, Herr Präsident, für Ihre Nachsicht. - Dieser Diskussion
stellen wir uns im Landtag und im Ausschuss regelmäßig. Wir
alle wollen eine effiziente und zielgenaue Umsetzung von
Hartz IV im Sinne und zum Nutzen der Betroffenen. Dazu
müssen alle Ebenen ihren Beitrag leisten. Dafür ist es erforder-
lich, Gesetze zu überprüfen und notwendige Veränderungen
herbeizuführen. Daran werden auch Sie, meine sehr verehrten
Damen und Herren von der Linkspartei.PDS, ein nachhaltiges
Interesse haben. Unser Hauptaugenmerk sollte der Schaffung
und dem Erhalt von Arbeitsplätzen wie auch der Finanzierung
von Arbeit gelten und nicht der Finanzierung von „Nichtarbeit“.

Wenigstens darin sollten wir uns einig sein. - Herzlichen Dank
noch einmal, Herr Präsident, für Ihre Nachsicht.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Fritsch:

Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der Landesregierung
fort. Bitte, Frau Ministerin Ziegler.

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie
Ziegler:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
muss etwas vorausschicken. Herr Otto, ich kenne nicht alle
Biografien der Landtagsabgeordneten, aber ich weiß, wie man
sich fühlt, wenn man arbeitslos ist. Wahrscheinlich bin ich eine
der wenigen hier.

(Widerspruch bei der Linkspartei.PDS)

- Entschuldigung. Wenn man das selbst erlebt hat, dann kann
man wahrscheinlich sehr gut beurteilen, wie sich ein Arbeits-
loser fühlt. Wenn Sie sagen, ABM und MAE, das alles tauge
nichts, weil es den Leuten nichts bringe, dann muss ich Ihnen
ganz vehement widersprechen.

(Zuruf des Abgeordneten Otto [Die Linkspartei.PDS])

- Doch, das haben Sie gesagt. Das können Sie im Protokoll
nachlesen. - Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass die betroffe-
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nen Menschen froh sind, wenn sie solche Maßnahmen in 
Anspruch nehmen können. Leider sind diese Maßnahmen in
den Augen der betroffenen Menschen von zu kurzer Dauer. Sie
wünschten sich, dass sie länger dauerten und in größerer Zahl
angeboten würden. Machen Sie solche Maßnahmen also bitte
nicht mies.

(Otto [Die Linkspartei.PDS]: Das habe ich nicht gesagt!)

Das Selbstwertgefühl der betroffenen Menschen bleibt dadurch
erhalten. Auch eine ehrenamtliche Tätigkeit, die ein Betroffe-
ner ausübt, wird, wie ich ebenfalls aus eigener Betroffenheit
weiß, als sinnvolle Beschäftigung empfunden. Im Übrigen kön-
nen sich aus einer solchen Tätigkeit auch neue Chancen für die
Betroffenen ergeben. Aus diesem Grunde bitte ich Sie, diese
Instrumente nicht schlechtzureden.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Hartz-IV-Gesetz
gibt es seit etwa 18 Monaten. Vom ersten Tag an sagt uns die
PDS, das alles sei nichts, es wirke nicht, das alles müsse weg.
Heute sagen Sie von der PDS, das Fortentwicklungsgesetz 
solle ebenfalls abgelehnt werden.

Natürlich wissen wir, dass eine so grundlegende Reform, wie
es sie in Deutschland noch nie gegeben hat, nach 18 Monaten
noch nicht erledigt ist, dass es immer noch Bedarf zum Nach-
steuern gibt. Nichts anderem dient das Fortentwicklungsgesetz.

Ich möchte den Hergang, den Herr Baaske schon dargestellt
hat, wiederholen, weil das immer wieder aus dem Blick gerät.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende ist alternativlos. Der
Zustand vorher war alles andere als ideal. Das wissen auch Sie.
Die Arbeitslosenhilfe war in der Sozialpolitik ein Zwitter, denn
die Leistung folgte dem Kausalprinzip, das heißt, die 
Ursache des Hilfebedarfs war die Arbeitslosigkeit. Die Leis-
tungsgewährung verknüpfte dann das Versicherungsprinzip mit
einer wesensfremden Bedürftigkeitsprüfung und lief damit
dem Fürsorgeprinzip zuwider, weil die Leistung nicht auf Be-
darfsdeckung zielte. Das Ergebnis war, dass die Arbeitslosen-
hilfe in aller Regel mit dem gleichzeitigen Bezug aufstocken-
der Sozialhilfe verbunden war. Das muss man in Erinnerung
rufen.

Das zog zwei Probleme nach sich. Erstens hatten es die Ar-
beitslosen mit zwei Sozialleistungsträgern zu tun, was den Auf-
wand erhöhte und ihre Bemühungen zur Arbeitsuche und zur
Arbeitsaufnahme reduzierte. Zweitens wurde durch diese Pra-
xis die Sozialhilfe strukturell überfordert; denn ursprünglich
sollte diese nur die individuellen Notlagen überwinden helfen,
wobei die Kommunen auch finanziell überfordert waren, da sie
für die Kosten einstehen mussten.

Für diese zentralen Probleme des bisherigen Systems bietet die
Grundsicherung für Arbeitssuchende Lösungen, nämlich Leis-
tungen aus einer Hand und Entlastung der kommunalen Haus-
halte.

Im Mai lebten in Brandenburg rund 340 000 Personen in mehr
als 200 000 Bedarfsgemeinschaften. Mehr als 66 000, also fast
ein Fünftel der Betroffenen, waren Kinder unter 15 Jahren. Hil-
febedürftig sind ja nicht nur die Langzeitarbeitslosen. Die

Grundsicherung schützt ganz unterschiedliche Empfängergrup-
pen, zum Beispiel Auszubildende nach der Lehre, Studienab-
gänger, Langzeitarbeitslose, welche die Arbeitslosenversiche-
rung ausgesteuert hat, und Beschäftigte, deren Einkommen nicht
ausreicht, um ein menschenwürdiges Leben zu führen. Für all
diese Menschen wird durch die Leistungen des SGB II der Le-
bensunterhalt gesichert und ein Leben in Armut verhindert.

Ich möchte einem weiteren Missverständnis vorbeugen. Die
Grundsicherung für Arbeitsuchende ist kein Wundermittel,
durch das Vollbeschäftigung hergestellt werden kann. Arbeits-
plätze schaffen kann man nur durch einen ausgewogenen Mix
von Ordnungs-, Tarif-, Finanz- und vor allem Wirtschaftspo-
litik. Die Arbeitsmarktpolitik allein vermag dies nicht zu errei-
chen, wenn mancher von Ihnen uns dies auch noch immer
glauben zu machen versucht. Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik
ist es vor allem, Arbeitslose zu unterstützen und ihnen ganz in-
dividuell solche Hilfen zu geben, die sie auf einen neuen 
Arbeitsplatz vorbereiten und in einen solchen Arbeitsplatz 
hineinbringen können.

In diesem Zusammenhang finde ich es ausgesprochen unredlich,
wenn pauschal ein Missverhältnis zwischen Fordern und För-
dern unterstellt wird. In diesem Jahr gab es in Brandenburg im
Rechtskreis des SGB II in jedem Monat rund 150 000 Arbeits-
lose. Doch befanden sich auch mehr als 30 000 Arbeitslose
Monat für Monat in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, und
wir registrieren in Brandenburg Monat für Monat durchschnitt-
lich mehr als 6 000 Zugänge in entsprechende Unterstützungs-
angebote.

Wie ich bereits gesagt habe, wünschte ich mir natürlich, dass
es unmittelbar aus der Arbeitslosigkeit heraus viel mehr Ar-
beitsplätze gäbe; das ist völlig klar. Auf der anderen Seite müs-
sen wir aber auch registrieren, dass die Arbeitslosen in Bran-
denburg von uns eben nicht allein gelassen werden.

Fördern und Fordern sind zwei Seiten einer Medaille. Die Ziele
des SGB II, vor allem das Ziel der Eingliederung in Arbeit,
sind nur zu erreichen, wenn die Hilfebedürftigen selbst aktiv
mitwirken. Deswegen ist es auch selbstverständlich, dass unbe-
gründete Pflichtverletzungen geahndet werden. Die bisherigen
Sanktionsregelungen - ich will nur ein Beispiel herausgreifen -
sahen für über 25-Jährige vor, die Regelleistung in einer ersten
Stufe um 30 % zu kürzen. Weitergehende Kürzungen waren
nur möglich, wenn innerhalb des Dreimonatszeitraums weitere
Pflichten verletzt wurden. Das führte in der Praxis dazu, dass
erhöhte Sanktionen kaum wirksam wurden, weil die drei 
Monate eben schnell herum waren und weitere Sanktionen des-
halb kaum greifen konnten.

Dass man dagegen ist, hier eine Verbesserung durchzusetzen,
erschließt sich mir nicht. Die beabsichtigte Neuregelung
schafft eine größere Wirksamkeit und mehr Flexibilität. Es
geht um eine bessere Verwaltungspraxis für die Arbeitsgemein-
schaften und die zugelassenen kommunalen Träger. Deswegen
geht Ihr Vorwurf, hierbei handele es sich um das hilflose Rea-
gieren auf das Verfehlen von Integrationszielen, an der Wirk-
lichkeit vorbei.

Ich halte diese Regelung und weitere Regelungen, die das
SGB-II-Fortentwicklungsgesetz enthält, für richtig und not-
wendig. Vor allem im Interesse einer wirksamen Verwaltungs-
praxis sollte das Gesetz zügig verabschiedet werden.



Bedarfe definieren, die das Notwendige herausarbeiten, aber
eben auch nicht mehr. 

Es gibt einen schönen Spruch: Es gibt nichts, das so gut wäre,
als dass es nicht weiter verbessert werden könnte. - Wir wissen,
dass das so ist und dass wir auch bei Hartz IV noch nicht am
Ende unserer guten Gedanken sind. Das ist völlig klar. Aber
man kann sagen, dass die Probleme, die uns im 1. Halbjahr
2005 fast jeden Monat beschäftigten, einigermaßen gelöst sind.
Es gibt neue, es gibt andere Probleme, es gibt noch Verbesse-
rungswünsche und -bedarf. 

Unter dem Strich können wir aber feststellen, dass die Hartz-
Reform wirkt. Die Prophezeiung der Linkspartei.PDS, die 
Arbeitslosigkeit werde noch höher steigen, ist zum Glück - da-
rüber können Sie sich richtig mitfreuen - nicht eingetreten. 

(Beifall bei SPD und CDU)

Herr Otto, ich weiß nicht, ob Sie noch einmal sprechen oder je-
mand von Ihren Kolleginnen und Kollegen einen Redebeitrag
gibt. Sie sagten, wir sollten dann eben Arbeitsplätze schaffen.
Ich hätte im zweiten Wortbeitrag gern gehört, wie Sie das tun
wollen, aber bitte bemühen Sie nicht den öffentlich geförderten
Arbeitsmarkt; das hatten wir schon mehrfach. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Ich würde darum bitten, dass Sie zu allem, was Sie schlechtge-
redet haben, eine Alternative anbieten, die politisch und in der
Realität umsetzbar ist. Wir nehmen sie sehr gern auf. - Vielen
Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Fritsch:

Wir setzen mit der SPD-Fraktion fort. Die Abgeordnete
Dr. Schröder spricht.

Frau Dr. Schröder (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nicht der immer
gleiche Schlagabtausch bringt uns und vor allem Langzeitar-
beitslose weiter. Wer sich aus parteitaktischen Gründen noch
immer beim Thema Grundsicherung um Verunsicherung statt
um Problemlösungen bemüht, verkennt die Zeichen der Zeit
und handelt insbesondere gegenüber den Langzeitarbeitslosen
politisch unverantwortlich. Es gibt in der Gesellschaft nach wie
vor einen Konsens hinsichtlich tiefgreifender Arbeitsmarktre-
formen. Dies belegt nicht zuletzt der Abstieg der PDS in den
Wählerumfragen. Wir dürfen diesen gesellschaftlichen Kon-
sens aber nicht verspielen. Der Bund - ich will die Zahlen noch
einmal nennen - veranschlagt für Hartz IV allein in diesem 
Jahr 38 Milliarden Euro - 24,4 Milliarden für Arbeitslosen-
geld II/Sozialgeld, 3,5 Milliarden Euro für Verwaltung und Per-
sonal, 6,5 Milliarden Euro für Eingliederung in Arbeit. 

Noch nie zuvor wurde so viel Geld für aktive Arbeitsmarktpoli-
tik eingesetzt. Entscheidend ist die Frage, unter welchen Vor-
aussetzungen und Bedingungen die eingesetzten Steuergelder
auch tatsächlich als Lebenshilfe bei den Hilfebedürftigen an-
kommen. Dieser Frage müssen wir viel genauer nachgehen.
Dies verlangt von uns, endlich eine aktivierende Arbeitsmarkt-
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Ich betone aber auch, dass der Reformbedarf im Bereich
SGB II damit nicht erschöpft ist. Darin bin ich mir mit mehre-
ren anderen Landesministern und -ministerinnen einig. Wir
wollen eine Initiative für eine Bundesratsentschließung ergrei-
fen, in der entsprechende Reformbedarfe noch einmal kennt-
lich gemacht werden, wobei die Bundesregierung ihrerseits ja
auch signalisiert hat, dass sie im Herbst einen weiteren Schritt
vornehmen will.

Aus den vielen Anliegen, die die Länder noch haben, möchte
ich drei herausgreifen und darauf näher eingehen, weil sie sehr
wichtig sind.

Erstens nenne ich in diesem Zusammenhang die so genannten
Aufstocker zum Arbeitslosengeld I. Das sind Angehörige jener
Menschen, die Anspruch auf Arbeitslosengeld I haben und
selbst bzw. als Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft lediglich
ergänzend Arbeitslosengeld II erhalten. Diese Aufstocker dür-
fen nicht von Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsförde-
rung nach SGB III ausgeschlossen werden. Zurzeit ist das aber
so geplant. Die notwendige beitragsfinanzierte Gesamtbetreu-
ung der Aufstocker durch die Arbeitsagenturen darf nicht in
den steuerfinanzierten Regelkreis des SGB II verschoben wer-
den.

Ein zweiter wichtiger Punkt ist in meinen Augen der Übergang
aus dem Arbeitslosengeld II in Rente. Aus unserer Sicht ist wie
bei Arbeitnehmern, Arbeitslosen oder Krankengeldempfängern
ein nahtloser Übergang in Rente anzustreben. Für Bezieher von
Arbeitslosengeld II sollte bei der Zahlung der Geldleistung kei-
ne Unterbrechung notwendig werden. Es sollte nicht der Fall
eintreten, dass die Betroffenen für eine Übergangszeit von oh-
nehin nur längstens acht Wochen noch einmal einen Antrag auf
Sozialhilfe stellen müssen; denn das wäre menschenunwürdig.
Hier muss also nachgearbeitet werden.

Ein dritter Punkt liegt mir ganz besonders am Herzen. Das
Stichwort lautet hier: abweichende Bedarfe. Erhebliche Proble-
me bestehen hinsichtlich länger andauernder und beträchtlich
über dem Durchschnitt liegender Bedarfslagen. Nach § 23
Abs. 1 SGB II ist es möglich, ein Darlehen gewährt zu bekom-
men - wir haben darüber schon gesprochen - und die raten-
weise Tilgung mit der Regelleistung zu verrechnen. Das kann
aber nur eine Lösung für die Fälle sein, in denen eine entspre-
chende Situation einmal für kurze Zeit gegeben ist; das kann
keine Dauerlösung sein, wenn dauerhaft mehr Bedarfe - das
sind die atypischen Bedarfe - vorhanden sind. Sonst trifft das
wirklich wieder diejenigen, die ohnehin schon am stärksten be-
troffen sind.

Seitens des Bundes gibt es zurzeit noch keine Willensbildung
dahin gehend, hierbei Ausnahmen zuzulassen. Das halten wir
aber für unbedingt notwendig bzw. für erstrebenswert. In die-
sem Zusammenhang werden wir auch verfassungsrechtliche
Bedenken geltend machen. Es kann nicht sein, dass solche
Menschen mit einer Bedarfssituation, die über die eines „nor-
malen“ Empfängers von Leistungen nach dem SGB II hinaus-
geht, Darlehen aufnehmen müssen; denn es ist die Frage, wie
sie diese im folgenden Monat zurückzahlen sollen. Das ist
zwar zwischen allen unstrittig, aber es gibt eben die auch von
mir mitgetragene Befürchtung, dass dann, wenn man das Fass
hier aufmacht, ganz viele unter die entsprechende Definition
fielen. Damit muss man sehr sorgsam umgehen. Ich hoffe, dass
wir gemeinsam die richtigen Punkte finden und die richtigen
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politik umzusetzen, mehr Transparenz und Effizienz in der Ar-
beitsförderung und klare Zielvorgaben. Deshalb möchte ich
hier noch einmal ausdrücklich für eine aktivierende Arbeits-
marktpolitik plädieren. Arbeitslosengeld II bewahrt als Ret-
tungsring Langzeitarbeitslose zwar vor dem Untergang, aber
sowohl der Versuch der Linkspartei.PDS, den Rettungsring im-
mer mehr aufzupusten, bis dem Sozialstaat gänzlich die Luft
ausgeht, als auch der Versuch der Union auf Bundesebene, Luft
abzulassen, sind untauglich und gehen am eigentlichen Ziel
vorbei, Hilfebedürftige schnell ans sichere Ufer zu bringen und
sie zu befähigen, wieder auf eigenen Füßen zu stehen.

Integration in Arbeit war, ist und bleibt das erklärte Ziel der Ar-
beitsmarktreform. Mit dieser Maßgabe hat die SPD Hartz IV
auf den Weg gebracht. Davon lassen wir uns nicht abbringen.
Hier sind aber auch - das will ich deutlich sagen - andere Poli-
tikbereiche wie Finanzen, Wirtschaft und Bildung gefragt. Die
gesamte Gesellschaft muss hier mit anpacken, und mit dieser
Maßgabe steuert, Frau Schulz, der Kapitän im Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales auch weiterhin diese Reform. 

An die Adresse von PDS und DVU gerichtet sei noch einmal
ausdrücklich gesagt: Arbeitslosengeld II ist eine Grundsiche-
rung für Hilfebedürftige zur Sicherung der Existenz, keine Le-
bensstandardsicherung. 

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen, dass das Geld bei den Hilfebedürftigen ankommt.
An die Adresse der CDU auf Bundesebene gerichtet sage ich:
Nicht die zu hohen Regelleistungen, sondern Niedrig- und Nie-
drigstlöhne sind der Skandal. Ich wende mich hier auch ent-
schieden gegen jeden Versuch, Arbeitslose unter den General-
verdacht eines Leistungsmissbrauchs zu stellen. 

(Beifall bei der SPD)

Stattdessen müssen wir endlich ein funktionierendes Fall-
management einfordern. Die Umsetzung von Hartz IV muss
erst einmal Realität werden, meine Damen und Herren. Sie
sprechen hier immer von gescheiterter Hartz-IV-Reform.
Hartz IV ist überhaupt noch nicht umgesetzt. Das ist doch der
Punkt. 

(Unruhe und Zurufe bei der Linkspartei.PDS)

Auf eine an persönlichen Problemen orientierte Beratung, Be-
treuung und Vermittlungsdienstleistung, die, Herr Otto, eben
nicht Trägerinteressen und nicht kommunalen Haushaltsinter-
essen untergeordnet ist, kommt es an. 

(Frau Alter [SPD]: Das stimmt! - Beifall)

In Verbindung damit plädieren wir nach wie vor für mehr
Transparenz und Effizienz. Es kann doch nicht sein, dass bis
heute, eineinhalb Jahre nach Beginn der Reform, noch immer
keine seriösen Daten über Be- und Entlastung Brandenburger
Kommunen vorliegen. Das ist schlichtweg ein Unding.

(Zurufe von der Linkspartei.PDS)

Wir hatten im Ausschuss eine Anhörung der kommunalen Spit-
zenverbände. Aussage der kommunalen Spitzenverbände im
Land Brandenburg: In absehbarer Zeit werden keine validen

Daten zur Be- und Entlastung von Kommunen auf dem Tisch
liegen. Das ist ein Skandal. Milliarden Gelder des Bundes flie-
ßen momentan ohne Erfolgscontrolling in eine Blackbox. Hier
brauchen wir mehr Transparenz. In diese Blackbox gehört die
Lampe gehalten. 

Präsident Fritsch:

Frau Abgeordnete, Sie haben Ihre Redezeit schon überzogen.

Frau Dr. Schröder (SPD):

Okay. - Hier fordern wir mehr Steuerung und mehr verbind-
liche Zielvorgaben des Bundes. 

Zum Schluss möchte ich sagen, dass noch zu wenig Lebenshilfe
bei den Betroffenen ankommt. Doch wir werden die Arbeits-
marktpolitik alten Stils überwinden. Darauf können Sie sich
verlassen. Arbeitsmarktreformen funktionieren nicht im
Selbstlauf. Wir brauchen einen langen Atem. Der, meine Da-
men und Herren, darf uns jetzt nicht ausgehen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Fritsch:

Das Wort erhält noch einmal die Fraktion der Linkspartei.PDS.
Es spricht die Abgeordnete Kaiser.

Frau Kaiser (Die Linkspartei.PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verehrte Frau
Schröder, gestatten Sie mir eine kurze Vorbemerkung. Wenn
Sie die Umfrageergebnisse der Linkspartei.PDS als Absturz
interpretieren, möchte ich Sie darauf hinweisen, dass in der 
gestrigen Ausgabe der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ ver-
merkt wurde, dass wir inzwischen bundesweit bei 10 % und im
Osten deutlich vor der CDU und der SPD liegen, und damit
dort die stärkste Partei sind. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Wenn Sie das als Absturz interpretieren, wundert mich Ihre
Einschätzung der Arbeitsmarktreform Hartz IV inzwischen
nicht mehr.

(Vietze [Die Linkspartei.PDS]: Die SPD hat 4 % verloren!
- Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Das können Sie anscheinend nicht zur Kenntnis nehmen, denn
dann müssten Sie Ihre Perspektive wechseln. Es kann, sehr ge-
ehrte Frau Dr. Schröder, sehr geehrte Ministerin, in Branden-
burg - über Brandenburg reden wir - von einer Entlastung der
Kommunen im Zusammenhang mit der Umsetzung von
Hartz IV nicht die Rede sein. Es gibt keinen Arbeitsplatz mehr
trotz gut qualifizierter Vermittler. Es gibt keinen mittelfristigen
Ansatz für existenzsichernde Beschäftigung in Brandenburg.
Es gibt keine Lösung für die langzeitarbeitslosen Jugendlichen.
Wenn Sie die Gesamtbilanz, dass dieses Gesetz, mit dem auf
Kosten von Arbeitslosen Umverteilungen im Bundeshaushalt
vorgenommen wurden, versagt hat - wie auch die Einsparun-
gen beim Arbeitslosengeld I, Frau Dr. Schröder -, als Popu-



lismus abtun, trifft dieser Vorwurf nicht meine Fraktion, die
mehrere Monate im gesamten Land unterwegs war. 

(Vereinzelt Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Diese Einschätzungen nehmen vor Ort Landräte, Chefs der Ar-
beitsgemeinschaften und der Grundsicherungsämter, Mitarbei-
ter der Beschäftigungsgesellschaften und nicht zuletzt - das
wird Sie nicht wundern - die Arbeitslosen selbst vor.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Wenn diese Menschen Ihre Reden von heute zur Kenntnis neh-
men, werden sie vielleicht wie ich an dieser Stelle leider nur
sagen können: Ihre Reden zeugen von einer völligen Unkennt-
nis der Lage im Land. Ich hätte es nicht unterstellt. Ich bin sehr
überrascht, dass das heute so eindeutig herauskommt. 

Ich denke, dass es bei den Hartz-Reformen um Einsparungen
ging, nicht vordergründig um die Zusammenführung von Ar-
beitslosengeld und Sozialhilfe. Der Kostenfaktor war das trei-
bende Motiv. Jetzt wird Missbrauch unterstellt, damit man eine
Begründung findet, um weiter Kosten zu reduzieren. 

(Zurufe von der SPD)

Sie rufen „Haltet den Dieb“.

(Zurufe von der SPD)

Als Diebe werden nicht die superreichen Steuerflüchtlinge -
ich nenne nur Beckenbauer und Schumacher,

(Oh! bei der SPD)

uns fallen noch mehr ein -, sondern die Arbeitslosen in diesem
Land hingestellt. Die Arbeitslosigkeit bekämpfen Sie damit
nicht. Mit dem Fortentwicklungsgesetz, das Sie, Herr Baaske,
„selbstredend“ befürworten wollen, wird keines der von Ihnen
benannten Probleme gelöst. 

(Zuruf von der SPD)

Ich bitte Sie, eine Auszeit zu nehmen und vielleicht in der Mit-
tagspause zu beraten, ob Sie, Frau Ministerin, diesem Gesetz
im Bundesrat die Stimme geben.

(Zuruf der Abgeordneten Funck [CDU])

Ich erinnere an die atypischen Bedarfe. Warum sagen Sie nur,
Sie haben Bedenken bei den jetzigen Regelungen? Warum
stimmen Sie nicht dagegen? Warum befördern Sie die Debatte
nicht? Es reicht nicht, Bedenken zu haben, es muss die Macht
genutzt und dagegen gestimmt werden.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Bitte sehen Sie sich unseren Antrag noch einmal an! Dass mit
diesem Fortentwicklungsgesetz keines der genannten Probleme
gelöst wird, ist nicht nur die Meinung meiner Fraktion.

Reden wir über die Kostenexplosion. Die Aufstocker werden
wirklich teuer. Wenn man die Kosten für das Arbeitslosen-
geld II betrachtet, stellt man fest, man hat sich völlig verrech-

net. Zu den Bedarfsgemeinschaften kommen die Aufstocker,
von denen Sie zum Schluss schon sprachen. Das sind Leute,
die arbeiten gehen, jedoch so wenig verdienen, dass sie zusätz-
lich öffentliche Hilfe brauchen, um leben zu können. 

(Frau Dr. Schröder [SPD]: Das ist das neue System von
Hartz IV, das Sie immer bekämpft haben!)

Da haben wir einen faktischen Kombilohn. Frau Dr. Schröder,
Sie sprachen das Problem Mindestlohn an. Wir sind für einen
existenzsichernden Mindestlohn, der wie in anderen westeuro-
päischen Ländern gesetzlich geregelt ist.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Jetzt unterbreite ich einen Vorschlag, weil Frau Ministerin nach
Alternativen gefragt hat. Man könnte - an dieser Stelle sage ich
immer gerne: ohne Revolution -, wenn man die per Hartz IV
maximal möglichen Aufwendungen für einen Arbeitslosen 
inklusive der Kosten für 1-Euro-Jobs bündelt, vielleicht mit
Mitteln aus EU-Programmen - wir waren in Brüssel und haben
uns das angesehen, „Beschäftigungsförderung“ ist die Über-
schrift über allen Programmen - etwas aufstockt und für länger
als ein halbes Jahr verstetigt, zu einem faktischen Mindestlohn
von etwa 1 500 Euro kommen, wie er in funktionierenden kapi-
talistischen Marktwirtschaften, etwa in Großbritannien, gesetz-
lich fixiert ist.

(Zurufe von der CDU - Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Aber, was geschieht in Deutschland? Hier hält man den Nie-
drigstlohnsektor, und zwar bedauerlicherweise aufgrund sozial-
demokratischer Initiative. Herr Baaske, zum Lohnabstandsge-
bot: Es ist richtig, dass viele Leute der Meinung sind, dass der
Grundsicherungssatz zu hoch ist, weil die Löhne zu niedrig sind.

(Zurufe von der SPD)

Aber sollten wir dann nicht genau dieses Argument umkehren?
Mindestlohn heißt die Forderung. Wir sollten unsere Politik
auch nicht nach Klischees, Vorurteilen oder Stammtischmei-
nungen ausrichten,

(Zuruf der Abgeordneten Funck [CDU])

sondern nach Fakten. Wenn Sie sich die Statistiken ansehen, stel-
len Sie fest, dass umverteilt worden ist. Es gab tatsächlich Ein-
sparungen durch Hartz IV, und zwar beim Arbeitslosengeld I.
Die Bundesagentur teilte dieser Tage mit, in diesem Jahr min-
destens 4 Milliarden Euro Überschuss zu haben. Das sind 
öffentliche Statistiken, da können Sie es nachlesen. Ich schlage
vor, mit diesem Geld, das in den Bundeshaushalt zurückfließt
und nicht der Arbeitsförderung zugute kommt, nicht Unterneh-
men zu entlasten, die nach den Erfahrungen der letzten 20 Jah-
re deshalb keinen einzigen Arbeitsplatz mehr schaffen werden,
sondern dieses Geld in Arbeitsförderung zu investieren. Die
Gesamtbilanz von Hartz IV in Relation zur Kürzung der Leis-
tungen aus dem Arbeitslosengeld I zeigt: Es gab eine Umver-
teilung zuungunsten der Arbeitslosen. Man hat den Arbeits-
losen Versicherungsleistungen nicht gewährt und ihnen in die
Tasche gegriffen, das ist Fakt.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)
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Deshalb will ich in aller gebotenen Sachlichkeit vielleicht noch
anmerken, Herr Präsident, gestatten Sie mir das, und dabei
bleibe ich nicht ruhig: In unserem Land, Herr Baaske, gibt es
203 000 Bedarfsgemeinschaften. Davon sind 45 000 Familien
mit Kindern; 70 000 Kinder und Jugendliche leben in Bedarfs-
gemeinschaften. Frau Ministerin sprach die atypischen Bedarfe
an. Ich verweise darauf, dass diesen Familien das Kindergeld
nicht wie uns zusätzlich zugute kommt. Es ist ein Fakt - das
sagt Ihnen jeder Betroffene und auch die Bürgermeister der
Kommunen sagen das -, dass die Kinder aus diesen Familien an
der Schultüte, an der Schulausstattung, an der Nichtteilnahme
an Wandertagen, Ferienlagern, Sportvereinen oder Musikschu-
len merken, dass sie aus der Gesellschaft ausgegrenzt sind.

(Frau Dr. Schröder [SPD]: Das war in der Sozialhilfe im
alten System der Fall!)

Wenn wir die Aufgabe, diesen Familien und Kindern zu ermög-
lichen, chancengleich in diesem Land zu leben, nicht lösen,
dann haben wir als Politiker versagt. - Vielen Dank.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der Aussprache
zur Aktuellen Stunde. 

Ich begrüße Gäste, Schüler der 9. Klasse von der Oberschule
Cottbus-Kahren. Ihr merkt, es kann im Landtag ganz schön
spannend sein. Ich wünsche euch einen angenehmen und in-
teressanten Aufenthalt bei uns.

(Allgemeiner Beifall) 

Meine Damen und Herren, nach § 71 der Geschäftsordnung
des Landtages haben Abgeordnete am Schluss der Aussprache
das Recht, persönliche Bemerkungen abzugeben. Sie dürfen je-
doch nicht zur Sache sprechen, sondern lediglich gegen sie ge-
richtete Angriffe zurückweisen und Missverständnisse aufklä-
ren. Dieses Bedürfnis hat der Kollege Otto.

Otto (Die Linkspartei.PDS):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
möchte mich zu zwei in der Aussprache gemachten Bemerkun-
gen äußern. Erstens zur Bemerkung von Frau Schulz zur Arbeit
im Beirat im Spree-Neiße-Kreis: Gerade aus der Erkenntnis
heraus, dass nicht genügend Kontrollen bei den so genannten
1-Euro-Jobs durchgeführt wurden, und aus der Erkenntnis he-
raus, dass nicht genügend Informationen bei den Nichtleis-
tungsbeziehern ankommen, haben wir uns im Spree-Neiße-
Kreis genau für diesen Personenkreis engagiert. Daraus resul-
tiert die Wertung im Referat, dass bei den Nichtleistungsbezie-
hern wenig Information und wenig Effizienz vorhanden sind. 

Zweitens zur Bemerkung von Frau Ministerin, was ABM und
BSI angeht. Im Referat werden Sie, wenn Sie den Text nachle-
sen, diese beiden Begriffe nicht finden, weil wir generell für
ABM und BSI plädiert haben. 

(Zurufe von der SPD)

Ich möchte diese Bemerkung zurückweisen. Wir haben uns im
Referat nicht gegen ABM und BSI ausgesprochen, denn es
sind wirksame Instrumente.

(Vereinzelt Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Die Geschäftsordnung sieht persönliche Bemer-
kungen einzelner Abgeordneter vor und nicht des gesamten
Plenums. Ich bitte Sie, daran zu denken.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Ich schließe Tagesordnungspunkt 1 und rufe Tagesordnungs-
punkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksache 4/3011

Wir beginnen mit der Frage 768 (Berlin-Brandenburger Aus-
bildungsreport 2005), gestellt von der Abgeordneten Lehmann.

Frau Lehmann (SPD):

Für den kürzlich vom DGB vorgelegten Berlin-Brandenburger
Ausbildungsreport 2005 wurden mehr als 2 000 Auszubildende
in Berlin und Brandenburg befragt. Die Befragung ergab, dass
in Brandenburg ein Viertel der Auszubildenden regelmäßig
ausbildungsfremde Tätigkeiten verrichten muss. Im Handwerk
sind ein Drittel der Befragten davon betroffen.

Ich frage die Landesregierung: Durch welche Maßnahmen
wird eine hohe Qualität sowohl der theoretischen als auch der
betriebspraktischen Ausbildung sichergestellt?

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet der Staatsse-
kretär. Bitte, Herr Alber.

Staatssekretär im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Familie Alber:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr
geehrte Frau Abgeordnete Lehmann, die Aufgabe der Überprü-
fung der Ausbildungsqualität ist in Deutschland den Kammern
zugewiesen. Darüber hinaus sind in Brandenburg für die grü-
nen Berufe das Landesamt für Verbraucherschutz und Land-
wirtschaft und für die Berufe des öffentlichen Dienstes das 
Ministerium des Innern verantwortlich. 

Die Grundlage für die Durchführung einer Berufsausbildung
bildet das Berufsbildungsgesetz. Die Qualität der theoretischen
Ausbildung wird durch anerkannte Ausbildungsordnungen für
die jeweiligen Berufe gesichert. § 14 Berufsbildungsgesetz legt
die Aufgaben der Ausbildenden, nämlich in den Unternehmen,
und der Auszubildenden fest. Danach dürfen Auszubildenden
nur Aufgaben übertragen werden, die dem Ausbildungszweck
dienen und ihren körperlichen Kräften angemessen sind. 

Die Prüfung der Umsetzung dieser Aufgaben nach dem Berufs-
bildungsgesetz obliegt den oben genannten Stellen. Sie stellen



durch Kontrollen und Prüfungen der persönlichen und fach-
lichen Eignung der Ausbilder die Ausbildungseignung fest.
Das MASGF unterstützt die Arbeit der Kammern zur Verbesse-
rung der Qualität der Ausbildung in den Unternehmen durch
die Förderung des Ausbildungsmanagements der Kammern.

Präsident Fritsch:

Danke sehr. - Es gibt eine Nachfrage vom Abgeordneten Görke.

Görke (Die Linkspartei.PDS):

Herr Staatssekretär, ich möchte einen Satz aus dem Ausbil-
dungsreport zitieren und danach eine Frage an Sie richten:

„Nur 29 % der BewerberInnen stand in der Region ein
betrieblicher Ausbildungsplatz zur Verfügung. Die Zahl
der gemeldeten Ausbildungsstellen in der Region ist ge-
genüber dem Vorjahr um 17,6 % gesunken.“

Meine Frage: Wie bewerten Sie die Tatsache, dass der Ausbil-
dungsreport zu der eindeutigen Feststellung, der Ausbildungs-
pakt in der Region Berlin-Brandenburg sei nicht erfüllt wor-
den, kommt?

Staatssekretär Alber:

Sie unterstellen in Ihrer Frage, dass dies so sei. Das ist eine
Wahrnehmung der DGB-Jugend Berlin-Brandenburg, die den
Ausbildungsreport erstellt hat. Die Aussagen beziehen sich
nicht eindeutig auf Berlin und Brandenburg. Das müsste 
genauer untersucht werden.

Wir selbst schätzen die Situation anders ein und haben den Land-
tag und den Ausschuss regelmäßig über den Stand auf dem Aus-
bildungsmarkt informiert. Nach unseren Erkenntnissen ist es in
den vergangenen Jahren durch einen großen Kraftakt gelungen,
die rechnerische Ausbildungsplatzlücke zu füllen. Wir müssen
allen, die an diesem Brandenburger Ausbildungskonsens mitwir-
ken, sehr dankbar sein. Ich denke, auch in diesem Jahr wird es
mithilfe aller Mitwirkenden wieder möglich sein, die Lücke mit
den Bausteinen dieses Ausbildungskonsenses zu füllen.

Präsident Fritsch:

Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. - Das Wort erhält der
Abgeordnete Sarrach, der Gelegenheit hat, die Frage 769 (Prü-
fung der Schließung von sieben Amtsgerichten und einem Ar-
beitsgericht) zu formulieren.

Sarrach (Die Linkspartei.PDS):

Im Rechtsausschuss des Landtags wurde wiederholt über die
mögliche Schließung von Amtsgerichten und einem Arbeitsge-
richt beraten. Dabei wurden auch Hinweise zu offensichtlichen
fehlerhaften Annahmen und Darstellungen - zum Beispiel zum
Sanierungsbedarf an einzelnen Standorten - gegeben. Derzeit
prüft eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Finanzministerium
und Justizministerium die Standortauswahl und es war - so
mein Eindruck aus den Sitzungen des Rechtsausschusses - von
einer ergebnisoffenen Prüfung auszugehen.

Der Zeitung war jedoch zu entnehmen, dass die derzeitige Prü-
fung nach Einschätzung der Deutschen Justizgewerkschaft

nicht ergebnisoffen stattfinde und die Schließung der konkret
benannten Standorte nicht infrage gestellt werde.

Ich frage daher die Landesregierung: Welche Festlegungen
sind im Rahmen einer Fachdebatte und unter Berücksichtigung
wirtschaftlicher Gesichtspunkte bisher bezüglich einer mög-
lichen Schließung von Amtsgerichten und einem Arbeitsge-
richt getroffen worden?

Präsident Fritsch:

Frau Ministerin Blechinger, bitte.

Ministerin der Justiz Blechinger:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Sarrach, ich möchte zunächst kurz schildern, wie der bisherige
Weg bezüglich des von Ihnen genannten Prüfauftrags verlaufen
ist, um Ihnen dann als Antwort auf Ihre Frage darlegen zu kön-
nen, wo wir heute stehen.

Im Februar 2005 hatte mich die Landesregierung beauftragt,
bis zum Ende des Jahres 2005 ein Konzept zur sachgerechten
Reduzierung der Zahl der Amts- und Arbeitsgerichte vorzu-
legen und auf dieser Grundlage gemeinsam mit dem Minister
der Finanzen die bislang vorgesehenen Baumaßnahmen zur
Unterbringung der Gerichte zu überprüfen. Das geforderte
Konzept ist termingerecht erstellt und vom Kabinett im Januar
zur Kenntnis genommen worden.

Wie Sie wissen, werden darin sieben Amtsgerichte benannt, die
von anderen Amtsgerichten gegebenenfalls aufgenommen wer-
den könnten. Dies steht nach dem Konzept allerdings auch 
unter der Voraussetzung, dass die Grundbuchabteilungen der
betroffenen Amtsgerichte ausgegliedert werden, da ansonsten
mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand zu rechnen wäre.

Um diese Ausgliederung zu ermöglichen, wird in dem Konzept
die Zentralisierung der Grundbuchämter auf den landeseigenen
Liegenschaften im Landesbehördenzentrum Wünsdorf erwo-
gen. Deshalb ist zu prüfen - ich zitiere das Konzept -,

„ob, mit welchem Aufwand und innerhalb welcher Zeit
auf den landeseigenen Liegenschaften im Landesbehör-
denzentrum Wünsdorf ein zentrales Grundbuchamt des
Landes Brandenburg geschaffen werden kann“.

Ferner ist im Rahmen der Durchführung der vorzunehmenden
Detailprüfung neben weiteren Punkten zu prüfen, ob es nach
Errichtung eines zentralen Grundbuchamtes gelingen kann, die
genannten Amtsgerichte ohne größeren Aufwand an dem 
jeweils vorgesehenen Standort zusammenzulegen.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Dass das nicht geht,
wissen Sie genau!)

Genau in dieser vorbezeichneten Prüfung befinden wir uns
derzeit. Deshalb ist es völlig zutreffend, was Sie in Ihrer Münd-
lichen Anfrage hinsichtlich der Tätigkeit der gemeinsamen Ar-
beitsgruppe des Ministeriums der Finanzen und des Ministeri-
ums der Justiz über den Eindruck aus den Rechtsausschusssit-
zungen berichten.

Die Arbeitsgruppe ist dabei, die Vorschläge aus dem Konzept
auf ihre Realisierbarkeit und ihre Wirtschaftlichkeit näher zu
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untersuchen. Diese Prüfung ist in vollem Gange. Sie kann nicht
allein vom grünen Tisch erfolgen, sondern erfordert eine Be-
sichtigung der betroffenen Objekte einschließlich der Liegen-
schaften in Wünsdorf. Der Schluss, der in dem von Ihnen, Herr
Abgeordneter, zitierten Zeitungsartikel hinsichtlich dieser Be-
sichtigung vermittelt wird, ist deshalb unzutreffend.

Eine ernste und umfassende Wirtschaftlichkeitsbetrachtung -
wie sie derzeit vorgenommen wird - muss die konkreten Räum-
lichkeiten vor Ort einbeziehen und erfordert deshalb Ortsbe-
sichtigung. Es reicht also nicht, die Nutzflächen der Gebäude
zu addieren. Die Besichtigungen dokumentieren nicht, dass be-
reits eine Entscheidung gefallen ist, sondern sie bilden die
Grundlage für eine noch zu treffende Entscheidung.

Sie fragen nun nach getroffenen Festlegungen bezüglich der
Schließung von Amts- und Arbeitsgerichten. Dazu kann ich
noch einmal sagen: Bisher gibt es keine. Es gibt das von mir
bereits zitierte Konzept für eine sachgerechte Reduzierung der
Amts- und Arbeitsgerichte und die laufende Prüfung durch die
eingesetzte Arbeitsgruppe, deren Ergebnisse die Grundlage für
eine Entscheidung bilden werden.

Dazu hat das Kabinett einen Beschluss gefasst. Es bittet den
Minister der Finanzen und mich, bis zum 30. November 2006
Bericht über den Stand der Prüfung dieser Arbeitsgruppe zur
Zusammenlegung von Amts- und Arbeitsgerichten zu erstatten
sowie eine Konzeption zur Errichtung eines zentralen Grund-
buchamtes in Wünsdorf vorzulegen. Ich gehe davon aus, dass
bis dahin konkrete Ergebnisse vorliegen. - Vielen Dank.

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Der Präsident hat das Recht, die Nachfragen ab-
zubrechen, wenn er einen Beratungsgegenstand für erschöpft
hält. Ich hoffe, dass Sie sich nicht melden, weil Sie ein Amts-
gericht in Ihrem Wahlkreis haben, sondern um sachdienliche
Fragen zu stellen.

(Frau Kaiser [Die Linkspartei.PDS]: Nur diejenigen, die
dann kein Amtsgericht mehr haben!)

Der Fragesteller hat als Erster das Recht, seine Nachfrage zu
stellen. Herr Sarrach, bitte.

Sarrach (Die Linkspartei.PDS):

Jüngst ist erneut in diesem Zusammenhang vom Sanierungsbe-
darf der Amtsgerichte Zossen und Eisenhüttenstadt gesprochen
worden. Deshalb frage ich erstens: Frau Ministerin, werden im
Konzept des Ministeriums endlich die offensichtlichen fehler-
haften und falschen Angaben zu einzelnen Gerichtsstandorten
berichtigt und wird das Konzept in diesem Sinne fortentwi-
ckelt?

Zweitens: Weshalb wird - zumindest ist es nicht erkennbar -
nicht die Alternative geprüft, ob die Zahl der Gerichtseingeses-
senen je Amtsgericht auch durch einen Neuzuschnitt der Ge-
richtsbezirke - beispielsweise werden Beeskow und Umgebung
statt dem Amtsgericht Fürstenwalde dem Amtsgericht Eisen-
hüttenstadt zugeordnet - ausgewogener gestaltet werden kann?

Drittens: Es war zu entnehmen, dass es bereits im September
einen Gesetzentwurf zum zentralen Grundbuchamt geben soll.

Mit welcher Begründung kann man sich über die fachlichen
Argumente der Landgerichtspräsidenten hinwegsetzen, die von
einem regional-zentralen Grundbuch je Landgerichtsbezirk
sprachen, obwohl im Falle eines Grundbuchamtes je Landge-
richtsbezirk auch von der Schließung bedrohte Amtsgerichts-
standorte erhalten bleiben könnten?

Ministerin Blechinger:

Zum ersten Punkt: Das Konzept habe ich vorgelegt. Wenn Sie
es gelesen haben, wissen Sie, dass die Basis für die Entschei-
dung, welche Gerichte in die Prüfung einbezogen werden, nicht
der Bauzustand der Gebäude, das heißt der Sanierungsbedarf
von Gebäuden, war, sondern die Einwohnerzahl des Gerichts-
bezirkes. Insofern wird das Konzept nicht überarbeitet. Selbst-
verständlich werden aber der Bauzustand und der Sanierungs-
bedarf von Gerichten in die Wirtschaftlichkeitsprüfung Ein-
gang finden.

Zum zweiten Punkt: Ich hatte nicht den Auftrag, die Amtsge-
richtsbezirke so zuzuschneiden, dass alle gleich groß sind und
damit eine gleichmäßige Verteilung gegeben ist, sondern ich
hatte den Auftrag, zu prüfen, welche Amtsgerichte geschlossen
werden können und ob es beispielsweise ausreicht, von den
25 Amtsgerichten 18 Amtsgerichte zu erhalten, indem jeder
Kreis ein Amtsgericht bekommt. Vor diesem Hintergrund
könnte der Landtag - es ist eine Aufgabe des Gesetzgebers - die
Amtsgerichtsbezirke neu zuschneiden. Das würde jedoch die
Debatte um die Schließung von Gerichten nicht beenden. Man
müsste dann überlegen, welche anderen Kriterien zugrunde 
gelegt werden müssten, um auf eine reduzierte Zahl von Ge-
richten zu kommen. Durch einen Neuzuschnitt von Gerichtsbe-
zirken werden wir nicht mehr Richterstellen bekommen.

Sie wissen, dass wir bis zum Jahre 2009 463 Stellen abbauen
müssen. Insofern sind mein Ministerium und ich als Ministerin
gefordert zu überlegen, wie wir mit weniger Personal dem 
Anspruch der Bürger auf eine zeitgemäße und zeitnahe Recht-
sprechung gerecht werden können. Insofern hat sich diese 
Frage erübrigt.

Die dritte Frage betraf die Haltung der Landgerichtspräsiden-
ten zum zentralen Grundbuch. Das wird in die Entscheidung
ebenso einfließen wie beispielsweise die Aussagen der Notar-
verbände oder anderer Betroffener. Jedoch ist klar: Frage ich
beispielsweise einen Amtsgerichtsdirektor, ob er dafür sei, dass
sein Gericht geschlossen wird, weiß ich schon vorher, wie die
Antwort lauten wird. Also: Die fachlichen Bedenken werden
wir auf jeden Fall in die Prüfung einbeziehen. 

Präsident Fritsch:

Danke. - Wir kommen zu den Nachfragen. Wenn ich die 
Reihenfolge richtig interpretiere, spricht der Abgeordnete
Krause als Erster. Bitte fassen Sie sich kurz, sonst muss ich
irgendwann abbrechen.

Krause (Die Linkspartei.PDS):

Ich fasse mich ganz kurz und frage bezüglich des Amtsge-
richtsstandortes Zehdenick: Ist die Landesregierung bereit, in
Kauf zu nehmen, dass durch die fachlich nicht gebotene
Schließung des Amtsgerichts Zehdenick das Land für die Lauf-
zeit von derzeit noch 51 Jahren nach dem Erbbaupachtvertrag



einen zusätzlichen Strafzins von 50 % schuldet, weil die Nut-
zung als Amtsgerichtsgebäude aufgegeben wird?

Ministerin Blechinger:

Der von Ihnen genannte Umstand wird in die Wirtschaftlich-
keitsprüfung einfließen. 

Präsident Fritsch:

Frau Abgeordnete Böhnisch, bitte.

Frau Böhnisch (Die Linkspartei.PDS):

Frau Ministerin, ich habe zwei Fragen zum Amtsgericht Eisen-
hüttenstadt. Erstens: Ist der Landesregierung bekannt, dass es
sich beim Amtsgericht Eisenhüttenstadt um ein vollständig 
saniertes Gebäude handelt, obwohl Sie permanent behaupten,
dass es dringend sanierungsbedürftig sei, und dass dieses
Amtsgericht gerade durch die räumliche Nähe sehr effektiv mit
der Polizeiwache zusammenarbeitet, was uns auch von den
Mitarbeitern bestätigt wurde?

Zweitens: Ist der Landesregierung bekannt, dass das Amtsge-
richt von Eisenhüttenstadt durch die zentrale Anlaufstelle für
Asylbewerber und die Abschiebeeinrichtung zusätzlich be-
sonders beansprucht wird und deshalb auch effektiv genutzt
werden kann?

Ministerin Blechinger:

Die Feststellung des Sanierungsbedarfs ist Gegenstand der
Wirtschaftlichkeitsprüfung. Das ist unter anderem Aufgabe der
gemeinsamen Arbeitsgruppe. Die anderen Bedenken werden
mit einbezogen. Ich habe insbesondere deutlich gemacht, dass
die Grundlage dafür, welches Gericht einbezogen wird, die Ein-
wohnerzahl der Gerichtsbezirke war und nicht die Frage, ob ein
Gericht funktioniert oder nicht funktioniert. Die Aussage, dass
ein Gericht nicht funktioniert, würde ich nicht treffen wollen.

Präsident Fritsch:

Danke sehr. Abgeordneter Otto, bitte.

Otto (Die Linkspartei.PDS):

Zu Ihrer Feststellung hinsichtlich der Strukturierung der Amts-
gerichte frage ich bezüglich des Amtsgerichts Guben: Vertreten
Sie auch die Auffassung, dass gerade in den äußeren Entwick-
lungsbereichen eine ausgewogene Gerichtsdichte erforderlich
ist? 

Zweitens: Welche Chancen haben dabei die Amtsgerichte 
Eisenhüttenstadt und Guben, zwischen Frankfurt (Oder) und
Cottbus als Amtsgerichte erhalten zu bleiben?

Ministerin Blechinger:

Ich habe deutlich gemacht, dass die Grundlage für die Ent-
scheidung, welche Gerichtsstandorte einbezogen werden, die
Einwohnerzahlen in den Amtsgerichtsbezirken sind. Es ge-
schieht also allein auf dieser Basis, da das der einzige objektive
Maßstab war. Weder die Funktionsfähigkeit eines Gerichts
noch der Bauzustand wären eine angemessene Grundlage für

eine solche Entscheidung gewesen; denn das würde bedeuten,
dass Mitarbeiter, die über Jahre hinweg in einem unsanierten
Gerichtsgebäude saßen, noch bestraft würden, indem sie als 
erste zum Umzug verpflichtet wären. 

Insofern habe ich mich nach der Prüfung mehrerer Kriterien
für das Einwohnerkriterium entschieden. Das bedeutet - Sie
wissen, dass die Einwohnerzahl in den berlinfernen Regionen
stärker rückläufig ist als in den berlinnahen Regionen -, dass in
erster Linie Gerichte aus den berlinfernen Regionen in Be-
tracht gezogen werden. Wenn Sie das Konzept gelesen haben,
werden Sie festgestellt haben, dass wir bei der Festlegung der
zu erhaltenden Gerichtsstandorte berücksichtigt haben, dass
die Entfernungen, die die Bürger zurückzulegen haben, um 
einen Gerichtsstandort aufzusuchen, zumutbar sind.

Das hat im Übrigen dazu geführt, dass wir das Amtsgericht
Senftenberg, das von der Einwohnerzahl her hätte einbezogen
werden können, herausgenommen haben. Sonst hätten die Bür-
ger dieser Region weitere Wege in Kauf nehmen müssen. 

Nach dem derzeitigen Konzept mit den vorgesehenen Standor-
ten - es ist noch nicht entschieden, ob sie bzw. noch weitere er-
halten werden - beträgt die Luftlinienentfernung, von wenigen
Ausnahmen abgesehen, in der Regel 35 Kilometer. Schon heu-
te gibt es im Amtsgerichtsbezirk Perleberg Bürger, die größere
Entfernungen zu ihrem Amtsgericht zurücklegen müssen, als
es nach der Umsetzung des Konzepts für einzelne Gerichtsbe-
zirke notwendig wäre. Die Entfernungen haben bei unseren auf
alle Fälle eine Rolle gespielt.

Präsident Fritsch:

Die Abgeordnete Wolff-Molorciuc hat auch noch eine Nachfrage.
Bitte.

Frau Wolff-Molorciuc (Die Linkspartei.PDS):

Ich beziehe mich auf das Konzept, und, Herr Präsident, möchte
jetzt nicht gemahnt werden, weil ich auf eine Antwort nachfrage.

Präsident Fritsch:

Das überlassen Sie bitte mir. 

Frau Wolff-Molorciuc (Die Linkspartei.PDS):

Ja. Ich habe eine Bitte geäußert. Mehr steht mir nicht zu; das
weiß ich.

Frau Ministerin, Sie haben von dem Erreichbarkeitskriterium
35 Kilometer Luftlinie gesprochen. Wir haben es in der Ucker-
mark mit den Bauern, aber mit der Entwicklung des Flugwe-
sens ist es etwas kompliziert. Für uns sind genau diese 35 Kilo-
meter ein Problem. Wie will man das schaffen? Es ist noch 
dazu planerisch unüblich, von Luftlinie auszugehen. Schon von
Schwedt nach Prenzlau sind es mehr als 35 Kilometer. 

Ministerin Blechinger:

Dass wir natürlich nicht von jedem Standort eines Amtsge-
richtsbezirkes aus die Wegstrecke und möglichst auch noch den
Busverkehr prüfen konnten, ist hoffentlich auch Ihnen einsich-
tig, genauso wie die Tatsache, dass es ein Hilfskriterium ist, was
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nicht besagt, dass jeder nur 35 Kilometer zum Gericht zurück-
legen muss. Ich hatte deutlich gemacht, dass es schon nach der
derzeitigen Gerichtsstruktur Bürger gibt, die über 50 Kilometer
zu ihrem Amtsgerichtsstandort zurücklegen müssen. Das wird
möglicherweise dann auch anderen Bürgern zugemutet wer-
den. Verständlich ist, dass wir einen Anhaltspunkt brauchten,
um eine Fläche abzudecken; Brandenburg ist schließlich ein
Flächenland. Insofern war das nur ein Hilfskriterium, hat aber
in einem sehr eindeutigen Fall, nämlich beim Amtsgericht
Senftenberg, dazu geführt, dass, sollte es geschlossen werden,
dies offensichtlich zu unzumutbar weiten Wegen und zu weite-
ren Wegen führen würde als in den anderen Bereichen. 

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. Die Abgeordnete Wehlan ist die letzte Nachfra-
gende.

Frau Wehlan (Die Linkspartei.PDS):

Frau Ministerin, welchen Stellenwert haben in Ihren Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen die Kennzahlen Gerichtseingeses-
sene und Richterbesatz? Im Konzept ist vorgesehen, das Amts-
gericht in Zossen zu schließen, obwohl es mit über 90 000 Ge-
richtseingesessenen und acht Richtern zu den größeren Amts-
gerichten gehört.

Ministerin Blechinger:

Die Gerichtseingesessenen waren die Grundlage für die Ent-
scheidung. Eine Ausnahme war Senftenberg. Die zweite Aus-
nahme war Eberswalde, weil dort beispielsweise eine Häufung
von landeseigenen Behörden zu verzeichnen ist, mit denen das
Amtsgericht eng zusammenarbeitet. Bei Zossen waren es ge-
rade Gesichtspunkte, die auch aus Justizkreisen eine positive
Bewertung erfahren haben, dass es dort aufgrund der räum-
lichen Dichte auf keinen Fall zu unzumutbaren Wegen für die
Bürger führen würde, wenn man eine Aufteilung vornähme,
und die Tatsache, dass bei allen drei Gerichtsstandorten - Zossen,
Luckenwalde und Königs Wusterhausen - noch Baumaßnahmen
vorgesehen sind. Das ist natürlich ein Bereich, in dem durch eine
Zusammenlegung von Gerichten Kosten gespart werden können.

Präsident Fritsch:

Die Nachfragen sind fürs Erste erschöpft.

Zur Frage 770 (Förderung von Familienferien) erhält die Ab-
geordnete Schulz das Wort.

Frau Schulz (CDU):

Mir geht es um die weitere Förderung der Familienferien. Hier
gab es die Sorge der Beteiligten - daran sind auch die Familien-
verbände beteiligt -, dass die Finanzierung in diesem Jahr mit
dem Beginn der Sommerferien im Juli nicht gesichert ist. Ich
weiß, dass es hier zwischenzeitlich eine gewisse Entwarnung
gegeben hat, stelle die Frage trotzdem noch einmal: In welcher
Form wird die weitere Förderung von Familienferien im Land
Brandenburg gestaltet? Ich erlaube mir einen kleinen Fauxpas:
Ich werbe damit gleichzeitig für die Familienferien in Branden-
burg. - Danke.

Präsident Fritsch:

Das sei zulässig. - Herr Staatssekretär Alber, wir bitten Sie um
die Antwort.

Staatssekretär im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Familie Alber:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr
geehrte Frau Abgeordnete Schulz, in der Tat kann Entwarnung
gegeben werden. Die Landesförderung, die Ferienzuschüsse für
Familien, wird 2006 in unveränderter Form und Höhe wie schon
in den Vorjahren weitergeführt. Die Finanzierung ist bis zum Jah-
resende gesichert. Es stehen Haushaltsmittel in ungekürzter Höhe
- gegenüber dem Vorjahr - zur Verfügung, das heißt 330 000 Euro.

Den Familienverbänden lagen bereits Anfang des Jahres die
Zuwendungsbescheide für Ferienzuschüsse für den Zeitraum
bis Mitte des Jahres vor. Anfang Juni - Zuwendungsbescheid
vom 6. Juni - erhielten die Verbände weitere Zuwendungen für
Zuschüsse bis zum Ende des Jahres. Damit ist die Vergabe der
Ferienzuschüsse an Familien in diesem Jahr durchgängig auch
in Bezug auf die im Juli beginnenden Sommerferien gesichert.
Ich denke, wir werden wohl wieder ähnliche Erfolge haben wie
im letzten Jahr. Im letzten Jahr war es möglich, damit 1 000 Fa-
milien zu unterstützen; 2 150 Kinder konnten durch diese För-
derung gemeinsam mit ihren Eltern den Urlaub verbringen.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. Der Abgeordnete Domres hat Nachfragebedarf.
Bleiben Sie bitte noch am Rednerpult.

Domres (Die Linkspartei.PDS):

Ich habe zwei Nachfragen. Die erste Frage: Können Sie etwas
zum Verhältnis der bereitgestellten Mittel und der beantragten
Mittel sagen? Welche Mittel wären notwendig gewesen, um
den vorliegenden Anträgen zu entsprechen?

Die zweite Frage: Wie bewerten Sie den Zeitpunkt der Mittel-
bereitstellung? Ist der fach- und sachgerecht oder hätte der et-
was früher liegen können?

Staatssekretär Alber:

Auf Ihre erste Frage kann ich Ihnen hier leider keine Auskunft
geben. Ich bin aber gern bereit, Ihnen das zukommen zu lassen. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Es ist ein bewährtes Verfahren, dass
diese Förderung in zwei Tranchen  stattfindet, wie auch in den
vergangenen Jahren. Dazu ist zu sagen, dass die Mittel aus der
ersten Tranche jeweils zwei Monate über den ersten Halbjah-
reszeitraum hinaus in Anspruch genommen werden können;
bei der zweiten Tranche geht es bis Ende Februar 2007. Ich
denke, das ist angemessen und bei den beteiligten Verbänden
durchaus auch eingespielt. 

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. Wir kommen zur Frage 771 (Leistungslöhne für
Minister), gestellt von der Abgeordneten Fechner.

(Heiterkeit)



Frau Fechner (DVU):

Der Presse war zu entnehmen, dass die FDP einen Leistungslohn
für Minister fordert. Die Bezüge der Minister sollen an ihre
Leistung gekoppelt werden. Es wurde vorgeschlagen, dass in
mindestens fünf zentralen staatlichen Politikbereichen mess-
bare Zielvorgaben festgelegt werden. Würden die vorgegebe-
nen Ziele nicht erreicht, sollte der Grundlohn der Kabinetts-
mitglieder gekürzt werden.

Dass die Vorstellung eines Leistungslohnes für Minister nicht
abwegig ist, beweist das Beispiel Kanada. Dort ist es so: Wenn
Minister mehr ausgeben als im Haushalt vorgesehen ist drohen
ihnen Abschläge bis zu 50 %.

Ich frage die Landesregierung: Was spricht nach ihrer Auffas-
sung für bzw. gegen eine Einführung der leistungsgerechten
Bezahlung der Minister?

(Heiterkeit)

Präsident Fritsch:

Meine Damen und Herren, wenn auch nicht jedem von Ihnen
das Schicksal droht, Minister zu werden, bitte ich doch um
Aufmerksamkeit für die Antwort des Innenministers.

(Heiterkeit - Vietze [Die Linkspartei.PDS]: Wir setzen
uns auch jetzt für Mindestlohn ein, Herr Minister!)

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Fechner, Sie
haben die Frage nicht beantwortet, was mit denjenigen Minis-
tern geschieht, die weniger Geld ausgeben, als sie bekommen. 

(Heiterkeit)

Bekommen die eigentlich mehr?

Bei dieser Frage können Sie feststellen, wo wir eigentlich sind.
Wir sind im Land Brandenburg. Da haben wir eine Landesver-
fassung. Danach leitet jeder Minister den ihm anvertrauten Ge-
schäftsbereich selbst und in eigener Verantwortung gegenüber
dem Ministerpräsidenten und letztlich gegenüber dem Landtag. 

Ein Leistungslohn für Minister würde voraussetzen, dass die
Aufgaben von einer Stelle eindeutig definiert werden und von
dieser Stelle auch die Aufgabenerfüllung beurteilt werden
kann. Dieser Gedanke ist dem politischen System in Deutsch-
land fremd. Denn nach unserem demokratischen System unter-
liegen Minister mit ihrer vollen Vergütung der Leistungsbeur-
teilung durch den Souverän, durch die Wähler, und zwar alle
fünf Jahre. 

Ich möchte hinzufügen: Ein Minister hat keinen Kündigungs-
schutz, er arbeitet bei täglicher Kündigungsfrist und das macht
er verdammt frei. - Vielen Dank. 

(Heiterkeit - Beifall bei der CDU)

Präsident Fritsch:

Herzlichen Dank, Herr Innenminister. - Wir kommen zur 
Frage 772 (Empfehlungen zum Schutz vor Kindesvernachläs-

sigung und -misshandlung und entsprechenden Verdachts-
fällen), gestellt durch die Abgeordnete Lehmann.

Frau Lehmann (SPD):

Am 07.06.2006 unterzeichneten der Bildungsminister, Herr
Rupprecht, der Vorsitzende des Landkreistages, Herr Schröter,
und der Präsident des Städte- und Gemeindebundes, Herr 
Große, die Empfehlungen zum Umgang und zur Zusammenar-
beit bei Kindesvernachlässigung und Kindesmisshandlung.
Das von mehreren Ressorts der Landesregierung gemeinsam
mit Vertretern der kommunalen Spitzenverbände entwickelte
Konzept soll die Zusammenarbeit der Kommunen und der ver-
schiedenen Institutionen der Länder wie Jugendämter, Justiz,
Polizei und Gesundheitswesen verbessern. 

Bereits im März 2006 wurde im Kabinett ein umfassendes Pro-
gramm zur Qualifizierung von Kinderschutzarbeit beschlossen.

Ich frage die Landesregierung: Inwieweit werden der Be-
schluss und die Empfehlungen in der praktischen Umsetzung
verknüpft?

Präsident Fritsch:

Herr Minister Rupprecht wird uns antworten.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Lehmann, ich gebe mir jetzt Mühe, damit mir kein Gehaltsab-
zug droht.

Mit dem von Ihnen erwähnten Beschluss der Landesregierung
und mit der kürzlichen Unterzeichnung der Empfehlungen,
über die Sie gesprochen haben, die ich gemeinsam mit den bei-
den Vertretern der kommunalen Spitzenverbände unterzeichnet
habe, haben wir - so glaube ich - wichtige Voraussetzungen für
die Weiterentwicklung des Kinderschutzes im Land geschaf-
fen. Jetzt gilt es diesen Beschluss und die Empfehlungen pra-
xiswirksam werden zu  lassen. Dazu haben wir erste Schritte
bereits erfolgreich bewältigt. 

Zum Beispiel zum Programm der Landesregierung hat die
Fachstelle Kinderschutz bereits ein Umsetzungsprogramm vor-
gelegt, das übrigens gestern mit den Leitern der Jugendämter
besprochen und erörtert worden ist. Ich bin sicher, dass man da
gemeinsam auf einem guten Weg ist. 

Für den Erfolg dieses Programms ist es ganz wichtig, dass bei
den Einzelpunkten zwischen meinem Haus, der Fachstelle Kin-
derschutz und den einzelnen Jugendämtern im Konsens gear-
beitet wird. Denn nur dann können wir die gemeinsamen Ziele
auch erreichen.

Von besonderem Interesse für die Jugendämter ist etwas, das
wir ihnen zur Verfügung stellen, was sehr begrüßt wird, näm-
lich zusätzliche Fachkapazitäten. An fünf zusätzlichen Bera-
tungstagen kann man externe Fachkapazitäten zur Beratung
nutzen. Wir stellen die zur Verfügung - das kann von den Ju-
gendämtern auch kurzfristig angefordert werden -, wenn es ei-
nen Bedarf aufgrund irgendwelcher Krisen, die sich entwickelt
haben, gibt, wenn es das Erfordernis schneller externer Bera-
tung gibt.
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Ein ganz wichtiger Punkt bei der Kinderschutzarbeit ist das
Entstehen von Arbeitsgemeinschaften zum Kinderschutz auf
regionaler Ebene. Das ist wichtig - das steht auch in den Emp-
fehlungen -, weil wir damit eine Verbesserung der Kooperation
aller Beteiligten bei diesem wichtigen Thema erreichen kön-
nen. Wir haben dazu Folgendes vorgesehen. 

Erstens: Es werden Fachtagungen und weitere Veranstaltungen
vorbereitet, die ein Ziel verfolgen, das ich für ganz wichtig hal-
te: Sie richten sich nicht nur an eine spezielle Gruppe von Be-
teiligten, sondern immer an mindestens zwei Berufsgruppen.
Wir haben ja viele Akteure beim Thema Kinderschutz. Ich er-
innere an die Polizei, an Juristen, Sozialarbeiter und Ärzte. Wir
haben eine solche erste Veranstaltung am 16. Juni durchge-
führt. Dort haben sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ju-
gendhilfe und Familienrichter zu solch einer gemeinsamen Ver-
anstaltung getroffen. Das wollen wir weiter befördern.

Zweitens: Mit drei Ministerien, die beteiligt sind, nämlich dem
Ministerium der Justiz, dem Ministerium des Innern und dem
MASGF, werden wir in enger Abstimmung darüber beraten,
was über das hinaus, was schon gelaufen ist, gemacht werden
sollte, was wir also gemeinsam auf den Weg bringen können.
Dabei geht es um etwas, das ich auch für wichtig halte, näm-
lich um gemeinsame Fortbildungen für die einzelnen Interes-
sengruppen und für die Mitarbeiter von verschiedenen Institu-
tionen.

Schließlich haben wir die Empfehlungen inzwischen in einer
ziemlich hohen Auflage gedruckt, damit auch möglichst viele,
die mit Kinderschutzfällen in Berührung kommen, diese Emp-
fehlungen kennen. Dazu bedurfte es einer intensiven Abstim-
mung der beteiligten Arbeitsgruppen. 

Des Weiteren wollen wir einen engen Schulterschluss mit den
kommunalen Spitzenverbänden erarbeiten. Ich möchte die Ge-
legenheit nutzen - damit werde ich schließen -, diesen ganz
herzlich für ihre bisherige Mitarbeit zu danken. Das war ganz
wichtig. Die Unterschrift, die wir geleistet haben, war auch ein
deutliches Zeichen für die Öffentlichkeit, dass wir gemeinsam
arbeiten wollen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Auch die Frage 773 (Finanzierung des Be-
kenntnisunterrichtes), gestellt von der Abgeordneten Große,
geht an den Bildungsminister.

Frau Große (Die Linkspartei.PDS):

Am 3. Juni haben sich die Evangelische Kirche Berlin-Bran-
denburg/Schlesische Oberlausitz und das Erzbistum Berlin mit
der Landesregierung über die Durchführung des Religions-
unterrichtes und dessen Finanzierung im Land Brandenburg
vertraglich geeinigt. Nach Medienberichten hat die Landesre-
gierung ihre finanzielle Unterstützung für den Religionsunter-
richt um eine halbe Million Euro gegenüber dem vergangenen
Jahr aufgestockt. Zukünftig will das Land auch den Religions-
unterricht an konfessionellen Schulen bezuschussen. Nach
dem Urteil des Verfassungsgerichts Potsdam vom Dezember
2005 zur Humanistischen Lebenskunde ist die Landesregie-
rung verpflichtet, Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften gleich zu behandeln.

Ich frage daher die Landesregierung: Wie gedenkt sie diesen
Gleichbehandlungsgrundsatz umzusetzen?

Präsident Fritsch:

Herr Minister Rupprecht noch einmal.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Große, für Weltanschauungsgemeinschaften gelten nach dem
Urteil des Brandenburgischen Verwaltungsgerichts vom
15.12.2005, das Sie zitiert haben, grundsätzlich die gleichen
rechtlichen Voraussetzungen wie für die Religionsgemeinschaf-
ten. Wir werden dieses Urteil natürlich beachten und dem auch
Rechnung tragen. Wir wollen inzwischen prüfen, inwieweit
eventueller Unterricht durch diese Weltanschauungsgemein-
schaften, speziell den Humanistischen Verband, für den Lan-
deshaushalt Folgen hat. Ich kann dazu derzeit nichts sagen;
denn es gibt bisher keinen Antrag auf Zulassung und damit
auch kein Genehmigungsverfahren. Ich kann über die Auswir-
kungen, beispielsweise solche finanzieller Art, hier leider
nichts sagen. Ich habe eingangs erwähnt, dass wir uns bei der
Bemessung an den Bemessungsgrundlagen orientieren werden,
die wir mit den Religionsgemeinschaften ausgehandelt haben.
Da wird es die Gleichbehandlung geben. Aber an wie vielen
Schulen und mit wie vielen Teilnehmern dieser Unterricht
stattfinden wird, kann ich im Moment noch nicht sagen. Dazu
liegen mir noch keine Erkenntnisse vor. - Danke.

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Die Frage 774 (Finanzierung Rettungsschwim-
mer) stellt die Abgeordnete Schier.

Frau Schier (CDU):

Der Presse war zu entnehmen, dass während der diesjährigen
Badesaison an den Gewässern des Landes Brandenburg mehr
Rettungsschwimmer als in den Vorjahren zum Einsatz kom-
men. Insgesamt stehen laut Aussage der Sozialministerin 1 600
überwiegend ehrenamtliche Retter bereit. Seitens des Ministe-
riums wird diese Nachwuchsarbeit der Hilfsorganisationen mit
Lotto-Mitteln in Höhe von 14 800 Euro unterstützt. Insgesamt
war die Finanzierung im Bereich der Wasserrettung in den zu-
rückliegenden Jahren allerdings immer wieder strittig.

Deshalb frage ich die Landesregierung: Wie beteiligen sich die
Landkreise und vor allem die Krankenkassen an der Finanzie-
rung der Rettungsschwimmer?

Präsident Fritsch:

Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Familie Alber:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr
geehrte Frau Abgeordnete Schier, im Jahr 2005 haben die
Landkreise ca. 125 000 Euro für die Finanzierung von Wasser-
rettungsstationen ausgegeben. Davon werden - geschätzt -
40 % für Rettungsschwimmer verwendet. Der überwiegende
Teil der Wasserrettungsstationen im Land wird von anderen



Gewässerbetreibern in Wahrnehmung ihrer Verkehrssiche-
rungspflicht Gemeinden, Zweckverbänden, Freizeit- und Erho-
lungsparks in Abstimmung mit den Hilfsorganisationen betrie-
ben. Deshalb sind genauere Angaben zum tatsächlichen Um-
fang der Finanzierung von haupt- und ehrenamtlichen Ret-
tungsschwimmerinnen und Rettungsschwimmern im Land
nicht möglich. Die Krankenkassen beteiligen sich nicht an der
Finanzierung von Rettungsschwimmern im Land Brandenburg,
da dies nach ihrer Einschätzung nicht zu ihren gesetzlichen
Aufgaben gehört.

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Die Frage 775 (Kontrollfunktion des Landes-
umweltamtes auf dem Gelände des Recyclinghofes der Firma
GEAB in Bernau) wird von der Abgeordneten Stark gestellt.

Frau Stark (SPD):

Nach dem Großbrand auf dem Gelände des Recyclinghofes der
Firma GEAB in Bernau im Sommer 2005 war das Landesum-
weltamt durch den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Ver-
trages mit der Firma bemüht, den genehmigungskonformen
Betriebslauf, insbesondere den Abbau der Lagerbestände auf
die genehmigten Mengen, zu gewährleisten. Der „Märkischen
Oderzeitung“ vom 01.06.2006 war zu entnehmen, dass es 
derzeit wieder Rückstände bei der Erfüllung des Vertrages ge-
ben soll.

Daher frage ich die Landesregierung: Welche Maßnahmen will
sie ergreifen, um den genehmigungskonformen Betrieb der 
Anlage sicherzustellen, dies vor allem vor dem Hintergrund,
dass die Überbestände auf dem Recyclinghof zwar nicht 
ursächlich für den Brand im Sommer 2005 waren, ihn aber im
Wesentlichen begünstigt und dadurch zu diesem Großschadens-
ereignis geführt haben?

Präsident Fritsch:

Herr Minister Dr. Woidke wird antworten.

Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbrau-
cherschutz Dr. Woidke:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Sehr geehrte Frau Stark, bereits vor dem Brand
hatte das Landesumweltamt gegen die GEAB wegen Überfül-
lung der Anlage und um den genehmigungskonformen Betrieb
sicherzustellen, eine Stilllegungs- und Beseitigungsverfügung
erlassen. Das wurde in der örtlichen Presse von verschiedenen
Seiten falsch dargestellt. Deswegen möchte ich hier noch ein-
mal dezidiert darauf hinweisen. Ich habe das übrigens auch
schon vor dem Landtag ausführlich dargestellt.

Nach dem Brand kam eine ergänzende Stilllegungs- und Besei-
tigungsverfügung hinzu. Frau Abgeordnete, beide Verfügungen
sind bisher nicht aufgehoben. Durch einen öffentlich-recht-
lichen Vertrag sind lediglich bestimmte Teile außer Vollzug ge-
setzt. Hätte das Landesumweltamt an seinen Vollstreckungs-
maßnahmen komplett festgehalten, hätte die GEAB mit hoher
Wahrscheinlichkeit - das wäre nicht der erste Fall in Branden-
burg gewesen - Insolvenz angemeldet und den Anlagenbetrieb
endgültig eingestellt. Die Abfälle einschließlich der Übermen-
gen und der verbrannten Anteile wären vor Ort liegen geblie-

ben und hätten im schlimmsten Fall zulasten der öffentlichen
Hand entsorgt werden müssen. Dieses Risiko zu vermeiden
war ein Ziel, eigentlich das Hauptziel des öffentlich-recht-
lichen Vertrages, den das Landesumweltamt mit der GEAB ab-
geschlossen hat, im Übrigen nach Abstimmung mit meinem
Hause. Der Vertrag ermöglicht es der GEAB einerseits, weiter
eingeschränkt Abfälle zur Behandlung anzunehmen und somit
Erlöse zu erzielen; andererseits hat sich die GEAB insbesonde-
re verpflichtet, die vorhandenen Überbestände in der Bauschutt-
recyclinganlage, der Anlage zur Lagerung von gemischten Ab-
fällen, der Kompostierungsanlage und dem Erdstofflager spä-
testens bis zum 28.02.2006 abzubauen. Diesen Verpflichtungen
ist die GEAB bislang nur zum Teil nachgekommen. Im Bereich
der Bauschuttrecyclinganlage bewegt sich die GEAB inzwi-
schen erfreulicherweise innerhalb der genehmigten Kapazitäts-
grenzen. Hingegen wurden die Überbestände an gemischten
Abfällen von anfangs 8 370 Tonnen bisher nur um etwas mehr
als die Hälfte zurückgebaut, sodass gegenwärtig noch ein
Überbestand von ca. 4 000 Tonnen zu verzeichnen ist.

Insgesamt stelle ich fest, dass der Rückbau der Übermengen,
die auf dem Gelände der GEAB liegen, langsamer erfolgt ist
als mit der GEAB vereinbart. Das Vorgehen des Landesum-
weltamtes hat sich gleichwohl als sinnvoll erwiesen, um die der
öffentlichen Hand drohenden Risiken schrittweise und zielge-
richtet zu verringern. Selbstverständlich werden das Landes-
umweltamt und das Ministerium auch die ordnungsgemäße
Entsorgung der noch lagernden Übermengen konsequent
durchsetzen.

Sobald die Abfallhalde mit den Brandresten vom September
2005 aus brandschutztechnischer Sicht freigegeben ist, wird
das Landesumweltamt von der GEAB eine Konzeption zur
Entsorgung dieser Materialien einfordern. Es ist unstrittig, dass
die Entsorgung auch in diesem Fall durch die GEAB durchzu-
führen ist.

Um künftig Brandgefährdungen auf solchen Anlagen zu ver-
meiden bzw. drastisch zu vermindern, werden alle Anlagen be-
hördenübergreifend kontrolliert. Dazu wurde zwischen mei-
nem Haus, dem MIR, dem Innenministerium und dem MASGF
ein detailliertes Kontrollprogramm abgestimmt. - Danke sehr.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Fritsch:

Vielen Dank, Herr Minister. - Wir kommen zu Frage 776 (Frei-
zeitbad Potsdam), gestellt von Herrn Dr. Scharfenberg.

Dr. Scharfenberg (Die Linkspartei.PDS):

Nachdem Wirtschaftsminister Junghanns der Landeshauptstadt
Mitte Mai mitgeteilt hat, dass für das Freizeitbad eine Aus-
schreibung erforderlich ist, wird nunmehr - nach zwischenzeit-
lichem Katzenjammer - aus städtischer Sicht, konkret: vom
Oberbürgermeister, die Möglichkeit gesehen, das Freizeitbad-
projekt nach Niemeyer auch ohne Ausschreibung förderfähig
zu machen.

Vor dem Hintergrund öffentlich ausgetragener Differenzen
innerhalb der Landesregierung frage ich sie: Unter welchen
Voraussetzungen wäre der Verzicht auf eine Ausschreibung des
Freizeitbades nach Niemeyer denkbar?
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Präsident Fritsch:

Klären Sie uns auf, Herr Junghanns.

Minister für Wirtschaft Junghanns:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Sehr geehrter Herr Dr. Scharfenberg, Sie sprechen einerseits von
einer Positionierung des Oberbürgermeisters, die ich in diesem
Maße so nicht nachvollziehen kann, und verlangen andererseits
von uns, im Landtag Position zu beziehen, die irgendwann
Gegenstand der Beratungen mit dem Antragsteller sein wird und
als solche von Gewicht ist und abgewogen werden muss.

Ich bitte um Verständnis dafür, dass der Landtag Brandenburg
und die Fragestunde ungeeignet sind - selbst wenn dieses Pro-
jekt ein so großes öffentliches Interesse findet -, diese Position
über Dritte auszutauschen. Ich verweise auf meine Antworten
auf die Kleine Anfrage Ende Mai, in denen ich meine Position
deutlich gemacht habe. Gegenwärtig finden Beratungen mit
Vertretern der Stadt statt. Es gibt noch kein Ergebnis. Deshalb
bitte ich Sie um Geduld und gebe den Hinweis, dass die Ent-
scheidungsfindung für den besten Weg - das heißt ein großer
wirtschaftlicher Effekt und geringe investive und betriebswirt-
schaftliche Risiken - ein Teil der Hausaufgabe des potenziellen
Antragstellers ist.

Präsident Fritsch:

Damit ist der Versuch gescheitert, einen Tipp für den Oberbür-
germeister herauszuholen. Dennoch gibt es Nachfragen von
Herrn Abgeordneten Dr. Scharfenberg.

Dr. Scharfenberg (Die Linkspartei.PDS):

Da die Gespräche mit der Stadt schon eine Weile laufen, frage
ich Sie ganz konkret: Sehen Sie eine Möglichkeit, auf diese
von Ihnen festgelegte Ausschreibung zu verzichten? Diese
Möglichkeit hat der Oberbürgermeister öffentlich und nach-
vollziehbar geäußert, und sie ist für den weiteren Fortgang die-
ses Projekts sehr wichtig.

Minister Junghanns:

Darf ich Ihnen ganz konkret antworten, dass ich an dieser Stel-
le nicht bereit bin, dazu einen Standpunkt bekannt zu geben?

(Frau Kaiser [Die Linkspartei.PDS]: Das dürfen Sie! -
Heiterkeit)

Präsident Fritsch:

Ich zögere jetzt zu sagen: Vielen Dank für die Antwort. Ich ru-
fe die Frage 777 (Gleichbehandlungsgrundsatz) auf, gestellt
von der Abgeordneten Schulz. 

Frau Schulz (CDU):

Der Landtag hat in seinem Beschluss vom 20.05.2005, Druck-
sache 4/1150-B, festgelegt, dass sich die Reduzierung vorhan-
dener Normen und Standards daran zu orientieren hat, nicht
über EU- und Bundesrecht hinauszugehen und dass für Neure-
gelungen der gleiche Maßstab gilt. Mit dem Entwurf eines 
allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes beabsichtigt die
Bundesregierung, Regelungen zu schaffen, die weit über die
europäischen Richtlinien hinausgehen.

Ich frage die Landesregierung: Wie hat sie sich bei der Abstim-
mung im Bundesrat am 16. Juni positioniert? Dazu möchte ich
auch eine Begründung hören.

Präsident Fritsch:

Danke sehr. - Die Antwort gibt Herr Staatssekretär Dr. Harms.

Bevollmächtigter des Landes beim Bund und für Europa-
angelegenheiten Staatssekretär Dr. Harms:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr
geehrte Frau Schulz, auf der Grundlage eines Plenarantrags der
Länder Hamburg, Baden-Württemberg, Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalen hat der Bundesrat am 16. Juni 2006 zu
dem Entwurf eines Gleichbehandlungsgesetzes eine Stellung-
nahme beschlossen. 

Der Gesetzentwurf wurde im ersten Durchgang behandelt und
ist nicht zustimmungspflichtig. Insofern wurde nur die Stel-
lungnahme des Bundesrates verlangt. In dieser Stellungnahme
wurde der Gesetzentwurf als zu detailliert und bürokratisch kri-
tisiert. Man erwarte, dass EU-Richtlinien grundsätzlich eins zu
eins umgesetzt werden. Die Richtlinie zur Gleichbehandlung
verlange aber nicht, dass alle Kriterien, die für das Arbeitsrecht
gälten, auch auf das gesamte Zivilrecht Anwendung fänden.

Brandenburg hat sich im Bundesrat zu diesem Plenarantrag wie
alle anderen von großen Koalitionen regierten Länder enthalten.
Im Bundestag ist der Gesetzentwurf in 1. Lesung am 20. Juni
2006 beraten und an die Ausschüsse verwiesen worden. Im 
weiteren Verlauf wird zu entscheiden sein, wenn klar ist, in wel-
cher Fassung er in die 2. Lesung im Bundesrat kommen wird.

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Angesichts der Uhrzeit rufe ich noch die nächs-
te Frage auf, weil sie fast eine Ja/Nein-Frage ist. Frau Abgeord-
nete Gregor stellt die Frage 778 (Landesstraße L 581, 
Hosena-Schwarzbach).

Frau Gregor (SPD):

Das größte Sorgenkind der Straßenmeisterei Schwarzheide ist
der Abschnitt der Landesstraße L 581 zwischen Hosena und
Schwarzbach. Diese ist derzeit als allgemeine Gefahrenstelle
gekennzeichnet. Selbst ein Fahren bei Tempo 30 ist nicht mehr
möglich und eine Sperrung der Straße wurde bereits angedacht.

Ich frage deshalb die Landesregierung: Ist eine grundhafte Er-
neuerung dieses Straßenabschnittes geplant?

Präsident Fritsch:

Der Herr Bauminister wird antworten - vielleicht etwas mehr
als mit Ja oder Nein.

Minister für Infrastruktur und Raumordnung Szymanski:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau
Abgeordnete Gregor, Sie beschreiben den Straßenzustand zwi-
schen Hosena und Schwarzbach richtig. Wir sind dabei, eine
weitere Verbesserung des Zustands durch das Flicken, wie ich
deutlich sagen muss, zu erreichen. Wir wissen, dass dieser Zu-



stand mittelfristig nicht durch Flickarbeiten verbessert werden
kann. Um die Verkehrssicherungspflicht tatsächlich einzuhal-
ten, haben wir uns für eine Deckenerneuerung entschieden,
nicht aber für einen grundhaften Ausbau. Ich habe veranlasst,
dass diese notwendige Instandsetzung noch in diesem Jahr er-
folgen wird.

Präsident Fritsch:

Vielen Dank, Herr Minister. - Damit sind wir am Ende der Fra-
gestunde angelangt. Ich schließe Tagesordnungspunkt 2.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Gesetz zu dem Staatsvertrag vom 28.03.2006 zur Ab-
wicklung der Feuersozietät Berlin Brandenburg und
zur Haftungsregelung für die Öffentliche Lebensversi-
cherung Berlin Brandenburg

Gesetzentwurf 
der Landesregierung

Drucksache 4/2842

2. Lesung

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses

Drucksache 4/3064

Es wurde vereinbart, hierzu keine Debatte zu führen. Wer der
Beschlussempfehlung seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt
es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall.

Damit schließe ich Tagesordnungspunkt 3 und rufe die Mit-
tagspause auf, in die ich Sie bis 13 Uhr entlasse.

(Unterbrechung der Sitzung: 12.07 Uhr)

(Fortsetzung der Sitzung: 13.00 Uhr)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wollen nach der
Mittagspause mit der Abarbeitung der Tagesordnung fortfahren.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Verhinderung einer genehmigten Demonstration in
Halbe am 12. November 2005 durch eine rechtswid-
rige Blockadeaktion/Antwort der Landesregierung
(Drs. 4/2324) auf die Kleine Anfrage Nr. 883 des Abge-
ordneten Sigmar-Peter Schuldt (DVU) - Drs. 4/2189

Große Anfrage 18
der Fraktion der DVU

Drucksache 4/2593

Antwort
der Landesregierung 

Drucksache 4/2982

Wir beginnen mit der Aussprache. Herr Abgeordneter Schuldt,
Sie haben das Wort.

Schuldt (DVU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Rechtsfreier Raum Brandenburg - dieser Eindruck überkommt
einen unwillkürlich, wenn man sich die Antwort der Landesre-
gierung auf die Große Anfrage 18 unserer Fraktion der DVU
ansieht: Ein Konglomerat nichtssagender Phrasen, soweit sich
Ihr Ministerium nicht überhaupt …

Der Innenminister ist bei dieser wichtigen Diskussion gar nicht
anwesend. Frau Präsidentin, hat sich der Innenminister ent-
schuldigt?

Vizepräsidentin Stobrawa:

Nein, mir liegt keine Entschuldigung des Innenministers vor.

(Zurufe von der CDU)

- Er wird geholt.

Schuldt (DVU):

Gut. - Also: Ein Konglomerat nichtssagender Phrasen durch
das Ministerium des Herrn Schönbohm.

(Schulze [SPD]: Vielleicht hat es an den Fragen gelegen!)

Wenn Herr Minister Schönbohm hier wäre, dann würde ich
ihm gern Folgendes sagen: In Artikel 8 Abs. 1 unseres Grund-
gesetzes steht geschrieben - darüber sollten vielleicht auch Sie,
Herr Schulze, noch einmal nachdenken -:

„Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung
oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versam-
meln.“

(Beifall bei der DVU - Schulze [SPD]: Das haben wir ge-
macht!)

Dieses Recht schließt die Verpflichtung der dem Innenminister
unterstellten Sicherheitskräfte ein, die Durchführung einer 
solchen Versammlung zu gewährleisten.

In den Vorbemerkungen zu meiner Kleinen Anfrage 883 vom
23.11.2005, auf die sich die Beantwortung der Fragen 1, 2, 3
und 5 der vorliegenden Anfrage bezieht, steht wörtlich:

„Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit gewährleistet
ein Stück ursprünglicher, ungebändigter, unmittelbarer
Demokratie und enthält eine herausragende Bedeutung
dadurch, dass andere Formen unmittelbarer Demokratie
im Grundgesetz und in den Landesverfassungen kaum
vorgesehen sind.“ 

Besondere Aufgabe aller staatlichen Gewalt ist es deshalb, mit
ihren wirksamen Maßnahmen zu einer möglichst optimalen
Verwirklichung dieser verfassungsrechtlichen Wertentschei-
dung beizutragen.

Die Staatsorgane haben also nach Ihren eigenen Aussagen alles
zu unternehmen, um das Demonstrationsrecht durchzusetzen.
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Das tat die Polizei in Halbe am 12. November 2005 aber eben
nicht. Nein, der Herr Innenminister, die Polizei ließ bis heute
im Übrigen ungestraft zu, dass ca. 2 000 Gegendemonstranten
- diese Zahl wurde in den Medien genannt, aber sie war wohl
kleiner - durch eine stundenlange Blockade den Demonstra-
tionsweg an der Lindenstraße in Halbe, die zum Friedhof führt,
blockierten und damit die weitere nationale Demonstration ver-
hinderten.

(Dr. Klocksin [SPD]: Nationale Demonstration? - Natio-
nalsozialistische Demonstration?)

Wie wir alle aus vorangegangenen Demonstrationen wissen, et-
wa von Sitzblockaden vor USA-Kasernen, sind solche Verhal-
tensweisen als Nötigung und Landfriedensbruch zu bestrafen.

(Schulze [SPD]: Das stimmt nicht!)

Strafverfahren hat es in der Vergangenheit insoweit zur Genüge
gegeben. Dass sich unter den Rechtsbrechern führende SPD-
und PDS-Politiker befanden, macht die Angelegenheit noch
schlimmer.

(Zurufe von SPD und der Linkspartei.PDS)

Wenn sich der Innenminister in der Beantwortung unserer Gro-
ßen Anfrage bezüglich der Untätigkeit der Polizei hinter dem so
genannten Deeskalationsgebot des so genannten Brokdorf-
Urteils des Bundesverfassungsgerichts verschanzt, dann muss er
sich vorhalten lassen, dass ein Grundrecht hier ja wohl vorgeht.

Die Polizei hätte in Halbe am 12. November 2005 im Gegensatz
zu Ihrer falschen Darstellung - das geht an den Minister - sehr
wohl die Mittel und auch die Pflicht gehabt, das Demonstra-
tionsrecht des nationalen Schweigemarsches durchzusetzen.

(Schulze [SPD]: Nazi-Schweigemarsch!)

Nur war dies durch Ihre Einsatzleitung mutmaßlich aufgrund
höherer Weisung verboten worden.

Das Grundgesetz und die geltenden Gesetze lassen eben keine
Abwägungsprozesse zwischen der Durchführung des Grund-
rechts der Versammlungsfreiheit einerseits und der so genann-
ten Rechte von vorsätzlich kriminellen Rechtsbrechern zu.

(Schippel [SPD]: Jetzt ist es langsam genug! - Weitere
Zurufe von der SPD)

Dass es anders geht, hat die Brandenburger Polizei am 11. März
dieses Jahres in Halbe selbst unter Beweis gestellt und damit 
indirekt eingestanden, dass das polizeiliche Verhalten am
12. November rechtswidrig war. - Ich bedanke mich vorerst.

(Beifall bei der DVU - Bischoff [SPD]: Alles Behauptun-
gen! Unverschämt!)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Wir fahren in der Diskussion fort. Der Abgeordnete Petke
spricht für die Koalitionsfraktionen.

(Vietze [Die Linkspartei.PDS]: Er sagt jetzt, dass die Po-
lizei richtig gehandelt hat! - Gegenruf der Abgeordneten
Alter [SPD]: Genau!)

Petke (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie mir, eingangs
daran zu erinnern, dass Halbe mit 20 000 Opfern des Krieges
und anderen Opfern von Unterdrückung und Diktatur gleich-
sam eines der größten Mahnmale, einer der größten Friedhöfe
hier in Deutschland ist. Gestatten Sie mir außerdem, daran zu
erinnern, wer die Demonstration angemeldet hat. Es war 
jemand, der in Deutschland und über Deutschland hinaus als
Rechtsextremist einschlägig bekannt ist und der diese Demons-
tration unter dem Motto angemeldet hat: Ruhm und Ehre den
deutschen Frontsoldaten und den europäischen Freiwilligen. -
Dass sich einem die Haare zu Berge stellen, wenn an einem
Ort, an dem Zehntausende Opfer der Weltkriege und andere
Opfer begraben liegen, eine Demonstration unter einem sol-
chen Motto angemeldet wird, dafür sollten wir Verständnis 
haben. Herr Kollege Schuldt, ich hätte mir gewünscht, dass Sie
zunächst einmal auf diesen Punkt, das heißt, darauf hingewie-
sen hätten, worum es in dieser Diskussion, worum es bei dem
Ort Halbe eigentlich geht.

(Beifall bei CDU und SPD)

An diesem Tag hatte noch eine zweite Gruppe eine Demonstra-
tion angemeldet, nämlich das Aktionsbündnis gegen Gewalt,
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit, und zwar unter
dem Motto: Tag des Gedenkens und der Versöhnung.

Ich meine, es ist nachvollziehbar und sogar notwendig, dass
dann, wenn ein europaweit bekannter Rechtsextremist eine De-
monstration unter dem genannten Motto anmeldet, Menschen
sagen: Wir lassen nicht zu, dass auf Kosten der Toten von Welt-
kriegen, auf Kosten der Opfer von Unterdrückung jemand sein
rechtsextremes Spiel spielt, dass er die Opfer sozusagen noch
einmal mit Füßen tritt, um damit seine rechtsextreme Gesin-
nung nach außen hin zu dokumentieren.

(Beifall bei CDU, SPD und der Linkspartei.PDS)

Es ist immer gut, wenn Menschen sagen: So geht es nicht. Wir
stellen uns dem entgegen.

Insofern, so glaube ich, haben wir dort ein rechtliches Problem,
das sich aber ganz einfach daraus erklären lässt, dass jemand
den Versuch unternommen hat, auf Kosten der Opfer seine
rechtsextreme Gesinnung noch einmal nach außen hin zu de-
monstrieren.

Wie hat nun die Polizei gehandelt? - Die Gerichte haben den
Rechtsextremen leider Recht gegeben. Die Gerichte haben das
getan vor dem Hintergrund des Grundrechts der Versamm-
lungsfreiheit. So ist es nun einmal: Kein Grundrecht ist davor
geschützt, nicht auch missbraucht zu werden.

Ich achte das Grundrecht der Versammlungsfreiheit, bin aber
ein Gegner davon, dass Rechtsextremisten dieses Grundrecht
vor dem Hintergrund der vielen Opfer, die in Halbe begraben
liegen, in Anspruch nehmen. 

Die Polizei hat sich in einer schwierigen Situation rechtsstaat-
lich und korrekt verhalten. Die Landesregierung bzw. das Mi-
nisterium des Innern hat in der Antwort auf Ihre Große Anfrage
ausführlich deutlich gemacht, dass es immer ein Spannungs-



verhältnis ist, ein Spannungsverhältnis deswegen, weil die Poli-
zei zwischen zwei Gruppen steht und sich entsprechend verhal-
ten muss. Ich bin mit der Arbeit unserer Polizei zufrieden. Es
ist zu keinen Gewaltstraftaten gegenüber  anderen gekommen.
Es sind keine Beamten verletzt worden. 

Wir haben trotzdem eine schwierige Situation, und ich spreche
mich nachhaltig dafür aus - einmal ist uns das leider misslun-
gen -, dass der Ort Halbe von rechtsextremen Demonstationen
freigehalten wird. Wenn das Versammlungsrecht wie von der
Föderalismuskommission vorgesehen in die Länderhoheit
übergeht, dann, liebe Kolleginnen und Kollegen des Landtags,
sollten wir die Chance dahin gehend nutzen, Halbe für solche
Demonstrationen ein für allemal zu sperren, damit dort die
Menschen ihrer Opfer gedenken können und die Opfer die To-
tenruhe erhalten, die sie sich nach dem Grundgesetz auch ver-
dient haben. - Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei CDU, SPD und der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank, Herr Petke. - Ich rufe die Abgeordnete Weber
auf, sie spricht für die Fraktion der Linkspartei.PDS.

Ich habe mir in der Zwischenzeit noch einmal die Worte sagen
lassen, Herr Schuldt, die Sie hier in Ihrer Ansprache gebrauch-
ten. Sie haben von einer vorsätzlichen kriminellen Rechtsbre-
chung gesprochen. 

(Bischoff [SPD]: Das ist eine Unverschämtheit!)

Das geht in meinen Augen tatsächlich in Richtung einer Tat-
sachenbehauptung und Verleumdung. Ich erteile Ihnen aus die-
sem Grund einen Ordnungsruf.

(Unmut bei der DVU - Beifall bei SPD, CDU und der
Linkspartei.PDS)

Frau Abgeordnete Weber, Sie haben das Wort.

Frau Weber (Die Linkspartei.PDS):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!
Demagogisch und scheinheilig nenne ich die Große Anfrage
der DVU. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Dahinter verbirgt sich die ganze Verlogenheit ihrer angeblich
demokratischen und nationalistischen Politik. Die DVU unter-
stellt der Polizei rechtswidriges Handeln und der Regierung
Verschwendung von Steuergeldern und Fördermitteln.

Nachdem die Regierung bereits in ihrer Antwort auf die voran-
gegangene Kleine Anfrage den Abwägungsprozess der Ent-
scheidung der Polizei nachvollziehbar erläutert und auch die
Finanzierung des Aktionsbündnisses gegen Gewalt, Rechts-
extremismus und Fremdenfeindlichkeit dargelegt hat, starten
Sie, meine Damen und Herren von der DVU, eine neue Anfra-
ge. Das wird möglicherweise daran liegen, dass sich die Arbeit
des Aktionsbündnisses gerade auch gegen Ihre fremdenfeindli-
che Politik und geistige Nähe zur NPD richtet. Diese haben Sie
ja mit Ihrem Deutschlandpakt und der Spitzenkandidatur Ihres

Vorsitzenden zur Bundestagswahl auf der Liste der NPD offen-
kundig gemacht. Und da möchten Sie natürlich gern die Akti-
vitäten des Aktionsbündnisses nicht nur diskreditieren, sondern
sogar unterbinden. Ausdrücklich unterstützen wir deshalb die
Position der Landesregierung zu Ihrer Frage 24 aus der Kleinen
Anfrage. Ich zitiere:

„Das Aktionsbündnis ist Partner der Landesregierung bei
der Umsetzung des Handlungskonzeptes ,Tolerantes
Brandenburg - für eine starke und lebendige Demokratie‘.
Da die Landesregierung den Kampf gegen Rechtsextre-
mismus und Fremdenfeindlichkeit auch weiterhin als eine
wichtige Aufgabe ansieht, wird sie das Aktionsbündnis
weiter unterstützen und fördern.“

Ich erinnere in diesem Zusammenhang noch einmal an unseren
Antrag in der 32. Sitzung des Landtages „Keine Kürzungen bei
Projekten gegen Rechtsextremismus“. 

Den Kampf gegen den Rechtsextremismus kann und darf man
nicht auf dem Rücken der Polizei austragen. Entscheidend für
meine Fraktion ist, dass wir diese Auseinandersetzung noch
viel stärker im Alltag führen müssen. Wir dürfen den unverbes-
serlichen Ewiggestrigen bzw. den gefährlich neu erwachten
Heutigen keine Chance lassen, ihre menschenverachtende Ide-
ologie, nämlich Kriege und Gewalt zu verherrlichen und Ver-
brechen an der Menschheit als heroische Heldentaten hinzu-
stellen, immer wieder aufleben zu lassen. 

Sie, meine Damen und Herren von der DVU, bieten mit Ihrem
Nationalismus und Ihrem Menschenbild, das in wertvolle und
mindere Menschen einteilt, den geistigen Nährboden für solche
Entwicklungen. 

(Frau Hesselbarth [DVU]: Jetzt reicht es aber!)

Mit Ihrer Fragestellung offenbaren Sie ein zweifelhaftes Ver-
hältnis zu Menschenrechten und Anwendung von Gewalt. 
Allen Ernstes stellen Sie das Recht auf Versammlungsfreiheit
über das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.
Sonst hätten Sie ja die Argumentation der Polizei nachvollzie-
hen und akzeptieren können, dass die Vielzahl von anwesenden
älteren Menschen und Familien mit kleineren Kindern sowohl
den Einsatz von körperlicher Gewalt ...

Vizepräsidentin Stobrawa:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Frau Weber (Die Linkspartei.PDS):

... als auch von Räumtechnik zur Auflösung einer friedlichen
Demonstration nicht zuließ, ja sogar gefährlich gewesen wäre.

- Ja, jetzt habe ich meinen Satz beendet.

Vizepräsidentin Stobrawa:

Bitte schön, Frau Fechner.

Frau Fechner (DVU):

Sie haben viele Behauptungen aufgestellt, was die DVU-Frak-
tion bzw. die Partei der DVU anbelangt. Können Sie ein kon-
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kretes Beispiel nennen, warum die DVU Ihrer Meinung nach
menschenverachtend ist?

(Dr. Klocksin [SPD]: Lesen Sie den Verfassungsschutz-
bericht, dort steht das drin!)

Frau Weber (Die Linkspartei.PDS):

Ich will auf diese Frage antworten. Die toten Menschen auf
dem Friedhof in Halbe sind im Ergebnis eines menschenun-
würdigen Raubkrieges gestorben.

(Schulze [DVU]: Ich bin 1950 geboren, hören Sie mal zu!
Das darf doch nicht wahr sein!)

Kinder und Frauen haben diese Menschen 1945 in Halbe not-
dürftig verscharren und begraben müssen. Erst in den 50er Jah-
ren wurden durch demokratische Kräfte unter Führung von
Pfarrer Teichmann die Menschen auf diesem Friedhof ordent-
lich beigesetzt. Es ist menschenverachtend, wenn man die Deu-
tungshoheit für diesen Ort an sich zieht und sagt, dass das der
Ort zum Heldengedenken sei. Die Deutungshoheit kann man
Ihnen nicht überlassen. Es ist nämlich ein Ort des Gedenkens,
um für den Frieden zu leben.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS und SPD sowie verein-
zelt bei der CDU)

Sie möchten - jetzt bin ich wieder bei meiner Rede - unter allen
Umständen Leute marschieren sehen, von denen wir wissen,
dass sie heute das Versammlungsrecht für ihre verwerflichen
politischen Ziele nutzen, um es später für die Sicherung ihrer
Macht abzuschaffen. Das kennen wir schon aus der Geschichte. 

(Vereinzelt Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir Demokraten
wissen, dass die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextre-
mismus vor allem auf der politischen Ebene erfolgen muss.
Wir sollten weiter darüber reden, ob die Aufnahme des Verbots
der Wiederbelegung nationalsozialistischen Gedankengutes in
das Grundgesetz ein richtiger und wichtiger Schritt wäre, 

(Vereinzelt Beifall bei der Linkspartei.PDS)

um klare juristische Grenzen zu setzen, denn Faschismus und
Nationalsozialismus sind keine Gesinnung, sie sind Verbrechen. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Alle demokratischen Kräfte dieses Landes müssen gemeinsam
verhindern, dass Neonazis wie Worch und Jacobs Halbe zu 
einem neuen Wallfahrtsort machen, denn Halbe ist nicht braun,
Halbe ist bunt und es leben friedliebende Menschen dort. Wir
sind es Brandenburg, den anderen Bundesländern unserer
Bundesrepublik und der Welt schuldig, dies immer wieder
deutlich zu machen. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS und SPD)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Ich begrüße in unserem Plenarsaal Schüle-
rinnen und Schüler des Humboldt-Gymnasiums Eberswalde.
Seien Sie herzlich willkommen! 

(Allgemeiner Beifall) 

Die Landesregierung verzichtet auf ihr Rederecht. Herr
Schuldt, das Wort geht noch einmal an Sie. 

Schuldt (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

„Den moralischen Zustand eines Volkes erkennt man dar-
an, wie es nach einem verlorenen Krieg mit seinen Ge-
fangenen umgeht.“

(Beifall bei der DVU)

Dieser Ausspruch stammt von keinem Geringeren als dem
französischen Präsidenten Charles de Gaulle. 

In Halbe erinnert die Kriegsgräberstätte Waldfriedhof an die
Kesselschlacht um Halbe in den letzten Tagen des Zweiten
Weltkrieges, bei der 40 000 deutsche Soldaten ums Leben ka-
men. Dieser wie auch der dort bestatteten Opfer der Nach-
kriegs-KZs der sowjetischen NKWD zu gedenken sollte für 
jeden Deutschen, unabhängig von seiner politischen Überzeu-
gung, eine Selbstverständlichkeit sein.

(Beifall bei der DVU)

Das war es auch bis weit nach Ende des Zweiten Weltkrieges.

Aber kommen wir noch einmal zur Demonstration. Nichts ge-
gen eine Blockade zu tun und das als Deeskalation zu bezeich-
nen ist schon unerhört. Dankenswerterweise hat Herr Minister
Schönbohm entgegen den Mitarbeitern seines Hauses, welche
diese vorliegende Große Anfrage beantworteten, unter Frage 14
immerhin unumwunden zugegeben, dass die Polizei am 12. No-
vember 2005 in Halbe trotz Einsatzes speziell geschulter Beam-
ter des so genannten Antikonfliktteams die Rechtsbrecher eben
nicht aufforderte, die rechtswidrige Blockade aufzugeben,

(Schippel [SPD]: Das stimmt nicht!)

was die Staatsanwaltschaft Potsdam im weiteren Verlauf dazu
veranlasste, alle Strafanzeigen gegen die Teilnehmer der
rechtswidrigen Blockade in toto niederzuschlagen.

Ich finde, dies ist eine Schande und für einen Rechtsstaat Bran-
denburg schlicht und ergreifend unwürdig.

(Beifall bei der DVU)

Dass darüber hinaus gegen keinen Verantwortlichen des Polizei-
einsatzes - oder sollte ich besser sagen: -nichteinsatzes - straf-
bzw. disziplinarrechtliche Maßnahmen ergriffen wurden, run-
det den Unrechtsstaat Brandenburg in meinen Augen ab.

(Gelächter und Zurufe von der SPD)

Dabei gibt man in Ihrem Ministerium, Herr Minister Schön-
bohm, in Beantwortung unserer Frage 24 sogar zu, dass an die
Polizeikräfte bewusst keine Weisung erteilt wurde, mit dem 
Ergebnis, dass damit der dortige Polizeieinsatz zu einem
Chaosszenario ausartete. Dass ein alljährlich mit mindestens
50 000 Euro plus Projektförderung alimentiertes so genanntes
Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Frem-
denfeindlichkeit als Veranstalter der Gegendemonstration in
Halbe am 12. November zumindest indirekt an der rechtswidri-
gen Blockade beteiligt war und die Landesregierung dafür zu-
sätzliche Mittel in Höhe von 22 500 Euro zur Verfügung stellt,
schlägt dem Fass des Rechtsbruches buchstäblich den Boden
aus, meine Damen und Herren. Pfui, Teufel! kann man da nur
sagen.



(Zurufe und Gelächter bei SPD, CDU und der Linkspar-
tei.PDS)

Zum Schluss kann ich es mir nicht verkneifen, aus einem
Schreiben eines parteilosen Arztes aus Berlin zu zitieren, wel-
ches unserer Fraktion vorliegt.

„Wer am 12. November an einem nationalen Heldenge-
denken teilnehmen wollte, wurde nach dem Verlassen der
Autobahn bei Halbe von der Aufforderung der Polizei
überrascht, wieder umzukehren und auf der Autobahn
weiterzufahren. Damit wurde ein Umweg von mehr als
10 Kilometern auferlegt. Nur die Teilnehmer einer so ge-
nannten demokratischen Fest- und Protestveranstaltung
durften den direkten Weg nach Halbe benutzen. In der
Stadt selbst waren mehrere Polizeischleusen aufgebaut,
bei denen Passanten von Kopf bis Fuß durchsucht 
wurden. Schwerverbrecher hätten nicht anders behandelt
werden können.“

Diese Worte sprechen doch wirklich für sich.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS)

Also, Herr Innenminister, kehren Sie doch bitte um! Bei dem,
was Sie dort geleistet haben, kann ich Ihnen persönlich nur
empfehlen: Treten Sie zurück! Das wäre gut für unser Land
Brandenburg.

(Gelächter)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Damit ist die Aussprache beendet und die Antwort der Landes-
regierung auf die Große Anfrage 18 ist zur Kenntnis genom-
men.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 4 und rufe Tagesordnungs-
punkt 5 auf:

Bericht des Ministers des Innern über den Vollzug von
Maßnahmen aufgrund § 33 Abs. 3 des Brandenburgi-
schen Polizeigesetzes (BbgPolG)

Bericht der Landesregierung

Drucksache 4/2981

Es wurde vereinbart, keine Debatte zu führen. Damit ist der
Bericht des Ministers des Innern zur Kenntnis genommen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 5 und rufe Tagesordnungs-
punkt 6 auf:

Zukunft der Brandenburger Alleen

Antrag 
der Fraktion der SPD
der Fraktion der CDU

Drucksache 4/3046

Wir kommen zur Aussprache. Herr Abgeordneter Dr. Klocksin,
Sie erhalten das Wort.

Dr. Klocksin (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir kommen
wieder zu anderen Themen, die uns nicht weniger berühren,
aber vielleicht doch zu sachgerechten Lösungen führen wer-
den.

„Das Fällen von Alleen führt bei Anwohnern regelmäßig
zu berechtigter Empörung. Angesichts des hohen Alters
vieler Alleebäume und der in den zurückliegenden Jahr-
zehnten vernachlässigten Pflege der Straßenbäume wird
es auch ohne Straßenbau-, Verkehrs- und Unfallproble-
matik in absehbarer Zeit natürlicherweise zu Abgängen
kommen. Wenn die Allee als typisches brandenburgi-
sches Landschaftsbild erhalten werden soll, muss daher
neben dem Schutz von besonders wertvollen Alleen künf-
tig auch verstärkt der Erneuerung von Alleen an geeigne-
ten Standorten Aufmerksamkeit gewidmet werden.“

Dieses Zitat - Sie ahnen es schon - ist einer Kleinen Anfrage
des früheren Kollegen Reinhold Dellmann aus dem Jahr 2000
entnommen. Ich beschreibe damit eine Situation, die wir seit
vielen Jahren diskutieren. 

1998 hat der Umweltbeirat beim Minister für Umwelt, Natur-
schutz und Raumordnung die Bildung einer interministeriellen
Arbeitsgruppe angeregt, die den Aufbau einer ...

Herr Minister Junghanns, ich will Sie nicht in Ihrer Unterhal-
tung stören, aber Sie sollten mich auch nicht stören. 

(Heiterkeit)

Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Stobrawa:

Recht haben Sie, Herr Abgeordneter.

Dr. Klocksin (SPD):

Recht habe ich an der Stelle nicht. Frau Präsidentin, Sie sind
immer aufmerksam.

1998 gab es also schon diese Hinweise, die in der Form Umset-
zung erfahren haben, dass im Jahr 2000 der Alleenerlass zu-
stande gekommen ist. Das ist ein Meilenstein in der Entwick-
lung. 

An der Stelle möchte ich ausdrücklich sagen - das ist auch an
das zuständige Ressort gerichtet -: Im Bereich Alleenerhalt und
Nachpflanzung ist in den letzten Jahren Großes geleistet wor-
den. Diese Grundwahrnehmung müssen wir mitnehmen, wenn
wir nach neuen Wegen suchen, wie wir weiterarbeiten und wie
wir finanzieren wollen.

Die Koalitionsfraktionen haben aufgrund dieser langen 
Diskussion einen Antrag vorgelegt, der darauf abzielt, nicht nur
die grundsätzliche Aussage zu treffen, Alleen sind Kulturgut,
wichtig für unser Land und geben ihm ein räumliches Gepräge,
was in anderen Ländern im Übrigen - wir haben es an dieser
Stelle wiederholt erwähnt - leider verloren gegangen ist, weil
die Allee als solche keine Wertschätzung fand.
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Heutzutage gibt es Dinge wie die Deutsche Alleenstraße, was
man früher so nicht kannte, womit die Allee als Instrument he-
rausgehoben werden soll. Dies bedeutet für uns, dass wir im
Rahmen eines Prüfauftrages an das zuständige Fachressort ein
Handlungskonzept erarbeitet sehen wollen, welches für die
nächsten zehn Jahre Gültigkeit haben kann. 

Es sind einzelne Aspekte genannt, die ich mit Blick auf die fol-
gende Diskussion nicht im Einzelnen aufzählen möchte.
Gleichwohl vielleicht zwei Bemerkungen. Einmal haben wir
notiert, dass die Bundes- und Landesstraßen im Vordergrund
stehen. Wie könnte das anders sein? - Natürlich ist der Landes-
gesetzgeber dafür verantwortlich, dass an den Landesstraßen
eine Bepflanzung erfolgt. In einer konzeptionellen Anlage
müssen auch Kreis- und Gemeindestraßen zu finden sein; denn
die Allee endet häufig nicht an der Territorialgrenze der Ge-
bietskörperschaften. Alles andere wäre aber auch nicht in 
einem sinnvollen Kontext.

Zweite Bemerkung: Wenn wir nach den Kriterien für Neu-
pflanzungen fragen, denke ich auch an die eine oder andere
Autobahnauffahrt mit Alleenbepflanzungen. Ich glaube, in
Brieselang habe ich neulich so etwas Schönes gesehen. Da fra-
ge ich: Ist das der geeignete Ort oder gibt es nicht Fälle, in de-
nen in alleeähnlicher Formation über die natürliche Sukzession
eine Bebaumung erfolgen kann, ohne dass teure, aufwendige
Maßnahmen notwendig sind?

Also hier sollte man Spaß an der Haushaltsführung, die im
MIR sowieso selbstredend gegeben ist, haben. Wenn wir dies-
bezüglich hilfreich sein können, sind wir das als Abgeordnete
immer gern.

Inwieweit Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen - möglicher-
weise haben wir diesen Aspekt noch nicht hinreichend beachtet
- in die Alleen investiert werden können, ist besonders zu prü-
fen. Ich sage das auch vor dem Hintergrund meiner persön-
lichen Wohnortlage in einer Gemeinde, in der der Raum für
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht mehr ausreicht und
die Gemeinde 20 oder 25 Kilometer entfernt pflanzt. Es ist
fraglich, ob das alles sinnvoll ist. Gleichzeitig ist aber an einer
Landesstraße der Baumbestand so abgängig, dass die Allee
mittelfristig zerstört sein wird. Dort sind wir gefordert, auch et-
was fantasievollere Lösungen zu finden.

Als letzter Spiegelstrich wurde formuliert, dass zu prüfen sei, ob
zur Erreichung des Zieles andere rechtliche Regelungen geän-
dert werden müssen. An der Stelle möchte ich noch einmal da-
rauf hinweisen, dass es natürlich zentral um untergesetzliche 
Regelungen geht. Wir haben nicht die Absicht, hier eine Novelle
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes zu initiieren. Ich
sage das mit aller Deutlichkeit, zumal wir uns am gestrigen 
Tage mit einigen Dingen, die damit im Zusammenhang stehen,
beschäftigt haben.

An der Stelle sage ich auch: Die Mitwirkungs- und Klagungs-
rechte der anerkannten Naturschutzverbände und das Vorkaufs-
recht sind im Brandenburgischen Naturschutzgesetz geregelt,
und wir haben nicht die Absicht, sie anzutasten. Das gilt genau-
so für das, was wir bei den Alleen umsetzen wollen.

In diesem Sinne ist das ein Antrag, der - so hoffe ich - von der
Breite des Hauses geteilt und getragen werden kann. Ich glau-
be, dass wir damit ein Stück in Richtung eines gemeinsamen
Ziels gehen können.

An der Stelle will ich auch ausdrücklich den vielen Bürgerin-
nen und Bürgern im Lande - namentlich der Schutzgemein-
schaft Brandenburger Alleen, die sich des Themas seit vielen
Jahren annimmt und zur Sensibilität in der Fläche beiträgt -
danken. Das Thema „Brandenburger Alleen“ ist auch ein Stück
Brandenburger Identität. Wir sind gut beraten, hier gemeinsam
zu arbeiten. - Vielen Dank für Ihre Unterstützung.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Für die Linkspartei.PDS-Fraktion erhält
Frau Steinmetzer das Wort.

Frau Steinmetzer (Die Linkspartei.PDS):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben heute
den zweiten Sitzungstag, die Sommerpause steht kurz bevor
und einige von Ihnen haben am gestrigen Abend beim Som-
merfest vielleicht besonders gut gefeiert. Wenn also der eine
oder andere glaubt, gerade ein Déjà-vu-Erlebnis zu haben, 
so wäre das durchaus nachvollziehbar. Ich kann Sie aber be-
ruhigen. Es ist kein Déjà-vu, sondern die politische Realität im
Landtag Brandenburg. Sie, meine Damen und Herren der Koa-
lition, haben in der vorletzten Sitzung im April unseren Antrag
zum Erhalt der Brandenburger Alleen abgelehnt.

(Zuruf des Abgeordneten Holzschuher [SPD])

Vielleicht bedurfte es erst einiger heißer Sommertage, um im
kühlen Schatten Brandenburger Alleen das Anliegen reifen zu
lassen.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Wäre die Lehre aus der grimmschen Geschichte vom Hasen
und Igel etwas anders gelagert, würde ich als Igel sagen: „Ick
bin all hier!“

Zum Thema wurde im April alles gesagt. Wir begrüßen, dass
Sie unsere Intention aufnehmen, und stimmen unserem Antrag
selbstverständlich zu. - Danke.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Für die CDU-Fraktion erhält der Abgeord-
nete Dombrowski das Wort.

Dombrowski (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin
Steinmetzer, ich war noch gar nicht so weit, weil Sie so schnell
fertig waren.

(Beifall und Heiterkeit bei CDU, SPD und der Linkspar-
tei.PDS - Bischoff [SPD]: So ist das manchmal! - Weitere
Zurufe)

- Jetzt habe ich wieder etwas Missverständliches gesagt. Zum
Glück ist kein Schaden entstanden und alle haben Freude.

(Zuruf)



Frau Kollegin Steinmetzer, Sie haben hier nett vorgetragen.
„Respekt“, wie die Bayern sagen.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Ja!)

Jedoch besteht schon ein kleiner Unterschied zwischen dem,
was die Koalitionsfraktionen jetzt hier vorgelegt haben, und
dem, was Ihre Fraktion damals vorgelegt hatte. Es ist auch
nicht so, dass uns jetzt etwa im kühlen Schatten die Einsicht
gekommen wäre, sondern es ist eine Frage der Arbeits- und
Herangehensweise, nämlich erst einmal Schritt für Schritt zu
prüfen, was notwendig und sinnvoll sein kann, um ein Ziel zu
erreichen. Das formulierte Ziel steht unter der Überschrift
„Brandenburger Alleen erhalten“. Der Kollege Dr. Klocksin
hat hier im Einzelnen bereits vorgetragen.

In der Tat ist es nicht damit getan, einfach einige Beschlüsse zu
fassen oder die Landesregierung zu beauftragen, etwas zu
unternehmen, sondern das Parlament muss die Verantwortung
ein Stück weit mittragen und alle angrenzenden Bereiche mit-
prüfen, die zielführend eingesetzt oder verändert werden kön-
nen oder vielleicht auch müssen, um das Ergebnis zu erzielen,
durch Nachpflanz- bzw. Erhaltungsverpflichtungen dieses kul-
turhistorische Gut in Brandenburg - eines unserer Marken-
zeichen - zu erhalten. Daraus leitet sich vermutlich die große
Zustimmung ab, sodass auch die Linkspartei.PDS-Fraktion
dem Antrag der Koalition zustimmen will.

Im weiteren Verfahren werden wir zu guten Ergebnissen kom-
men und im Zweifelsfalle in Einzelfragen streiten. - Herzlichen
Dank für Ihre avisierte Zustimmung und noch viel Erfolg für
den heutigen Tag.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Danke schön, Herr Dombrowski. - Für die DVU-Fraktion er-
hält Herr Schulze das Wort.

Schulze (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Rund 8 200 Kilo-
meter Alleen sind in Brandenburg noch vorhanden. Das ist
immerhin etwa die Hälfte der gesamten Alleenkilometer in der
Bundesrepublik Deutschland. Dennoch kann man sich ange-
sichts dieses Vergleichs nicht einfach zurücklehnen.

Die DVU-Fraktion ist der einhelligen Auffassung, dass es sich
bei den märkischen Alleen um ein Kulturerbe und um ein Mar-
kenzeichen des Landes Brandenburg handelt. Das wiederum
bedeutet: Kulturerbe und Markenzeichen sind immer - ganz
gleich in welchem Zusammenhang - in hohem Maße schüt-
zenswert. Alleen sind nämlich nicht nur für uns Einheimische
ein Identitätsmerkmal schlechthin, sondern auch für Touristen
ein auffälliges Markenzeichen. Außerdem bieten Alleen ein
großes Potenzial für die wirtschaftliche Entwicklung Branden-
burgs.

Der Feststellung des MLUV, dass Alleen landschaftsgliedernde
Elemente sind, die eine hohe ästhetische und kulturhistorische
Bedeutung haben und darüber hinaus vielfältige Funktionen
für Menschen und Tiere besitzen, ist grundsätzlich nichts hin-
zuzufügen.

Umso nachdenklicher muss es uns stimmen, wenn man den
Tatsachen ins Auge schaut. Anfahrschäden, Tau-Einsatz im
Winter oder der Ausbau von Straßen, Geh- oder Radwegen las-
sen unsere Alleen schrumpfen. Das Ausmaß der Schädigungen
im Wurzelbereich sieht man nicht sofort. Die Bäume sterben
langsam, mitunter erst nach Jahren.

Bereits mit dem Brandenburgischen Naturschutzgesetz vom
25. Juni 1992 wurden die Alleen im Land unter Schutz gestellt.
Sie dürfen als Ganzes nicht beseitigt, zerstört, beschädigt oder
beeinträchtigt werden. Das MLUV ist gemäß § 31 des gelten-
den Brandenburgischen Naturschutzgesetzes für den gesetz-
lichen Alleenschutz zuständig, was wiederum die außerordent-
liche Bedeutung dieser Aufgabe unterstreicht.

Mit einem so genannten Alleenerlass wurden im November
2000 die Erhaltung und Erneuerung von Brandenburger Alleen
konkretisiert und verbindlich festgelegt. Verinnerlicht man die
Jahreszahlen - die Zeiträume der rechtsverbindlichen Festle-
gungen - und vergleicht diese mit der tatsächlichen Entwick-
lung, so sagen wir von unserer Fraktion ganz eindeutig, es ist
beschämend, wie vonseiten der Verantwortlichen mit Vorschrif-
ten umgegangen wird.

Dennoch stimmt uns die Entwicklung des vergangenen Jahres
ein wenig hoffnungsvoll. Erstmals wurden im Jahr 2005 mehr
Bäume gepflanzt als gefällt, und zwar rund 1 500. Bei diesen
Zahlenangaben handelt es sich nur um Alleebäume laut Alleen-
Erlass. Führt man dieses Rechenexempel fort, besteht immer
noch unter Berücksichtigung des positiven Ergebnisses aus
dem Jahr 2005 ein Gesamtminus von 4 180 Alleebäumen.

Bei einem abschließendem Vergleich meiner Ausführungen zu
Beginn über das Kulturerbe und Markenzeichen unseres Lan-
des mit den trockenen Zahlen der Statistik gibt es nur eine
Schlussfolgerung: Es müssen geeignete, effektive Mittel zur
konsequenten Durchsetzung des Alleenerlasses zum Schutze
und zum Erhalt der Brandenburger Alleen eingesetzt werden.

Nach Auffassung unserer Fraktion weist Punkt 3 des Antrags
der Koalitionsfraktionen in die richtige Richtung. Deshalb fin-
det der Antrag unsere Zustimmung.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Wir kommen zur Rede von Minister Szymanski, der für die
Landesregierung spricht.

Minister für Infrastruktur und Raumordnung Szymanski:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrte Damen und Herren! Die
Wertschätzung des Themas ist in den letzten Jahren deutlich
geworden. Wiederholt wurde es im Plenum, im Rahmen Klei-
ner oder mündlicher Anfragen, in Ausschüssen, auch im
Sonderausschuss debattiert. 

Es gibt eine neue Qualität. Wir müssen die Frage beantworten,
wie wir den Erhalt und die Weiterentwicklung von Alleen im
Land Brandenburg finanziell leisten können. Dies geht nur
interministeriell und gemeinsam mit Verbänden und der kom-
munalen Familie. Darüber hinaus sehe ich eine neue Qualität in
dem Antrag, weil letztendlich die Frage gestellt wird, ob jeder
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Alleenbaum und jede Allee gleichwertig ist oder ob wir nicht
doch darüber nachdenken müssen, ob es bestimmte Kriterien
für die Definition von Alleen und Alleenabschnitten gibt.

Ein solches Vorgehen in einem Konzept, das mindestens zehn
Jahre darstellen muss, ist aus meiner Sicht sinnvoll. Ich muss
noch einmal daran erinnern, dass 60 % der Bäume in unserem
Alleenbestand älter ist als 70 Jahre. Demzufolge wird es in den
nächsten Jahren zu mehr Fällungen kommen als bisher. Schaut
man sich einmal die Fällzahlen der letzten fünf Jahre an, 
stellt man fest, dass sie sich fast verdoppelt haben. Das Ver-
sprechen, das ich hier im Jahre 2005 abgegeben habe, minde-
stens 5 000 Alleenbäume zu pflanzen, haben wir im letzten
Jahr sogar übererfüllt. In den nächsten Jahren werden wir das
finanziell jedoch nicht aus dem Straßenerhaltungstitel leisten
können, weil auch hier tendenziell weniger Geld zur Verfügung
steht.

Das heißt, wir müssen neue Wege und neue Finanzierungsmög-
lichkeiten ergebnisoffen besprechen und diskutieren. Wir sind
da mit dem Kollegen Woidke auf einem guten Weg. Jedoch
müssen wir auch die Frage stellen, welche Alleenpflanzungen
wie angerechnet werden. Das bedeutet auch - ich bitte, das jetzt
nicht falsch zu verstehen -, zu prüfen, ob der Alleenerlass in
der derzeitigen Formulierung richtig ist. Damit möchte ich
nicht die Eins-zu-eins-Regelung, die Ersatzpflanzung, infrage
stellen - das will ich hier sehr deutlich sagen -, sondern wir
sollten schauen, ob wir in der Kategorisierung, in der Unter-
scheidung zwischen Bundes-, Landes- und Kommunalstraßen
und in der Kategorisierung von Alleenabschnitten nicht neue
Wege gehen müssen.

Es ist ein sehr komplexes Thema und darüber hinaus ein The-
ma, bei dem es gelingen muss, einen Dreiklang zwischen not-
wendiger moderner Infrastruktur, der Verkehrssicherheit -
Stichwort: 4,5 Meter Abstand bei Neupflanzung; das wird kost-
spielig - sowie dem Erhalt und der Weiterentwicklung von Al-
leen herzustellen.

Ich meine, dass dieser Antrag dazu beitragen wird, eine ergeb-
nisoffene und ergebnisorientierte Diskussion führen zu kön-
nen, um dann die Entscheidungen gemeinsam zu tragen. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Damit ist die Redeliste abgearbeitet. 
Wir kommen zur Abstimmung des Antrages in der Druck-
sache 4/3046. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist dieser Antrag einstimmig angenom-
men.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 6 und rufe Tagesordnungs-
punkt 7 auf:

Lehrerbedarfsplanung

Antrag
der Fraktion der SPD 
der Fraktion der CDU

Drucksache 4/2953

Ich eröffne die Aussprache. Frau Abgeordnete Hartfelder erhält
das Wort.

Frau Hartfelder (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Um mit der
Freundlichkeit von Herrn Dombrowski fortzufahren: Ich bin es
noch!

(Zurufe)

Sehr geehrte Damen und Herren, die Rede wird nicht so freud-
betont wie die von Herrn Dombrowski; denn es ist ein sehr
schwieriges Thema, über das ich rede. Das Durchschnittsalter
einer brandenburgischen Lehrkraft liegt gegenwärtig bei
47 Jahren. Über 68 % unserer Lehrer sind 40 Jahre und älter,
nur 1 % sind unter 30 Jahren - so der Bildungsbericht für
Deutschland aus dem Jahre 2003. Aus dem gleichen Bericht ist
erkennbar, dass es in anderen Bundesländern nicht anders aus-
sieht. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, weil wir um die
Altersstruktur wissen und auf den gemütlichen Oppositions-
bänken nicht „Wünsch Dir was“ spielen können, haben wir im
Jahre 2002 ein Schulressourcenkonzept auf den Weg gebracht,
das einen Weg zwischen Erhalt von Unterrichtsqualität und 
finanzieller Machbarkeit sucht. Ich will an dieser Stelle nicht
verhehlen, dass ich manches, was darin steht, nicht so ganz
nachvollziehen konnte und kann. Tatsache bleibt jedoch, dass
wir uns auf den Weg gemacht haben.

Seit der Verabschiedung sind vier Jahre ins Land gegangen.
Deshalb hat die Regierungskoalition heute den Antrag einge-
bracht, das bisherige Schulressourcenkonzept zu evaluieren
und Lösungen für das kommende Jahrzehnt zu entwickeln.

In unserem Antrag geben wir der Landesregierung ein halbes
Jahr Zeit, den bisherigen Weg kritisch zu analysieren und ein
Konzept für das kommende Jahrzehnt vorzulegen. Wir möch-
ten - das sei hier deutlich erwähnt - auch die finanziellen Aus-
wirkungen detailliert zur Kenntnis nehmen. 

Der Antrag hat also zwei Richtungen: Zum einen erteilt er 
einen klaren Auftrag der Überprüfung des Geleisteten, zum an-
deren fordert er eine konkrete Strategie, um im Konkurrenz-
kampf mit anderen Ländern um die besten Lehrkräfte im nächs-
ten Jahrzehnt bestehen zu können.

Zum ersten Teil des Antrags: Was wollen wir überprüfen las-
sen, was soll kritisch hinterfragt werden? Wir möchten, sehr
geehrte Damen und Herren von der Landesregierung, gern
wissen, wie der Personalausgleichsfonds angenommen wurde.
Haben so viele Lehrer wie erhofft das Austrittsangebot ange-
nommen? Waren sie in dem entsprechenden Alter? Wurden die
Maßnahmen des MBJS zur Personalentwicklung - sprich: das
Auslaufen befristeter Verträge, die Versetzung in andere Schul-
ämter, Abfindung bzw. Altersteilzeit - umgesetzt? Wir wollen
wissen, wie sich die Situation bisher auf die teilzeitverbeamte-
ten und die angestellten Lehrer ausgewirkt hat und welches die
Folgen für das System sein werden, wenn die Teilzeitbeamten
2008 Vollzeitbeamte werden.

Ich erhoffe mir hier auch Antworten auf die in der Rahmenver-
einbarung zwischen dem Land Brandenburg und den Vertre-



tern der Lehrer zugesicherte Einhaltung einer angemessenen
Altersstruktur - was immer das auch bedeuten soll - und einer
entsprechenden Beschäftigungssicherung.

Darüber hinaus möchte ich wissen, ob die Unterrichtsversor-
gung sichergestellt werden konnte. Diese Frage interessiert
mich umso brennender, als in der letzten Sitzung des Bildungs-
ausschusses alle Leiter der staatlichen Schulämter mitteilten,
dass sie die Unterrichtsreserve, also die Anzahl der Vertre-
tungskräfte, im letzten Jahr reduzieren mussten. Sie sagten:
dass sie sowohl bezüglich der unzähligen Projekte des MBJS
als auch bezüglich des Unterrichtsausfalls an der Schüler-Leh-
rer-Relation interessiert seien. Ich hätte gern eine Auflistung
nach einzelnen Fächern - keine Gesamtliste, wie bisher üblich;
denn im Vordergrund der Qualitätsoffensive, die wir miteinan-
der führen wollen und müssen, muss die Absicherung des
Fachunterrichts stehen.

Nun zum zweiten Teil unseres Antrags, der Strategie, um Bran-
denburg auch in Zukunft mit guten Lehrern auszustatten. Der
Lehrkräftebedarf in Brandenburg liegt langfristig gesehen bei
650 Stellen pro Jahr. Gegenwärtig werden jedoch nicht einmal
200 Lehrer neu eingestellt. Nach 2011 wird der jährliche Be-
darf auf über 1 300 Lehrer steigen.

Hier muss das überarbeitete Schulressourcenkonzept oder eine
Lehrerbedarfsplanung Antworten geben. Denn auch andere
Länder werden auf der Suche nach Lehrkräften sein. Hessen
und Niedersachsen haben vor geraumer Zeit deutlich gemacht,
mit welchen Mitteln sie neue Lehrer gewinnen wollen und kön-
nen. Dabei ist auch über die Praxis der Verbeamtung zu spre-
chen. Denn die Verbeamtung wurde bisher immer stärker als
Hindernis zur Entbürokratisierung gesehen. Im Kampf um
Lehrer wird die Verbeamtung aber sicherlich als ein Standort-
vorteil dargestellt werden.

Ich will hier überhaupt keine Position beziehen, sondern nur
deutlich machen, dass wir keine Option ausschließen dürfen.
Meiner Fraktion ist das Spannungsfeld zwischen dem notwen-
digen Bedarf und der finanziellen Situation unseres Landes
durchaus bewusst. 

Meine Damen und Herren, wie wir gestern wieder gehört 
haben, fällt der Opposition nie etwas anderes ein, als der Re-
gierung mangelnde Prioritätensetzung vorzuwerfen, weil sie
die Finanzen im Blick hat. Wer aber wie Sie ständig nach mehr
Geld und mehr Lehrern ruft, ohne dabei auch auf die bisher 
ungenutzten Ressourcen und die vom System aufgebauten
Hemmnisse zu achten, springt letztlich zu kurz. Denn hier ließe
sich durchaus die eine oder andere Vollzeiteinheit aufspüren. 

Ich nenne ein Beispiel, das der Opposition, weil die Beziehun-
gen so sind, wie sie sind, nicht unbekannt sein wird. Die Mit-
glieder des Bildungsausschusses von den Oppositionsfraktio-
nen werden vielleicht vernommen haben, dass die Schulamts-
leiterin aus Eberswalde darüber klagte - das ist uns auch aus
vielen anderen Gesprächen bewusst -, dass ihr Personalrat bei
jeder Neueinstellung Nein sagt, auch wenn - wie von ihr ge-
schildert - zum Beispiel Spanischlehrer fehlen und dringend
benötigt werden. Es gibt keine Neueinstellung; der Personalrat
sagt Nein.

Die Begründung ist: So lange es noch Lehrer gibt, die nicht
vollbeschäftigt sind, wird kein neuer Lehrer eingestellt, selbst

wenn es im Bestand keinen einzigen gibt, der den Job machen
könnte. - Da ist auch zu überlegen. Wie soll die Altersstruktur
angemessen gehalten werden, wenn sich ein Teil des Systems
so unangemessen verhält, eben zu jeder Neuanstellung Nein
sagt? 

Meine Damen und Herren, worum es uns insbesondere geht -
ich sagte es bereits -, ist die Absicherung des Fachunterrichts.
Das hat Priorität, und darauf muss eine solche Planung aufge-
baut sein. Das erwarten wir von einem fundierten Konzept. 

Es ist recht sinnlos, wenn wir zwar diverse nette Projekte mit
den knappen Ressourcen an Lehrerwochenstunden versorgen,
aber dafür zum Beispiel für den Fremdsprachenunterricht kei-
ne Lehrerstunden haben und dieser ausfällt. Also erst die
Pflicht, dann die Kür. Denn nach meinem Dafürhalten ist die
Sicherung des Regelunterrichts wichtiger als die Erhaltung
oder der Ausbau von Ganztagsschulen, FLEX oder anderen
Spielwiesen, deren Effekt auf die Quantität des Unterrichts ge-
ring bzw. nicht nachgewiesen ist.

Meine Damen und Herren, ein weiterer Punkt, der uns am Her-
zen liegt, ist, dass überhaupt so viele Lehrer ausgebildet wer-
den, wie wir brauchen. Dazu muss es entsprechende Kapazitä-
ten an unseren Hochschulen geben. Hier denke ich nicht nur an
die allgemein bildenden Schulen, sondern insbesondere an die
Ausbildung von Förderschullehrern zur Abdeckung des 
Systems. Ich erwarte von dem überarbeiteten Konzept überzeu-
gende Antworten auf die Frage, wie wir in Zukunft der steigen-
den Anzahl verhaltensauffälliger Schülerinnen und Schüler
oder von Schülerinnen und Schülern mit Lernbehinderung mit
entsprechend ausgebildeten Lehrern in der Förderschule be-
gegnen können.

Ich sage hier auch, dass wir auch über unsere Zusammenarbeit
mit Berlin nachdenken müssen, wenn dort nicht ausreichend
Lehrer für Förderschulen ausgebildet werden und vorgehalten
werden können. Da der Bildungssenator Böger des rot-roten
Senats gerade den Plan gefasst hat, mehrere Hundert Schüler
an Sonderschulen zu überweisen, wird Berlin in den nächsten
Jahren einen besonderen Bedarf an Förderschullehrern haben.
Auch darüber müssen wir nachdenken.

Vieles hängt mit diesem Konzept zusammen, das wir heute von
der Landesregierung einfordern. So ist die Sicherung der zwei-
ten Fremdsprache ab Klasse 6 durch entsprechend ausgebildete
Lehrer angesichts der Schulzeitverkürzung auf zwölf Jahre und
der sechsjährigen Grundschule wichtig. Wenn die Schülerin-
nen und Schüler in kürzerer Zeit Abitur machen sollen und
Brandenburg mit anderen Bundesländern vergleichbar bleiben
will, muss das Konzept auch Antworten auf die Forderung der
möglichst frühen Absicherung des Fremdsprachenunterrichts
geben.

Unsere Priorität habe ich klar benannt. Es ist die strikte Orientie-
rung an der Qualität des Unterrichts durch die Bereitstellung von
Fachlehrern. Dieser Maßgabe muss das Konzept folgen, sonst
verfehlt es seine Wirkung. Die Koalitionsfraktionen haben einen
sinnvollen Antrag gestellt. Das bisherige Konzept muss über-
arbeitet und an den zukünftigen Herausforderungen gemessen
werden. Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag. 

Jetzt möchte ich noch wenige Gedanken zum Änderungsantrag
der PDS ansprechen. Da gibt es zwei Punkte.
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Vizepräsidentin Stobrawa:

Frau Abgeordnete Hartfelder, Sie haben Ihre Redezeit schon
überschritten.

Frau Hartfelder (CDU):

Dann lasse ich es bei einem Gedanken. Für mich ist es so, dass
Ihr Punkt 1, Bedarfe der beruflichen Bildung, mit dem Punkt 1
unseres Antrages voll erfüllt ist. Ich meine die von uns formu-
lierte Forderung: Absicherung des Fachlehrerpersonals ist im
Grunde nichts anderes. Bei der Entwicklung der Schulstruktur
verweise ich auf die gestrige Rede von Frau Große, die sagte:
Nicht noch eine Novelle des Schulgesetzes! Wir haben eine
neue Schulstruktur, es ist Sache der Kreise, der kreisfreien
Städte und der Kommunen, darauf in der Schulentwicklungs-
planung zu reagieren. - Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Das Wort erhält jetzt die Abgeordnete Große. Sie spricht für
die Linkspartei.PDS.

Frau Große (Die Linkspartei.PDS):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich wünschte, ich
hätte auch die Leichtigkeit meiner Kollegin Carolin Steinmet-
zer und könnte dann sagen: Wir können Ihrem Antrag selbst-
verständlich zustimmen, denn es ist der Antrag, den wir in die-
sem Haus bestimmt schon fünfmal gestellt haben. Aber die
Leichtigkeit ist mir während meiner sechsjährigen Abgeordne-
tentätigkeit ein bisschen abhanden gekommen, sage ich ganz
ehrlich. Insofern muss ich mich jetzt doch auf das einlassen,
was Sie hier noch einmal vorgelegt haben.

Meine Verwunderung bezieht sich also auf die Vorgeschichte
dieses Antrags. Die Zweifel, die meine Fraktion von Anfang an
bezüglich des Schulressourcenkonzepts und seines Funktionie-
rens geäußert hat, dürften ja an Ihnen nicht vorbeigegangen
sein. Insofern könnte man sagen: Offensichtlich sind auch Sie
mittlerweile zu gewissen Einsichten gekommen. Das Thema
Personalentwicklung hat uns hier schon oft beschäftigt.

Auf der Grundlage eines Antrags der PDS-Fraktion hat es 2004
mehrere Diskussionsrunden in diesem Haus gegeben. Erst im
September 2005 haben wir erneut einen Antrag mit der Forde-
rung nach einem Konzept zur mittelfristigen Planungssicher-
heit im Schulbereich eingereicht. Selten haben Sie uns dafür so
gescholten wie damals. Wir wurden als „Abenteurer“ abge-
stempelt. Frau Siebke warf uns darüber hinaus das Prinzip vor -
ich zitiere -: „Fordere ein Konzept, damit suggerierst du allen,
dass Chaos und Konzeptionslosigkeit herrschen.“ 

Der Kollege Senftleben verstieg sich sogar dazu, das Papier zu
bedauern, das für unseren Antrag herhalten musste. Er hielt ihn
für einen Schaufensterantrag, der nicht einmal in einem Schau-
fenster eine gute Figur machen würde. 

Sie hielten den Antrag auch deshalb für überflüssig und über-
holt, weil das Ministerium ja zugesagt hatte, dass es am
15. Oktober 2005 eine Bedarfsplanung vorlegen werde. 

Alle diese Äußerungen befinden sich natürlich in einem kolos-
salen Widerspruch zu dem, was Sie heute in der Begründung
zu Ihrem Antrag aufgeschrieben und gesagt haben. Sie spre-
chen zwar in Ihrem Antrag von „Evaluation“, haben im Antrag
das Wort „Konzept“ umgangen, aber Frau Kollegin Hartfelder
hat hier logischerweise das Konzept angemahnt und natürlich
auch die richtigen Begründungen dafür gefunden. Sie sind in
ihrem Wesen nicht anders als die damals in unserem Antrag
formulierten. 

Ihr Antrag ist ein Bilderbuchbeispiel dafür, wie die politische
Kultur in diesem Haus funktioniert, ein Beispiel dafür, wie
man mit der linken Oppositionspartei umgeht, deren Vorschlä-
ge nicht nur abgelehnt, sondern diffamiert, ignoriert werden.
Auf diese Weise verschaffen Sie sich immer die Grundlage 
dafür, uns ständig das Image der Neinsager-Partei nachsagen
zu können. Herr Baaske hat das ja auch erst wieder vor weni-
gen Wochen öffentlichkeitswirksam getan. Ein trauriges Spiel
ist das. Wie gesagt: Gelassenheit gelingt mir hier nur ganz
schlecht.

Natürlich wird dringend eine Evaluation des Schulressourcen-
kozepts hinsichtlich der Lehrerbedarfsplanung gebraucht, die
sich daraus ergibt. Das darf nicht nur am grünen Tisch im Mi-
nisterium erdacht, sondern muss mit den Schulämtern und den
Schulen der verschiedenen Bildungsgänge abgestimmt werden.

Seit Jahren rettet sich die Landesregierung mit pragmatischen
Regelungen über die Runden. In einem Jahr sind es zahllose
Versetzungen und Umsetzungen, im nächsten Jahr sind es die
so genannten Teilzeitregelungen. Und immer atmen Landesre-
gierung und Koalition erleichtert auf, wenn das Schuljahr auf
irgendeine Weise wieder glimpflich überstanden wird. Doch
das Repertoire solcher Maßnahmen ist endlich, und vor allem
sind die Auswirkungen auf die Lehrkräfte, die Schüler und die
Qualität des Unterrichts zu bedenken. Das hat die Kollegin
Hartfelder schon deutlich zu machen versucht. Auf diese Weise
kehrt jedenfalls keine Ruhe in die Schulen ein. Der Fachunter-
richt ist schon gefährdet. Mit der Motivation von Lehrkräften
wird leichtfertig umgegangen. Die Stundenzuweisungen wer-
den immer weiter reduziert, sodass viele Schulen kaum noch
Vertretungsstunden, geschweige denn Teilungsunterricht reali-
sieren können.

Nicht einmal Ihr Versprechen im Zusammenhang mit dem
Schulressourcenkonzept, die Lehrer/Schüler-Relation zu erhal-
ten, können Sie einlösen. An einer Qualitätssteigerung des
Unterrichts ist angesichts dieser Turbulenzen kaum ernsthaft
zu denken. Von dieser „Von-der-Hand-in-den-Mund-Politik“
werden katastrophale Folgen für die Zukunft zu erwarten sein,
insbesondere hinsichtlich des noch gebrauchten Bestandes an
Lehrkräften. Es ist unklar, auf welchem Wege die schon in fünf
Jahren benötigte Größenordnung an neu einzustellenden Lehr-
kräften von ca. 1 100 Stellen erreicht werden soll. Der eigent-
lich mit 300 Stellen festgelegte Einstellungskorridor wurde in
keinem Jahr erreicht. In diesem Schuljahr liegt er in fünf von
sechs Schulämtern im einstelligen Bereich. 

So berechtigt Ihr Antrag ist, so unvollkommen und unkonkret
ist er. Mit keinem Wort erwähnen Sie die Schulstruktur. Wie
soll eine solide Lehrerbedarfsplanung aussehen, die in keiner
Weise berücksichtigt, wie viele Schulen im Land erhalten wer-
den sollen? Wie soll die individuelle Förderung von Schülern
gewährleistet werden? Welche Ressourcen werden dazu bereit-



gestellt? Welche zusätzlichen Bedarfe entstehen durch das
neue Schulgesetz, in dem Sie ja einige Maßnahmen verankern
wollen, die zu einem erhöhten Personalbedarf führen werden?
Ich denke nur an die Leistungs- und Begabungsklassen, die Sie
ja gestern abgesegnet haben. 

250 zusätzliche Stellen sind, nachdem man über die Jahre
200 Stellen stillgelegt hat, natürlich noch nicht einmal ein
Tropfen auf den heißen Stein. Wertvolle Zeit wurde seit der
Antragstellung durch unsere Fraktion und Ihre schon gesetz-
mäßige Ablehnung aufgrund Ihrer selbst verordneten Scham-
frist verwartet. Ich hoffe, dass Ihr Antrag kein Schaufensteran-
trag ist, und werbe noch einmal für unseren Änderungsantrag. 
- Danke.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Das Wort erhält Frau Siebke. Sie spricht für
die SPD-Fraktion. Während sie zum Rednerpult kommt, be-
grüße ich eine gemischte Gruppe, die auf Einladung von Frau
Hackenschmidt bei uns ist. Seien Sie herzlich willkommen! 

(Allgemeiner Beifall)

Frau Siebke (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zunächst ein
Wort an meine Kollegin Frau Große: Wir haben gemerkt, dass
es Ihnen nicht leicht fällt, gelassen zu bleiben. Ich kann das
zum Teil verstehen, versichere Ihnen aber, dass es uns manch-
mal auch nicht viel besser geht. Ich für meine Person kann 
sagen: Gelassen zu bleiben fällt mir immer leichter. Ich hoffe,
Ihnen geht es auch bald so. So weit zu dem Vorwurf unserer
Ablehnung vor nicht allzu langer Zeit. 

Das, was Sie zum Schluss gesagt haben, Frau Große, ist eigent-
lich der Grund dafür gewesen, dass wir meinten, mit diesem
Antrag nicht umgehen zu können. So ist auch meine damals
gebrauchte Wendung „Chaos herstellen“ einzuordnen. Auf
zwei Fragen, die Sie heute wiederholt haben und die durch
solch ein Konzept, wie Sie es nennen, beantwortet werden sol-
len, möchte ich eingehen. 

Zur Frage, wie viele Schulen es im Land Brandenburg letzt-
endlich geben werde: Was soll’s? Wir haben im Schulgesetz 
geregelt, wie Klassen zu bilden sind usw. Wir wissen, welche
Regelung es gibt. Wir wissen auch, dass die Schulträger für die
Schulstruktur verantwortlich sind. Das alles sind Dinge, die
den Eindruck erwecken: Ihr wisst gar nicht, was im Land pas-
siert. Nun erstellt einmal ein Konzept, das darauf eine Antwort
gibt. - Das ist doch Unsinn. 

Zu den Begabtenklassen: Natürlich werden die gebildet, aber
wenn es diese Möglichkeit nicht gäbe, müssten die Schüler ja
auch irgendwie anders beschult werden. Wenn ich die Zahl der
Begabtenklassen kenne, kann ich auch den Lehrerbedarf ermit-
teln. Ihre überzogenen Formulierungen machen es uns schwer,
das Geschriebene ernst zu nehmen. Ich versichere Ihnen, dass der
von uns vorgelegte Antrag kein Schaufensterantrag ist, weil die
Lage und das, was sich aus ihr entwickeln kann, viel zu ernst ist.

(Vietze [Die Linkspartei.PDS]: Kann ja kein Schaufens-
terantrag sein; er kommt ja von Ihnen! Ist doch logisch!) 

Das Schulgesetz zu gestalten ist das eine - wir sind gerade da-
bei -, die personellen Voraussetzungen zu haben, um das, was
im Schulgesetz festgeschrieben und gewollt ist, letztendlich
auch umzusetzen, das andere. Das schönste Schulgesetz nützt
nichts, wenn die personellen und materiellen Voraussetzungen
nicht gegeben sind, um dessen Inhalt umzusetzen. Deshalb ist
uns diese Sache sehr wichtig. 

Ich möchte im Gegensatz zu Ihnen das Schulressourcenkon-
zept, das es im Land Brandenburg gibt, ausdrücklich loben. 

(Vietze [Die Linkspartei.PDS]: Logisch, es kommt ja von
Ihnen!)

In der Geschichte der Schule nach 1990 ist zum ersten Mal 
eine Festschreibung gelungen, die eine sichere Planung über
mehrere Jahre hinaus erlaubt hat. Das Schulressourcenkonzept
zielt in erster Linie auf die Beschäftigungssicherung und die
Frage, wie man mit der Vielzahl der Lehrer im Land Branden-
burg umgeht, das heißt die Beschäftigung verteilt, ab. Natür-
lich ist es auch von dem Gesichtspunkt aus zu betrachten, wie
man den Unterricht und das, was Schule sonst noch verlangt,
im Land Brandenburg abdecken kann. 

Wir sagen nicht, dieses Schulressourcenkonzept ist schlecht.
Vielmehr zeigt die Entwicklung in Brandenburg, dass es not-
wendig ist, das Konzept eher zu evaluieren, als es vorgesehen
war. Das heißt nicht, dass wir ein neues Konzept wollen, son-
dern wir wollen die Fortschreibung dessen, was wir im Land
Brandenburg als gute Grundlage geschaffen haben. 

Einige Dinge, die wir sehen, sind wichtig und müssen analy-
siert werden. Auf einige Fragen müssen Antworten gegeben
werden. Ich möchte das nicht wiederholen; Frau Hartfelder hat
alles Wesentliche dazu gesagt. Ich möchte nur noch einmal dar-
auf aufmerksam machen, dass wir nach der jetzigen Situation
der Lehrerversetzung - in ihrem eigenen Interesse; schließlich
geht es um ihre Beschäftigung - und den damit verbundenen
Schwierigkeiten hinsichtlich der Unterrichtsabsicherung nach
2010 nicht die Situation haben wollen, dass die Lehrer zwar
vollbeschäftigt sind, den Unterricht und das, was Schule sonst
noch braucht, im Land Brandenburg jedoch nicht absichern
können, weil sie nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung ste-
hen. Deswegen wollen wir die Fortschreibung des vorhandenen
Schulressourcenkonzepts. Wir wollen schnelle Antworten, um
rechtzeitig reagieren zu können. - Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Das Wort erhält die Abgeordnete Fechner.

Frau Fechner (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit dem vorlie-
genden Antrag wird die Landesregierung aufgefordert, das seit
2002 existierende Schulressourcenkonzept früher als geplant
zu evaluieren. Anlass für diesen Antrag dürfte ein Schreiben
der Universität Potsdam sein, welches den Bildungsausschuss
im vergangenen Jahr erreichte. In diesem Schreiben wurde da-
rauf hingewiesen, dass bei der praktizierten Personalpolitik im
Jahr 2011 mit einem akuten Lehrkräftemangel im Land Bran-
denburg zu rechnen sei. 
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Als das Kabinett im Dezember 2002 das SRK, das Schulres-
sourcenkonzept, vorstellte, ging man noch voller Hoffnung 
davon aus, dass eine Vollbeschäftigung aller Lehrkräfte ab dem
Schuljahr 2007/08 erreicht wird. Mittlerweile dürfte sich das
Datum als verfrüht herausgestellt haben. 

Es ist schon schwierig, über einen großen Zeitraum verläss-
liche Prognosen zu erstellen. So verwundert es nicht, dass die
eine oder andere Prognose korrigiert und der aktuellen Ent-
wicklung angepasst werden muss. Fakt ist: Die Lehrkräftebe-
darfsplanung muss den zukünftigen Gegebenheiten angepasst
werden. Mit dem vorliegenden Antrag wird die Landesregie-
rung zum verbindlichen Handeln aufgefordert. Dieser Auffor-
derung schließt sich die DVU-Fraktion an.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Das Wort erhält Minister Rupprecht. Er
spricht für die Landesregierung. Bitte schön.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Liebe Frau Große, trotz des düsteren Bildes, das Sie gezeichnet
haben, bleibe auch ich gelassen. Ich werde mich jetzt nur mit
dem Antrag beschäftigen, und ich sage ohne Wenn und Aber:
Der von der Koalition vorgelegte Antrag ist aus meiner Sicht
positiv zu bewerten, auch wenn er für mich und mein Haus 
einiges an Arbeit bedeutet.

Es ist korrekt: Wir benötigen eine langfristige Lehrerbedarfs-
planung für das Land Brandenburg; wir haben sie in Form des
Schulressourcenkonzeptes. Ich stimme Frau Siebke ausdrück-
lich zu: Auch als ich noch nicht Minister war, sondern einer
derjenigen, um die es geht - die Kolleginnen und Kollegen an
den Schulen -, habe ich dieses Konzept befürwortet. Es ist das
einzige seiner Art in den deutschen Bundesländern. Das sollte
an dieser Stelle einmal gewürdigt werden, vielleicht auch von
der Opposition.

Die Landesregierung hat in den letzten Jahren ziemlich genau
das getan, was laut Konzept zu tun war, auch wenn das manch-
mal schwergefallen ist. Wir haben die Qualität der Schule mit-
hilfe des Schulressourcenkonzeptes verbessern können, auch
wenn wir mit dem derzeitigen Stand nicht zufrieden sein kön-
nen. Ich halte es ferner für sehr wichtig, dass wir die umfassen-
den Personalabbaumaßnahmen für alle Betroffenen sozial ver-
träglich durchgeführt und die Stellenausstattung entsprechend
dem Schülerrückgang zu Beginn eines jeden Schuljahres zu-
rückgeführt haben. Der Schulbereich hat also seinen geplanten
Beitrag zur Haushaltskonsolidierung pünktlich und in vollem
Umfang erbracht. Das Vorgehen war schmerzlich, aber not-
wendig, wenn man das Land in Gänze betrachtet.

Nachdem wir mit dem Konzept einige Jahre Erfahrungen sam-
meln konnten, ist jetzt der richtige Zeitpunkt, es genau unter
die Lupe zu nehmen. Das werden wir gemeinsam mit dem 
Finanzministerium tun. Es wird eine Revision geben. Wir wer-
den bis Ende des Jahres - auf diese Zusage können Sie sich ver-
lassen - die notwendigen Aussagen treffen und Sie damit in die
Lage versetzen, gut informiert über künftige Entscheidungen
nachzudenken und diese qualifiziert zu treffen. Ich habe mich

mit dem Minister der Finanzen darüber geeinigt, im August 
eine gemeinsame Arbeitsgruppe beider Ministerien zur Fort-
schreibung des Schulressourcenkonzeptes zu bilden. Sie wird
noch im Sommer ihre Arbeit aufnehmen. Vor mir bzw. meinem
Haus liegt damit eine Menge Arbeit. Das ist mir vor allem be-
wusst geworden, als Frau Hartfelder sprach und ihre Fragen
formulierte. Wir stellen uns dem Auftrag und werden die Ar-
beit erledigen. - Danke schön.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Die Rednerliste ist abgeschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung.

Erstens liegt Ihnen der Änderungsantrag der Fraktion der
Linkspartei.PDS in der Drucksache 4/3087 vor. Wer diesem
Änderungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Mit großer Mehrheit ist dieser Änderungsantrag abge-
lehnt worden.

Wir kommen - zweitens - zu dem Antrag der Fraktionen der
SPD und der CDU in der Drucksache 4/2953. Wer diesem An-
trag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Diesem Antrag ist
einstimmig gefolgt worden.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Wir können damit Tagesordnungspunkt 7 schließen und ich rufe
Tagesordnungspunkt 8 auf:

Schulschwimmen im Land Brandenburg

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Drucksache 4/3020

Ich gebe Herrn Abgeordneten Görke das Wort. Er spricht für
die Fraktion der Linkspartei.PDS.

Görke (Die Linkspartei.PDS):*

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Ab-
geordneten! Die neueste Statistik der Deutschen Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft ist besorgniserregend; denn im letzten Jahr
sind in Brandenburgs Gewässern 33 Menschen ertrunken - ein
Drittel mehr noch als 2004 -, darunter viele Kinder. Damit
nimmt die Mark im Verhältnis zu ihrer Einwohnerzahl eine
traurige Spitzenposition in Deutschland ein.

Bei der Suche nach den Ursachen könnte man es sich leicht
machen und den Wasserreichtum sowie die Vielzahl von unbe-
wachten Badestellen als Argumente anführen. Das mag nicht
ganz falsch sein, ist aber nur ein Bruchteil der Wahrheit; denn
die gravierendste Ursache für diese Entwicklung ist die deut-
lich abnehmende Schwimmfähigkeit der Schülerinnen und
Schüler in Brandenburg. Noch vor einigen Jahren konnte zwar
nicht jeder, aber doch fast jeder Grundschüler schwimmen.
Heute liegt nach einer offiziellen Einschätzung des MBJS die
Nichtschwimmerquote unter Brandenburgs Schülern bei fast



12 %. Nach Schätzungen des brandenburgischen Sportlehrer-
verbandes soll der Anteil an Nichtschwimmern in einigen Lan-
desteilen sogar bei 20 % liegen, obwohl der Schwimmunter-
richt im Rahmenplan Sport fest verankert ist.

Für diese Entwicklung gibt es sicherlich eine Vielzahl von 
Ursachen. Es ist höchste Zeit, diese durch eine gründliche Be-
trachtung offen zu legen. Nicht mehr und nicht weniger wollen
wir heute mit unserem Antrag bei Ihnen erreichen. Schon jetzt
kristallisieren sich - zumindest aus unserer Sicht - vier mög-
liche Faktoren heraus, die zu diesem hohen Nichtschwimmer-
anteil führen könnten: erstens Unzulänglichkeiten bei der Um-
setzung des Rahmenplanes Sport, zweitens die Bädersituation,
drittens die Probleme der Schulträger bei der Absicherung des
Schulschwimmens und viertens die unzureichende Qualifika-
tion vieler Lehrkräfte im Primarbereich; Frau Hartfelder hat es
vorhin schon angedeutet.

Gestatten Sie mir zunächst einige Bemerkungen zum Rahmen-
plan Sport. Während andere Bundesländer wie Sachsen, Bayern,
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen vor dem Hintergrund
der mittlerweile auch dort rückläufigen Schwimmfähigkeit von
Schülerinnen und Schülern darüber nachdenken, den obligato-
rischen Schwimmunterricht in der Primarstufe mit einer wö-
chentlichen Stunde in einem Zweijahresrhythmus und mit kla-
ren, verbindlichen Zielstandards, zum Beispiel Frühschwimmer-
abzeichen „Seepferdchen“ und Schwimmpass, festzuschrei-
ben, heißt es in Brandenburg: Still ruht der See. Herr Minister,
Sie - besser: Ihr Haus - produzieren stattdessen Erfolgsmeldun-
gen wie im Zusammenhang mit der Schulsportstudie des Deut-
schen Sportbundes. So heißt es - ich zitiere -:

„Erfolgreich wird das Themenfeld Schwimmen verbind-
lich unterrichtet. Brandenburg wird damit seiner Verant-
wortung gegenüber den Schülerinnen und Schülern im
wasserreichsten Bundesland gerecht.“

Herr Minister, das ist Ausdruck von Selbstzufriedenheit pur.
Kritisches Hinterfragen bleibt, wie in der letzten Zeit so oft in
Ihrem Haus, aus.

Wie sieht es mit der Verbindlichkeit in der Praxis aus? In Bran-
denburg muss man in der ersten, der zweiten, der dritten oder
der vierten Jahrgangsstufe schwimmen lernen. Dafür sind ein-
malig 15 Schwimmstunden vorgesehen. Abgesehen davon,
dass die verbindlichen Zielstellungen am Ende eines solchen
Schwimmzyklus fehlen, zeigen die Umfragen des brandenbur-
gischen Sportlehrerverbandes, dass in einigen Landesteilen
nicht einmal diese 15 Stunden erteilt werden; das wissen Sie.

Auch dafür gibt es verschiedene Ursachen. Ich verweise zum
einen auf die Bädersituation. Wir haben über das Thema un-
längst im Landtag debattiert. Vor allen Dingen im Norden und
Nordwesten dieses Landes gibt es insoweit sehr viele weiße
Flecken. Außerdem müssen die Schulträger im gesamten Land
einen zum Teil erheblichen logistischen und finanziellen Auf-
wand zur Durchführung des Schwimmunterrichts betreiben.
Dazu gehört die Organisation, aber vor allem die Finanzierung
des Bustransfers, um die Schüler zur noch vorhandenen
Schwimmhalle oder ins Freibad zu bringen. Außerdem fallen
in manchen Bädern noch Eintrittsgebühren und, wenn es hoch
kommt, Mieten für die jeweilige Schwimmbahn an.

Eine weitere Ursache - diese dürfte Ihnen, Herr Minister Rupp-
recht, als Bildungs- und Sportminister bekannt sein - liegt da-

rin, dass an vielen Grundschulen Lehrer das Fach Sport immer
noch fachfremd unterrichten müssen. Jede vierte Lehrkraft im
Grundschulbereich besitzt keine Fachqualifikation. Für den
Schwimmunterricht braucht man aber nicht nur diese, sondern
auch die Rettungsschwimmerbefähigung. Auch in dieser Hin-
sicht gibt es nach Aussagen der Fachleute aus dem Sportlehrer-
verband große Defizite; Sie kennen die Aussagen.

Meine Damen und Herren, wir benötigen schnellstens eine
Analyse der Situation im Schulschwimmen, um gemeinsam
mit allen Beteiligten - den Lehrerinnen und Lehrern, den
Schulträgern und natürlich auch den Eltern - über die Qualität
des Schwimmunterrichts diskutieren zu können. Wir müssen
schnellstens Verbesserungen anstreben. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Das Wort erhält die Abgeordnete Hartfelder.

Frau Hartfelder (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Für die Koali-
tionsfraktionen sage ich schon an dieser Stelle: Wir werden
diesen Antrag ablehnen.

Warum? Herr Dombrowski hat zu Beginn seiner Rede, als es
um die Alleen in Brandenburg ging, so schön gesagt, es sei eine
Frage der Herangehensweise an einen Antrag. Gleiches könnte
ich an dieser Stelle sagen.

Herr Görke, als Sie den Antrag formuliert haben, sind Sie 
anscheinend davon ausgegangen: Wir haben Sommerzeit und
machen schnell einen Antrag zum Schulschwimmen. - So ist er
gestaltet. Ich lese ihn noch einmal vor: 

„Die Landesregierung wird beauftragt, dem Landtag eine
Analyse des Iststandes des qualifizierten Schwimmunter-
richtes und gegebenenfalls Möglichkeiten für dessen Ver-
besserung bis zum 01.10.2006“ 

- da ist gerade die Sommerpause vorbei -

„vorzulegen.“

Das ist undifferenziert, unkonkret und nicht zielführend. Wenn
ich als Mitarbeiter des Ministeriums für Bildung, Jugend und
Sport Ihren Antrag lesen würde, würde ich mich fragen: Was
ist qualifizierter Schwimmunterricht? Dann müsste ich das erst
einmal analysieren.

(Widerspruch bei der Linkspartei.PDS)

Ich weiß, wovon ich spreche. Ich habe Kindern 20 Jahre lang
das Schwimmen beigebracht. 

Wir werden anders verfahren und den Antrag ablehnen. Wir ha-
ben zwei Kleine Anfragen vorbereitet, die uns den Iststand ver-
deutlichen sollen. Dazu gehören zum Beispiel die Fragen: Wel-
che Qualifikation haben Sport unterrichtende Lehrer - nicht
Sportlehrer -? Wie hoch ist der Anteil externer Rettungs-
schwimmer bzw. Schwimmmeister im Unterricht? Wie hat sich
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die Schwimmerquote in den letzten Jahren detailliert aufgeteilt
nach Landkreisen und Regionen entwickelt? Hier gibt es logi-
scherweise unterschiedliche Bedingungen. In einer anderen
Kleinen Anfrage wollen wir wissen, wie es mit den tödlichen
Unfällen im Wasser in den letzten zehn Jahren tatsächlich aus-
sieht. - Ich bedanke mich und komme nachher noch einmal.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Vielen Dank, Frau Hartfelder. - Frau Abgeordnete Fechner, Sie
erhalten das Wort.

Frau Fechner (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist doch im-
mer wieder schön zu sehen, wie die Berliner und Brandenbur-
ger zusammenarbeiten. Ganz besonders gut scheint die Zu-
sammenarbeit bei den Genossen zu funktionieren.

Anfang des Jahres stand auf der Tagesordnung des Ausschus-
ses für Jugend, Familie, Schule und Sport des Berliner Abge-
ordnetenhauses der Antrag der Linkspartei.PDS „Qualifizierter
Schwimmunterricht für Berliner Schüler - Analyse des Iststan-
des und Möglichkeiten für seine Verbesserung“.

Wir reden hier im Brandenburger Landtag nicht über Vorgänge
aus dem Berliner Abgeordnetenhaus. In diesem hohen Hause
wird auch niemand behaupten wollen, dass irgendeine Fraktion
Anträge von außen zugefaxt bekommt. Nein, diesen Eindruck
haben wir nicht. Wir reden heute über den Antrag der Branden-
burger Linkspartei.PDS „Schulschwimmen im Land Branden-
burg“.

Warum dieser Antrag nicht in den zuständigen Ausschuss ein-
gebracht wurde, wie das in Berlin geschehen ist, sondern hier
im Plenum, erschließt sich mir nicht ganz. Wahrscheinlich 
hinken die Genossen bei der Planerfüllung hinsichtlich der An-
zahl der Anträge tüchtig hinterher.

Ziel des vorliegenden Antrags ist es, dass die Landesregierung
dem Landtag bis zum 1. Oktober eine Analyse des Iststandes
des qualifizierten Schwimmunterrichts vorlegt. Gegebenen-
falls soll die Landesregierung Möglichkeiten zu dessen Verbes-
serung darstellen. 

Die Antragsteller hätten das geforderte Zahlenmaterial aber
auch mithilfe einer Kleinen Anfrage erfragen können. Vorlage
dafür hätte zum Beispiel meine Kleine Anfrage in Druck-
sache 4/835 sein können, in der ich die Landesregierung unter
anderem gefragt habe, welche Maßnahmen sie zur Verbesse-
rung der Schwimmkompetenz von Kindern und Jugendlichen
ergreifen wolle. 

(Klein [SPD]: Ja!)

Ich will hier nicht die nichts sagende Aussage der Landesregie-
rung wiedergeben. Wen es interessiert, Herr Klein, der kann
sich gern die Antwort auf die Kleine Anfrage durchlesen und
selbst interpretieren.

Die von mir erwähnte Kleine Anfrage bezog sich nicht nur auf
den Schwimmunterricht an den Schulen, sondern auch in
Sportvereinen und anderen Institutionen. Wir haben in Bran-

denburg nicht so viele Kinder, dass wir sie nicht vor dem Risi-
ko des Ertrinkens schützen müssten. Diese Vorsorge kann die
Schule nicht allein bewältigen.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Vielen Dank, Frau Fechner. - Herr Minister Rupprecht, ich er-
teile Ihnen das Wort für die Landesregierung.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir
zunächst ein paar Anmerkungen zum Schulsport im Allgemei-
nen. Er ist ein wichtiger Bereich von Bildung und Erziehung.
Darüber hinaus besitzt er eine Schlüsselfunktion für die Ge-
samtentwicklung des Sports im Land Brandenburg.

Der Schulsport orientiert sich - jetzt komme ich zum Thema -
am Ersten und Zweiten Aktionsprogramm für den Schulsport,
das die Kultusministerkonferenz, der Deutsche Sportbund und
die kommunalen Spitzenverbände beschlossen haben.

In der Stundentafel im Land Brandenburg haben wir von der
Primarstufe bis zur gymnasialen Oberstufe drei Wochenstun-
den Sport festgelegt. Darum beneiden uns einige. Das zeigt,
welche wichtige Stellung der Sport im Land und in den Schu-
len dieses Landes einnimmt. Als ehemaliger Sportlehrer freut
mich das natürlich.

Ich komme nun zum Schwimmsport in der Schule. Bedingt
durch unterschiedliche Organisationsformen, die mit den je-
weiligen Schulträgern abzustimmen sind, wird der Schwimm-
sport in Hallenbädern oder in Freibädern erteilt. Letzteres ist
natürlich deutlich schwieriger zu organisieren und bezieht sich
auf die Regionen, in denen Hallenbadkapazitäten nicht vorhan-
den sind. Herr Görke hat darauf hingewiesen, dass diese im
Land Brandenburg unterschiedlich verteilt sind. Das macht die
Sache nicht leichter. 

Der Anteil der Nichtschwimmer ist hoch. Ich gebe Ihnen Recht,
dass er zu hoch ist. Der letzte Stichtag der Überprüfung in der
vierten Jahrgangsstufe war der 26.09.2005. 10 % aller Schüle-
rinnen und Schüler sind Nichtschwimmer, bei den Mädchen
sind es übrigens nur 8,5 %. Offensichtlich sind sie deutlich ta-
lentierter als Jungen, denn ein besseres Angebot haben sie nicht.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der Schwimmunterricht,
der unter Freibadbedingungen stattfindet, wegen dieser
schwierigen Bedingungen in der Grundschule bis zur sechsten
Jahrgangsstufe fortgesetzt werden kann. Ich gehe davon aus -
nicht um die Zahl schönzureden -, dass die Anzahl der am En-
de übrig bleibenden Nichtschwimmer in unseren Schulen ge-
ringer ausfallen dürfte, als der Stand in der vierten Klasse
zeigt. Ich stimme Ihnen zu, Herr Görke, dass jeder Nicht-
schwimmer an unseren Schulen einer zu viel ist. Die Zahl der-
jenigen, die in Brandenburger Gewässern ertrunken sind - es
waren auch Kinder dabei -, lässt uns sorgenvoll auf dieses Phä-
nomen schauen.

Wir haben reagiert: Seit 2003/2004 gibt es in jedem Schul-
amtsbereich so genannte Kompetenzteams für das Anfänger-
schwimmen. Diese Teams führen entweder das Anfänger-
schwimmen in der Grundschule als begleitende Lehrer selbst



durch oder stehen als Ansprechpartner für Sport unterrichtende
Lehrkräfte zur Verfügung. Mit dem Einsatz dieser Teams - das
widerspricht Ihrer Zahl - hat sich die Anzahl der Nichtschwim-
mer deutlich verringert. Das belegen statistische Auswertun-
gen. Ich habe die Hoffnung, dass sich diese positive Tendenz
fortsetzen wird und immer weniger Kinder unsere Schulen als
Nichtschwimmer verlassen werden.

Ein Grund dafür, dass am Ende immer noch ein Prozentsatz an
Nichtschwimmern übrig bleiben wird, sind fehlende geeignete
Hallenbäder in unserem Land, die sich in erreichbarer Entfer-
nung zu den Schulen befinden. Vergleicht man beispielsweise
die  peripheren Gebiete mit unseren Städten, gibt es einen ge-
waltigen Unterschied. In Brandenburgs Städten liegt der Anteil
der Schüler, die Nichtschwimmer sind, unter 1 %. Dies ist ein
deutlicher Unterschied zu den 10 % und dieses Problem haben
wir in vielen Bereichen unseres Landes. Der Zusammenhang
zwischen dem Bäderangebot und der Nichtschwimmerquote ist
offensichtlich.

Für diese Erkenntnis bedarf es mit Sicherheit keiner zusätz-
lichen aufwendigen Analyse des Iststandes zum Schulschwim-
men. Der Erkenntnisgewinn wäre marginal und würde den
Aufwand nicht rechtfertigen. Frau Mächtig, die Sie als Berich-
terstatterin im Sonderausschuss für Bürokratieabbau in mei-
nem Hause werben, möchten sicherlich gern, dass wir künftig
solche nicht sonderlich effizienten Untersuchungen sein las-
sen. Deshalb plädiere ich dafür, diesem Antrag nicht zu folgen.
- Danke schön. 

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Vielen Dank, Herr Minister. - Ich gebe das Wort noch einmal
an Herrn Abgeordneten Görke. Bitte schön. 

Görke (Die Linkspartei.PDS):*

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begin-
ne mit einem Zitat von Thomas Bach anlässlich seiner Bewer-
bungsrede zum Präsidenten des Deutschen Olympischen
Sportbundes: 

„Vor allem dem Sportunterricht in Deutschland kann man
kaum noch die Note ’ausreichend‘ erteilen, besonders
dem Schwimmunterricht nicht. Da ähnlich bekannte Pro-
blemfälle - so auch im Schulschwimmen - mittlerweile
wissenschaftlich belegt sind, müssen wir jetzt handeln.“

Dazu kann ich nur sagen: Recht hat er!

Herr Kollege Baaske, Herr Minister und Frau Kollegin Hartfel-
der, Sie erinnern sich sicherlich an den runden Tisch zum
Schulsport, der in diesem Hause eine Etage tiefer im vergange-
nen November stattgefunden hat. Dort hat uns die Vizepräsi-
dentin, Frau Prof. Helmke, zum Handeln insbesondere beim
Schulschwimmen aufgefordert.

Wir sind in der Pflicht, nicht nur an solchen runden Tischen
teilzunehmen, sondern daraus auch irgendwann die Konse-
quenzen zu ziehen und entsprechend zu handeln.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Herr Minister, mindestens jeder zehnte Schüler in Brandenburg
kann nicht schwimmen. Dass es in den städtischen Bereichen
andere Schwerpunktsetzungen gibt als in den ländlichen 
Gebieten, ist klar. Umso schlimmer ist es aber, dass wir diese
ungünstigen Zahlen nach wie vor haben.

Es gibt keine Patentlösung, aber es wäre schon viel erreicht,
wenn wir uns über die Situation beim Schulschwimmen einig
wären. Deswegen setzen wir auf eine tiefgreifende Analyse. Sie
sagen, eine solche Analyse könne zurzeit nicht erstellt werden,
da sie zu aufwendig sei. Aber unsere Anfrage werden Sie dann
hoffentlich in der nötigen Präzision beantworten. Darauf hoffe
ich, weil dann nämlich alles das zum Tragen kommen wird. 

In diesem Zusammenhang erneuere ich unsere Forderung gegen-
über Ihrem Ministerium, schnellstens eine Bäderplanung vorzu-
legen. Dafür ist es allerhöchste Eisenbahn; denn die Förderperio-
de beginnt in sechs Monaten, und in dieser Hinsicht ist immer
noch nichts evaluiert bzw. sind noch keine neuen Entwicklungen
vorgezeichnet worden. Dabei müssen wir insbesondere Sport-
und Freizeitbäder, nicht aber Badeparadiese vor Augen haben.

Liebe Kollegin Fechner, ich war Gast bei der letzten Sportaus-
schusssitzung des Berliner Abgeordnetenhauses. In dieser Sit-
zung wurde folgender Antrag beraten:

„Um die Qualität des Sportunterrichts und damit auch des
Schwimmunterrichts an den Berliner Schulen zu verbes-
sern, ist der Prozentsatz der für den Schwimmunterricht
ausgebildeten Lehrer auf mindestens 95 % zu steigern.“

„Typisch Linkspartei“, so könnte man meinen. Aber weit ge-
fehlt, liebe Kollegin Hartfelder; denn es war der sportpolitische
Sprecher Ihrer Fraktion, Axel Rabbach, der als Vertreter der
Opposition diesen Antrag gestellt hat. Dagegen sind Sie hier in
Brandenburg, wo Sie die Regierung stellen, nicht einmal in der
Lage, mit uns gemeinsam eine Analyse bei der Regierung ein-
zufordern. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Ein solches Taktieren werden wir nicht weiter hinnehmen. Es
vergeht keine Landtagssitzung, wie auch gestern wieder bei der
Beratung des Schulgesetzes, in der Sie nicht über Leistungs-
standards oder Leistungstests reden. Aber ausgerechnet beim
Schulschwimmen wollen Sie davon eine Ausnahme machen.
Ich sage Ihnen: Es geht Ihnen gar nicht um ein Konzept, son-
dern ausschließlich um Effekthascherei. Wie meine Kollegin
gestern schon gesagt hat, reichen die wenigen roten und
schwarzen Fusseln, die Sie da sehen, nicht aus.

Ich teile die Auffassung des GEW-Chefs Günther Fuchs, der
Ihnen diesbezüglich ins Stammbuch geschrieben hat: Vom Fie-
bermessen wird der Patient nicht gesünder. Wir sollten han-
deln. - Da Wasser auch in Brandenburg bekanntlich keine Bal-
ken hat, sollten wir uns schleunigst auf den Weg machen, den
Schulsport bzw. das Schulschwimmen auch hier zu verbessern.
- Vielen Dank.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Die Rednerliste ist damit abgeschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
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Es liegt Ihnen der Antrag in der Drucksache 4/3020 vor, der
von der Fraktion der Linkspartei.PDS eingebracht worden ist.
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Mehrheitlich ist dieser Antrag abgelehnt worden.

Ich schließe damit Tagesordnungspunkt 8 und rufe Tagesord-
nungspunkt 9 auf:

Konzept für gewaltfreie Schulen im Land Brandenburg 

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Drucksache 4/3021

Die Aussprache wird durch den Abgeordneten Krause von der
Linkspartei.PDS eröffnet.

Krause (Die Linkspartei.PDS):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es wird Zeit, dass
wir uns mit der Gewaltsituation an unseren Schulen auseinan-
der setzen. Ich zitiere zu Beginn meiner Ausführungen aus 
einem Schreiben einer Schülerin, Angelika, 14, das in einer 
Jugendzeitschrift veröffentlich worden ist.

„Vor etwa einem Jahr wurde ich ziemlich fertig gemacht
mit Ausdrücken wie Schlampe, Hure oder Hurentochter.
Alles fing mit einem Gerücht an; doch das stimmte nicht
im Geringsten. Sie schlugen, beleidigten, bedrohten und
demütigten mich.“

Berichte in den Medien über gewaltsame Übergriffe zwischen
Schülern oder anhaltendes Mobbing gegenüber Mitschülern
nehmen zu. Jeder dritte Schüler hat Angst, auf dem Schulhof
angegriffen zu werden. Jeder fünfte Schüler wurde bereits zum
Opfer auf dem Schulgelände. - So eine aktuelle Studie.

Auch in Brandenburg sind Mobbing und Gewalt an den Schu-
len Alltag. Statistisch gesehen gibt es in Brandenburg rund
13 000 Opfer, die regelmäßig von Gewalt und Ausgrenzung be-
troffen sind. 

Leider sieht sich die Landesregierung bisher nicht in der Lage,
eine konkrete Aufstellung darüber zu liefern, in welchem Maße
unsere Schülerinnen und Schüler, aber auch Lehrerinnen und
Lehrer sowie Eltern mit diesem Problem konfrontiert sind.

Immerhin gibt es Angebote zur Fortbildung von Pädagogen, um
Mobbing und versteckte Gewalt zu erkennen und Methoden 
dafür zu trainieren, wie man mit den eigenen Schülern in einer
solchen Situation umgeht. Leider weiß die Landesregierung 
jedoch nicht, ob diese Fortbildungsmaßnahmen von den Lehr-
kräften angenommen werden.

Drehen wir das also einmal um und fragen danach, was die
Landesregierung eigentlich schon weiß. Die Landesregierung
weiß, dass es im Lande 33 Schulpsychologen gibt. Sie weiß
auch, dass es rund 330 000 Schüler gibt. Daher könnte die Lan-
desregierung wissen, dass es einen Schulpsychologen für
10 000 Schüler gibt. Die Landesregierung geht davon aus, dass
dies ausreichend ist. 

Die Landesregierung weiß, dass es 139 Schulsozialarbeiter
gibt, die über das Personalkostenprogramm gefördert werden.
Sie weiß auch, dass es im Lande 1 000 Schulen gibt. Also hat
jede siebente Schule die Möglichkeit, einen Schulsozialarbeiter
aus diesem Programm einzustellen. Für die Landesregierung
geht dieses Verhältnis in Ordnung.

Vor einigen Wochen haben wir im Ausschuss für Bildung, 
Jugend und Sport die Zusammenarbeit der Polizei mit den
Schulen ausgewertet. Zwei Kritikpunkte sind dabei besonders
deutlich geworden. Zum einen wurde dieser Ansatz als zu pau-
schal bewertet; auf konkrete Probleme der einzelnen Schulen
wird nicht eingegangen. Zum anderen sieht die Vereinbarung
gar nicht vor, den Bereich Mobbing zu bearbeiten. 

Wir von der Linkspartei.PDS möchten keine Panikmache, 
keine Schwarzmalerei und auch keine Verunsicherung. Wir von
der Linkspartei.PDS möchten aber wissen, wie es um die Ge-
waltsituation an unseren Schulen bestellt ist. Erst anhand einer
solchen Evaluation kann man einschätzen, wie viele Schulso-
zialarbeiter und Schulpsychologen das Land benötigt, und auch
erst danach kann man Instrumente der Kooperation mit der 
Polizei und mit Jugendämtern entwickeln und anwenden. Nur
dann, wenn man eine solche Evaluation regelmäßig durchführt,
weiß man, ob die Mittel gut gewählt und richtig eingesetzt
sind.

Zurzeit kann niemand sagen, ob wir zwingend an jeder Schule
oder vielleicht nur an jeder zweiten Schule einen Schulsozial-
arbeiter brauchen. Vielleicht brauchen wir aber an jeder fünften
Schule zwei, drei oder noch mehr Schulsozialarbeiter. Wir kön-
nen es nicht wissen, aber wir sollten es wissen.

Wir möchten unsere Entscheidungen, die gerade in der anste-
henden Haushaltsaufstellung Niederschlag finden werden,
nicht auf gefühlte Einschätzungen stützen, sondern auf einer
soliden Datenbasis aufbauen. Wir möchten nachvollziehbare
Politik machen, und diesen Anspruch haben wir auch an Sie,
meine Damen und Herren von der Landesregierung. 

Auch das aktuelle Schulgesetz, worüber wir gerade diskutieren
- ich greife nur einmal den Punkt der Zuführung heraus -, ist
ungeeignet, diese Problematik anzugehen.

Ich sage noch einmal: Es wird Zeit, dass wir uns mit dieser 
Situation an unseren Schulen auseinander setzen. Deshalb
möchte ich um Zustimmung für unseren Antrag werben. - Vie-
len Dank.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Das Wort erhält jetzt die Abgeordnete Siebke.
Sie spricht für die Koalitionsfraktionen.

Frau Siebke (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Das Thema, das die PDS-Fraktion mit ihrem Antrag
aufgreift, ist ernst. Aber die Aussage, es werde endlich Zeit,
dass sich der Landtag mit dieser Problematik befasse, geht
wohl ins Leere. Ich kann mich daran erinnern, dass wir in der



letzten Legislaturperiode und auch schon in der Zeit davor hier
im Landtag des Öfteren über das Thema „Gewalt an Schulen“
haben reden müssen. Meist waren die Auslöser dafür Vorfälle
wie etwa der in Thüringen oder auch ein Vorfall an einer Schule
hier in Brandenburg. 

Ich habe schon damals gesagt und wiederhole das heute, ich
könne mir nicht vorstellen, dass es für diese Problematik dann
unbedingt eine Lösung gibt, wenn wir ein Konzept erarbeiten.
Damit rede ich davon, dass die „gewaltfreie Schule“ ein grund-
legender Bildungs- und Erziehungsauftrag auch von Schule
selbst ist, soweit Schule das leisten kann. Schule kann das nicht
allein leisten, aber das blenden wir jetzt einmal aus; denn wir
reden ja in diesem Zusammenhang von Schule. 

Schule hat ein Klima zu schaffen, das es zulässt, dass Schüler
mit anderen Schülern, die einer anderen sozialen Schicht ange-
hören, die andere Auffassungen haben, die anders aussehen,
auskommen.

Ich weiß, wie schwer das durchzusetzen ist, und bezweifle,
dass sich diese grundsätzliche Frage durch den Einsatz von
noch mehr Schulpsychologen oder Schulsozialarbeitern lösen
lässt. Verstehen Sie mich nicht falsch: Ich bin ein Befürworter
des Einsatzes von mehr Psychologen und Schulsozialarbeitern
im Land Brandenburg, bezweifle aber, dass dadurch dieses
Problem gelöst würde.

Wenn wir von Gewalt reden - auch das war damals ein Thema -,
reden wir von unterschiedlichen Dingen. Wir reden von kör-
perlicher, psychischer oder struktureller Gewalt. Man muss
auch wissen bzw. betonen, dass Gewalt in dieser Form auch
manchmal von Lehrern ausgeht. In Schulen, in denen kein 
Klima eines vertrauensvollen Umgangs miteinander herrscht,
werden solche Phänomene wie Mobbing schwer zu bekämpfen
sein, weil an solchen Schulen natürlich niemand, auch wenn
man noch so große Strukturen schafft, hinzuschauen und die-
ses Problem zu erkennen gewillt ist. 

Es geht darum, in den Schulen die Aufmerksamkeit für dieses
Problem zunächst bei den Lehrern zu erringen. Sie müssen das
Problem erkennen und Möglichkeiten finden, damit umzuge-
hen. Ich bin der Meinung, dass das nur durch Fortbildungs-
maßnahmen erreicht werden kann. Wir können kontrollieren,
wie viel Lehrer daran teilnehmen, aber davon haben wir noch
nichts. Wichtig ist, dass an den Schulen Akzeptanz geschaffen
wird. Nun haben die Schulleitungen mehr Kompetenzen, zu 
sagen, dass an ihrer Schule ein Problem besteht und dass Leute
benötigt werden, die damit umgehen können und zeigen, wie
es letztendlich gelöst werden kann. Es geht um die Sensibilisie-
rung in den Schulen.

Es wäre auch wenig hilfreich, die Zusammenarbeit zwischen
Schule, Jugendhilfe und Polizei neu regeln zu wollen, denn das
ist geregelt. Trotzdem ist es im Land Brandenburg ganz unter-
schiedlich, weil die Bereitschaft der Beteiligten eine Rolle
spielt und es auch um Verständnis und Vertrauen untereinander
geht. Es geht darum, ob eine Schule Angst vor Stigmatisierung
hat, wenn sie der Polizei irgendetwas sagt. Die Frage ist auch,
ob man beispielsweise zur Jugendhilfe ein gutes Verhältnis hat,
dass man bei Auftreten eines Problems dieses benennt und ge-
meinsam nach einer Lösung sucht. Das funktioniert an man-
chen Stellen sehr gut und an anderen Stellen gar nicht. Das hat
auch Folgen. Ich denke, dass dieses Problem nicht gesetzlich

geregelt werden kann. Wir alle, die wir auch vor Ort daran 
arbeiten, sind aufgefordert, zu versuchen, diesen Prozess zu
befördern.

Noch ein Gedanke dazu: Wir haben Projekte im Land Branden-
burg, von denen ich nur einige nennen möchte. Wir haben die
Fortbildungsmöglichkeit und Konfliktbewältigungsprojekte.
Hier ist es aber so, dass nicht alle Schulen ihre Probleme erken-
nen und auf solche Dinge zurückgreifen. An vielen Schuläm-
tern gibt es ja derartige Möglichkeiten.

Ich fasse zusammen: Ich bin dafür, dass wir bezüglich dieser
Problematik eine Sensibilisierung erreichen, dass wir dafür
werben, die in den Schulen des Landes Brandenburg, in den 
Jugendämtern und bei der Polizei vorhandenen Möglichkeiten
zu nutzen, um gemeinsam zu Erfolgen zu kommen. Konzepte
können gut sein, ich denke aber, dass sie uns diesbezüglich
nicht weiterhelfen. Ich bin ziemlich davon überzeugt, dass ich
in der nächsten Zeit kein Konzept in dieser Richtung fordern
werde. - Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank, Frau Siebke. - Das Wort erhält die Abgeord-
nete Fechner. Bitte schön.

Frau Fechner (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dass sich ausge-
rechnet die linken Genossen für Gewaltfreiheit einsetzen, wun-
dert mich doch schon. Die PDS versucht mit diesem Antrag
wieder einmal die Menschen zu linken. Deshalb heißt es auch
Die Linke.PDS.

Dass Gewalt ein Thema ist, welches leider immer mehr an Be-
deutung gewinnt, ist nicht zu leugnen. Doch dass sich ausge-
rechnet die linken Genossen hier lautstark zu Wort melden, ist
verwunderlich. Schon die Vergangenheit Ihrer Ideologie liegt ja
in Gewalt gebettet. Noch nie hat die politische Linke ohne Ge-
walt ihre Interessen durchsetzen können. Das fing mit den Ter-
roristen Luxemburg und Liebknecht an und zieht sich wie ein
roter Faden in Ihrer Parteigeschichte fort.

(Widerspruch bei der Linkspartei.PDS)

Schon die Begründer Ihrer faschistoiden Ideologie, Marx und
Engels, forderten zum revolutionären Terrorismus auf. Also
Gewalt, werte Genossen von der PDS, war doch schon immer
ein ganz legitimes Mittel zur Durchsetzung Ihrer Interessen,

(Zuruf von der SPD: Solch ein Schwachsinn!)

und leider nicht nur bei Ihnen. Denken wir nur an die zahl-
reichen Kriege, initiiert und geleitet vom Weltpolizisten Amerika.

(Zum Thema! bei der Linkspartei.PDS)

Gewalt ist doch für viele Politiker schon ein ganz legitimes
Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Wie will man Kin-
dern und Jugendlichen klar machen, dass Gewalt kein Mittel
zur Lösung von Konflikten ist, wenn selbst Erwachsene ganz
legal Gewalt zur Lösung von Konflikten einsetzen?
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Werte Genossen der PDS, Sie sprechen in Ihrem Antrag von
Gewalt. Aber wo fängt die Gewalt bei Ihnen an? Gibt es gute
Gewalt? Gibt es schlechte Gewalt an Schulen? Sie akzeptieren
doch Gewalt als Mittel zur Lösung von Konflikten. Erinnern
möchte ich nur an den 17. Juni 1953 oder an den 4. Juni 1989,
als das chinesische Militär ein Blutbad auf dem Platz des
Himmlischen Friedens anrichtete. Da war es doch Ihre Partei,
Frau Große, damals noch unter dem Namen SED, die das 
Massaker als Niederschlagung einer Konterrevolution bezeich-
nete und ausdrücklich billigte.

(Beifall bei der DVU)

Aber das hätte ja alles Schnee von gestern sein können und
schließlich konnte sich Saulus auch zum Paulus wandeln. Doch
die Gegenwart sieht leider anders aus. Was zum Beispiel sollen
wir von den PDS-nahen, zum Teil gewaltbereiten Antifa-Grup-
pen halten, die auch an Schulen agieren? Erinnern möchte ich
an die Krawalle während des EU-Gipfels in Göteborg im Juni
2001. Mehrere Hundert gewalttätige autonome Jugendliche 
demolierten Geschäfte und Autos. Zwei der Festgenommenen
gehörten einer Splittergruppe der antifaschistischen Jugend
Königs Wusterhausen an. Diese Organisation, die sich nicht
klar von politisch motivierter Gewalt distanziert, soll nach
Presseberichten in den Räumen des PDS-Kreisverbandes 
Königs Wusterhausen die Göteborg-Reise vorbereitet haben.
Stefan Ludwig, der damalige stellvertretende PDS-Landeschef,
musste einräumen, dass es durchaus möglich ist, dass diese
Leute den Schlüssel für das Büro von befreundeten Antifa-Mit-
gliedern erhalten haben.

(Zum Thema! bei der Linkspartei.PDS)

- Ich finde, das gehört sehr wohl zum Thema.

Selbst Ihr Parteigenosse Sarrach hat zumindest insoweit Kon-
takte zur gewaltbereiten Antifa-Szene, als dass er straffällig 
gewordene Personen aus diesen Kreisen vielfach anwaltlich
vertritt.

(Unruhe bei der Linkspartei.PDS)

So viel zur Glaubwürdigkeit der PDS zu dem Antrag „gewalt-
freie Schule“.

Aber auch der PDS-nahe Jugendverband 'solid sympathisiert
mit radikalen Linken.

Vizepräsidentin Stobrawa:

Frau Abgeordnete, ich bitte Sie jetzt, zum Thema zu sprechen.
Es geht um das Konzept für gewaltfreie Schulen im Land Bran-
denburg.

(Beifall bei der SPD)

Frau Fechner (DVU):

Es obliegt normalerweise dem Abgeordneten, wie er sich mit
diesem Thema auseinander setzt. Ich finde, man sollte auch
diese Seite der PDS zeigen, um darzustellen, wie unehrlich ihr
Antrag ist.

(Beifall bei der DVU)

Wir reden hier von Gewalt unter Schülern, unter Kindern und
Jugendlichen. Dazu gehört auch der PDS-nahe Jugendverband
'solid. Regelrecht euphorisch wird indessen in Publikationen
über militante Einsätze berichtet.

Meine Damen und Herren! Werte Genossen der PDS, Sie stellen
sich heute hier hin und möchten eine gewaltfreie Schule haben.
Sie möchten ein Konzept für eine gewaltfreie Schule. Warum
fordern Sie nicht ein Konzept für eine gewaltfreie Politik?

(Zurufe von der Linkspartei.PDS)

Ich schlage vor, Sie fangen erst einmal bei sich selbst an. Wenn
Sie und auch Ihr Umfeld sich zukünftig zu Gewaltfreiheit be-
kennen, würde solch ein Antrag, wie Sie ihn hier eingebracht
haben, glaubhaft sein.

(Zurufe von der Linkspartei.PDS - Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Für die Landesregierung erhält Minister Rupprecht das Wort.
Bitte schön.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die öffentliche
Diskussion zur Gewalt an Schulen verläuft derzeit vor dem
Hintergrund einzelner sehr dramatischer Vorfälle - wir kennen
sie alle, weil sie durch die Medien gegangen sind -, die sich in
verschiedenen Bundesländern in der jüngeren Vergangenheit
ereignet haben. In der oft sehr emotional geführten öffent-
lichen Debatte werden häufig Verallgemeinerungen vorgenom-
men und auf dieser Basis schnelle Lösungen eingefordert. Tat-
sächliche Entwicklungen werden dabei zum Teil gar nicht be-
achtet oder mitunter auch falsch bewertet. So belegt beispiels-
weise eine empirische Untersuchung des Bundesverbandes der
Unfallkassen aus dem Jahr 2005, dass die physische Gewalt an
Schulen in den letzten zehn Jahren bundesweit abgenommen
hat. Besonders deutlich ist der Rückgang nach dieser Studie -
das ist überraschend - an Hauptschulen. 

Um hier nicht falsch verstanden zu werden: Ich will mit der 
Erwähnung dieser Studie keinen der aktuellen Fälle verharm-
losen und natürlich muss auf jede Form von Gewalt an unseren
Schulen konsequent reagiert bzw. alles darangesetzt werden,
dass diese Gewalt gar nicht erst entstehen kann. Allerdings halte
ich die Forderung nach immer neuen Untersuchungen - wie
jetzt auch wieder in dem Antrag der Linkspartei.PDS zur Ge-
walt- und Mobbingsituation - für den falschen Weg.

Aufgrund der vielfältigen Ursachen und Motivlagen, die ge-
walttätigem Handeln zugrunde liegen, kann Schule nicht allein
die notwendigen Korrekturen vornehmen. So spielen das Um-
feld der Jugendlichen sowie das soziale Milieu eine außeror-
dentlich wichtige Rolle. Gefordert sind neben der Schule daher
alle Verantwortlichen in Staat und Gesellschaft, insbesondere
natürlich auch die Eltern.

Kurzfristige Aktionen werden zu keiner nachhaltigen Problem-
lösung führen. Es macht auch keinen Sinn, wenn man aus der
Vielzahl der Handlungsfelder nur einen Bereich herausnimmt
und diesen gesondert untersucht, um dann in der Position
Handlungen zu planen und vorzunehmen. Vielmehr müssen



Kinder und Jugendliche mit all ihren Sorgen und Problemen
ernst genommen werden.

Die Schulen haben jetzt schon viele Möglichkeiten, auf Gewalt
angemessen zu reagieren. In diesem Prozess müssen sie auch
künftig begleitet werden, das ist korrekt. Als Beispiel dafür
möchte ich die hohe Nachfrage nach der Broschüre „Soziales
Lernen“, die von der Landeskooperationsstelle Schule/Jugend-
hilfe erarbeitet wurde, nennen. Damit wird das Interesse der
Lehrkräfte an neuen Handlungsansätzen deutlich. Die Schule
blockt also nicht.

In der Broschüre werden die Themenbereiche Mobbing sowie
Gewaltprävention in Konfliktkultur auf der theoretischen Ebe-
ne, vor allem aber auch umsetzungsbezogen dargestellt. An-
hand von Praxismaterialien und verschiedenen Fragebögen
werden den Schulen konkrete Handlungsansätze geboten. Das
ist das, was sich die Kolleginnen und Kollegen wünschen.

Besonders hervorzuheben ist auch - trotz Ihrer Kritik, Herr
Krause - die intensive Kooperation mit der Polizei. Ich habe
hier in diesem Hause schon mehrmals darauf hingewiesen,
dass ich das als Schulleiter noch am eigenen Leib und mit der
eigenen Schule erlebt habe. Auf der Grundlage unseres ge-
meinsamen Runderlasses - das Ministerium des Innern und das
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport haben am 10. Sep-
tember 2002 solch einen Erlass gemeinsam auf den Weg ge-
bracht - ist es zu einer deutlich verbesserten Zusammenarbeit
zwischen den Schulen und der Polizei gekommen, natürlich
mit dem Ziel, möglichst frühzeitig präventiv Einfluss auf das
Entstehen von Kriminalität und Gewalt an der Schule zu neh-
men und dabei auch das schulische Umfeld zu beachten.

Im September 2006 wird die Langzeituntersuchung „Jugend in
Brandenburg 2005“ des Instituts für angewandte Familien-,
Kindheits- und Jugendforschung der Universität Potsdam ver-
öffentlicht. Zu ersten Ergebnissen einer Vorabveröffentlichung
habe ich hier bereits im Januar 2006 Stellung genommen. Die-
se Umfrage widerspricht dem allgemeinen Trend, dass es eine
Zunahme von Gewaltbereitschaft gibt. Wir haben erfreut zur
Kenntnis genommen, dass immer mehr Schüler Gewalt konse-
quent ablehnen und auch bereit sind, im Falle von Gewalt ein-
zuschreiten und nicht wegzuschauen.

Lassen Sie uns nach Vorliegen der Ergebnisse der Studie im
September darüber sprechen, welche weiteren gemeinsamen
Schlussfolgerungen wir ziehen können, und nicht bereits jetzt
eine neue Untersuchung auf den Weg bringen, die in Teilen der
von mir genannten Untersuchung entspricht. - Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Der Abgeordnete Krause erhält noch ein-
mal das Wort. - Er verzichtet. Damit können wir zur Abstim-
mung kommen. 

Es liegt der Antrag in Drucksache 4/3021 vor. Wer diesem 
Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Wer stimmt gegen diesen Antrag? - Wer enthält sich
der Stimme? - Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt
worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 9 und rufe Tagesordnungs-
punkt 10 auf:

Bundesratsinitiative für eine effektive Rußfilter-För-
derung von Diesel-Kraftfahrzeugen

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 4/3022

Der Abgeordnete Schulze erhält das Wort.

Schulze (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Antrag unse-
rer DVU-Fraktion ist prinzipiell nichts anderes als das zwingen-
de Verlangen einer längst überfälligen Entscheidung. Meine 
Damen und Herren, durch Ihr heutiges Abstimmungsverhalten
haben Sie die Möglichkeit, der Öffentlichkeit zu zeigen, wie
ernst Sie die Umweltproblematik und die Gesundheit der Bür-
gerinnen und Bürger wirklich nehmen. 

Uns allen ist die vom Feinstaub ausgehende gesundheitliche
Gefährdung für die Menschen bekannt. Allein in Deutschland
sterben laut einer EU-Studie jährlich rund 65 000 Menschen an
durch Feinstaub verursachten Krankheiten. Mit anderen Wor-
ten - und das veranschaulicht den Ernst der Lage: Jedes Jahr
stirbt eine Stadt wie Frankfurt (Oder) an den Folgen von Fein-
staubpartikeln. 

(Zuruf des Abgeordneten Baaske [SPD])

Man muss wissen, dass die Rußpartikel, die von Dieselfahrzeu-
gen ausgestoßen werden, aufgrund ihrer Feinheit der gefähr-
lichste Feinstaubbestandteil sind. Nicht ohne Grund sagt der
Gesundheitsexperte - das sind nicht Sie, Herr Baaske, sondern
Prof. Erich Wichmann vom Münchener Forschungszentrum für
Umwelt und Gesundheit:

„Der eigentliche Übeltäter unter den Feinstauben sind die
Dieselrußpartikel.“

Allein hieraus ist für jeden erkennbar, welche Bedeutung unse-
rem Antrag zukommt. Mich jetzt weiter über technische Ein-
zelheiten auszulassen würde den Umfang meiner Redezeit
sprengen. Deshalb beschränkte ich mich auf die wesentlichen
Fakten.

Seit Monaten wird in Fachkreisen die Problematik Rußparti-
kelfilter bei Dieselfahrzeugen diskutiert, jedoch ohne nennens-
werten Erfolg. Obwohl der ADAC bereits im April des vergan-
genen Jahres eine Lösung parat hatte und nun erneut ein Kfz-
Steuermodell für Nachrüster und Neuwagenkäufer vorschlägt,
schieben Bund und Länder den Ball hin und her. Sagen wir es
doch deutlich: Dieser ewige Hickhack zwischen Bund und
Ländern ist ein gewissenloses Spiel mit der Gesundheit unserer
Bürger.

(Beifall bei der DVU)

Unser vorliegender Antrag bedeutet grundsätzlich nichts ande-
res als eine Aufforderung an die Landesregierung, endlich 
Nägel mit Köpfen zu machen. Die brandenburgische Landes-
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regierung muss schnellstens in Verhandlungen mit den Landes-
regierungen der anderen Bundesländer treten und als Ergebnis
eine Bundesratsinitiative erwirken. 

Ziel einer solchen Initiative sollte die effektive staatliche För-
derung des Einbaus von Rußpartikelfiltern in Dieselkraftfahr-
zeuge sein, wobei eine Benachteiligung der Halter bisheriger
Dieselkraftfahrzeuge ohne entsprechenden Filter auszuschlie-
ßen ist. Das heißt konkret: Die Kraftfahrzeugsteuer für Kraft-
fahrzeughalter, die ab dem 1. Januar 2006 nachträglich einen
Rußpartikelfilter einbauen lassen, ist deutlich zu senken, eben-
so die Kfz-Steuer für Erwerber neuer oder nachgerüsteter ge-
brauchter Dieselkraftfahrzeuge ab 1. Januar 2007. Gleichzeitig
darf es keine steuerlichen Benachteiligungen der Halter insbe-
sondere älterer Dieselkraftfahrzeuge, für die der Einbau nicht
oder nur unter unzumutbaren Bedingungen möglich ist, geben.
Das bedeutet, die Fahrzeughalter dürfen nicht mit einem Steuer-
aufschlag bestraft werden.

Die bisher kursierenden Ideen der Bundesregierung wie einen
300-Euro-Zuschuss - ohne Steuervorteil - für den nachträg-
lichen Einbau der Rußpartikelfilter und 40 Euro Steuerstrafe
pro Jahr für nicht nachgerüstete Fahrzeuge sind aus wirtschaft-
licher und sozialer Sicht schlichtweg unerträglich. 

Mit dieser Auffassung befindet sich unsere DVU-Fraktion in
guter und prominenter Gesellschaft, nämlich dem größten
deutschen Automobilklub, dem ADAC.

Sie sehen, meine Damen und Herren, dem Antrag der DVU-
Fraktion in seiner Bedeutung und Aktualität kann man nur zu-
stimmen. Deshalb mein Appell an Sie: Tun Sie etwas für die
Gesundheit unserer Menschen, tun Sie etwas für unsere Um-
welt, tun Sie etwas für unsere Wirtschaft! Verweigern Sie dem
vorliegenden Antrag nicht Ihre Zustimmung!

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion erhält der Abgeordnete
Dombrowski das Wort.

Dombrowski (CDU):*

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die DVU-Frak-
tion legt uns hier einen Antrag vor, der vor nicht einmal vier
Wochen inhaltlich bereits Gegenstand einer Debatte im Deut-
schen Bundestag war. Grundlage der Debatte im Deutschen
Bundestag war ein schlecht recherchierter Antrag der Fraktion
Bündnis 90/DIE GRÜNEN. Dass dieses Problem von der
DVU-Fraktion noch einmal aufgegriffen wird, macht den An-
trag vom Inhalt her nicht besser.

Die Diskussion um die Rußpartikelfilter ist vor etwa einem
Jahr in der Feinstaubdebatte entbrannt. Auf der Grundlage der
neuen EU-Grenzwerte für Emissionen wurde damals festge-
stellt, dass an einigen Standorten - Emissionsschutzmessstatio-
nen an innerörtlichen Hauptverkehrsstraßen - die Grenzwerte
überschritten worden sind. Mit der Einhaltung von Grenzwer-
ten wird das Ziel verfolgt, dazu beizutragen, die Luftqualität
kontinuierlich zu verbessern, um die menschliche Gesundheit
zu schützen. Das ist ein sehr ehrenwertes und richtiges Anlie-
gen. Jedoch ist es unzutreffend zu glauben, dass bis zur

34. Grenzüberschreitung am Tag die Luftqualität unbedenklich
ist und bei der 35. Überschreitung die Situation lebensbedroh-
lich wird. Diese Werte realistisch zu betrachten und nicht in
kurzfristigen Aktionismus zu verfallen hat nichts mit Verharm-
losung zu tun.

Die Deutsche Gesellschaft für Lungenheilkunde sagt ganz
deutlich, dass die natürlichen Quellen für Feinstaub die Boden-
erosionen sanfter Vulkane, Pollen sowie Hausstaub quantitativ
deutlich überwiegen. Mittlerweile haben wir auch Erfahrungen
in Brandenburg gesammelt und einige Projekte, die vom Lan-
desumweltamt federführend durchgeführt wurden, dokumen-
tiert. Diese sind für die Kollegen einsehbar. Zumindest die Kol-
legen aus dem Umweltausschuss müssen diese kennen; denn
darüber haben wir gesprochen. Zum Beispiel ist man dem Pro-
blem in der Stadt Nauen mit einer Ortsumfahrung und Ähn-
lichem mehr zu Leibe gerückt. Auch dort kann man gute An-
haltspunkte nehmen, wer die eigentlichen Verursacher und was
die effektiven Maßnahmen sind, um Gesundheitsgefährdungen
aufgrund von Feinstaubbelastungen zu vermeiden.

Schon heute besitzen mehr als 60 % aller neu zugelassenen
Dieselfahrzeuge einen Partikelfilter. Die deutschen Automobil-
hersteller haben in einer Selbstverpflichtung zugesagt, ab dem
Jahr 2008 alle Diesel-Pkws serienmäßig mit dem Partikelfilter
auszustatten. Neue Diesel-Pkws sind ohne Filter kaum noch
verkäuflich. Eine bessere Motivation für die Autohersteller, 
ihre Fahrzeuge auf den neuesten Stand zu bringen, kann es
kaum geben.

Mit Ihrem Antrag beschränken Sie sich auf die steuerliche Sei-
te des Problems. Herr Kollege, Sie haben zwar in Ihrer Begrün-
dung von Feinstaub und Gesundheit gesprochen, wenn Sie 
jedoch in Ihrem Antrag nachschauen, kommen nicht ein einzi-
ges Mal die Worte „Feinstaub“ oder „Gesundheit“ vor. Sie be-
schränken sich in Ihrem Antrag ausschließlich auf steuerliche
Gründe und steuerliche Sachverhalte. Das ist einfach zu kurz
gegriffen, weil sich die Problematik real, wissenschaftlich und
in der Praxis völlig anders darstellt.

Wenn das so ist, sollte die gesamte Diskussion um das Thema
Feinstaub und nicht nur um steuerliche Belange geführt wer-
den. Das ist zwar auch ein Thema, diesbezüglich jedoch nicht
das entscheidende.

Im Koalitionsvertrag der Regierungskoalitionen auf Bundes-
ebene können Sie nachlesen, dass sich die Fraktionen der
CDU/CSU und der SPD zum Ziel gesetzt haben, „die Nachrü-
stung von Kraftfahrzeugen mit Partikelfiltern aufkommens-
neutral steuerlich zu fördern und ab 2008 neue Kraftfahrzeuge
ohne diesen Standard mit einem steuerlichen Malus zu bele-
gen“.

Die Bundesregierung sucht nach einer möglichst einfachen Lö-
sung, die Fahrzeuge so kennzeichnen zu lassen, dass Fahrzeuge
mit geringem Schadstoffausstoß von Verkehrsbeschränkungen
ausgenommen werden können und ein Anreiz zum Einsatz von
Partikelfiltern gegeben wird.

Wir brauchen also nicht nur eine steuerpolitische Lösung der
Frage, die zudem nichts von den Belastungen der Umwelt neh-
men würde, sondern wir brauchen eine umweltpolitisch befrie-
digende Regelung, die finanzierbar, sozial verträglich und
nachhaltig ist.



Aus diesen Gründen - da Ihrem Antrag ein solcher Ansatz nicht
zu entnehmen ist - kann ich für die Koalitionsfraktionen nur
die Ablehnung Ihres Antrags empfehlen. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank, Herr Dombrowski. - Für die Linkspartei.PDS-
Fraktion erhält die Abgeordnete Tack das Wort.

Frau Tack (Die Linkspartei.PDS):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich kann mich,
was die Ablehnung betrifft, den Argumenten und vor allen Din-
gen den Fakten meines Vorredners anschließen. Auch wir wer-
den diesen Antrag ablehnen. Nichtsdestotrotz ist die Feinstaub-
belastung bzw. die damit verbundene Gesundheitsbelastung für
die Bürgerinnen und Bürger im Land Brandenburg ein großes
Problem. Die Linkspartei.PDS-Fraktion hat es deshalb am
8. Juni im Infrastrukturausschuss auf die Tagesordnung gesetzt
und sich damals damit auseinander gesetzt, wie weit die Um-
setzung der EU-Richtlinie gediehen ist. Es wurde also in erster
Linie der Zusammenhang hergestellt, für welche betroffenen
Städte es mittlerweile Aktionspläne im Zusammenhang mit der
Beseitigung von Feinstaubbelastungen in den Städten gibt.

Zu dem Zeitpunkt war festzustellen, dass die Grenzwerte in
Straßenzügen der Städte Bernau, Brandenburg, Cottbus, Frank-
furt (Oder), Potsdam und mittlerweile auch Eisenhüttenstadt an
mehr als an 35 Tagen überschritten wurden. Demnach besteht
Handlungsbedarf.

In diesem Zusammenhang will ich feststellen, dass die Ak-
tionspläne leider nur sehr zögerlich erarbeitet werden. Der zu-
ständige Minister ist nicht anwesend. Ich denke, hier ist an
Tempo zuzulegen, sodass die Aktionspläne in Kraft gesetzt und
somit emissionsmindernde Maßnahmen in den Städten zugun-
sten der Bürgerinnen und Bürger in Kraft gesetzt werden kön-
nen. Das ist ein Ansinnen, das wir gemeinsam unterstützen
sollten.

Zum Antrag der DVU-Fraktion will ich nur sagen, dass bei Ih-
nen - zumindest in dem Antrag - zu allen Fakten, die Herr
Dombrowski bereits genannt hat, ein Grenzwert für die maxi-
mal zulässige Partikelbelastung durch die Fahrzeuge zur Orien-
tierung fehlt. Zudem unterscheiden Sie nicht zwischen offenen
und geschlossenen Filtersystemen. Ich denke, neben dem kom-
plexen Ansatz, der bereits eingefordert worden ist, gibt es gra-
vierende Mängel.

In diesem Zusammenhang will ich sagen, dass neben den Pkws
mit Dieselmotor insbesondere von Baufahrzeugen mit Diesel-
motoren und von Dieselloks eine große Belastung ausgeht. Im
Interesse des Gesundheitsschutzes muss man das mehr ins Au-
ge fassen. Es besteht mehr Regelungsbedarf.

Für die Linkspartei.PDS-Fraktion will ich Ihnen sagen, dass
wir im Zusammenhang mit diesem Thema ein Gesamtkonzept
für die Kfz-Steuer ins Auge fassen; denn so viel Regelungsbe-
darf gibt es. Dieses Gesamtkonzept orientiert sich in erster 
Linie am CO2-Ausstoß, aber auch am Schadstoffausstoß ins-
gesamt - also auch an Rußpartikeln und Stickoxiden.

In diesem Zusammenhang wiederhole ich: Wir lehnen Ihren
Antrag ab, fordern dennoch, dass wir uns weiter für die Er-
arbeitung und Umsetzung der Aktionspläne für die betroffenen
Städte engagieren. - Vielen Dank.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank. - Da die Landesregierung auf ihren Redebei-
trag verzichtet, erhält noch einmal der Abgeordnete Schulze für
die DVU-Fraktion das Wort.

Schulze (DVU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist zwar be-
dauerlich, jedoch keinesfalls überraschend, dass ein DVU-An-
trag quer durch dieses Parlament zerredet wird. Das beste Bei-
spiel dafür waren die soeben zum Besten gegebenen Beiträge
von Ihnen, Frau Tack, und von Ihnen, Herr Dombrowski. Für
Anträge der DVU-Fraktion gilt schließlich nicht allein Ver-
nunft und Nützlichkeit, sondern ganz einfach: DVU = Nein!
Schließlich hat man immer noch die Möglichkeit, diesen An-
trag in gleicher oder leicht veränderter Form als eigenen An-
trag einzubringen. Den dadurch entstehenden Zeitverzug haben
die Bürger hinzunehmen.

Aber, meine Damen und Herren, vielleicht siegt dieses Mal
doch die Vernunft; denn es geht letzten Endes um die Gesund-
heit des Menschen, um die Verbesserung unserer Umwelt und
um die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft. Vor diesen Fakten
kann kein anständiger Politiker die Augen verschließen. Des-
halb noch einige ergänzende Ausführungen in Bezug auf unse-
ren überaus sinnvollen Antrag, über eine Bundesratsinitiative
endlich eine effektive Rußfilterförderung für Dieselkraftfahr-
zeuge einzuführen.

Sehr geehrter Herr Dombrowski, einige Aspekte in Ihren Aus-
führungen zu unserem Antrag sind durchaus interessant und
vielleicht auch beachtenswert, aber sie sind prinzipiell ohne
Bedeutung für das Anliegen des DVU-Antrags, nämlich end-
lich eine konkrete Entscheidung zu erzwingen. 

Nennen wir das Kind doch beim Namen! Es gibt EU-Vor-
gaben, die sowohl vom Bund als auch von den Ländern grund-
sätzlich einzuhalten sind. Die festgelegten Grenzwerte werden
jedoch besonders in Großstädten permanent überschritten. Da
hilft auch nicht die Idee, die Tagesgrenzwerte in einen Jahres-
mittelwert umzurechnen. Das sind Zahlenspielereien, die den
Betroffenen in keiner Weise helfen. Auch andere Ideen - die so
genannte City-Maut, vorübergehende Straßensperrungen oder
Fahrverbote - packen das Übel nicht an der Wurzel. 

Nach Expertenmeinungen gilt vor allem der Ruß aus Diesel-
fahrzeugen als Hauptverursacher der Misere. Hier ist Abhilfe
möglich und schnellstens erforderlich. Geradezu unverständ-
lich ist der heftige Streit zwischen Bundesumweltminister Ga-
briel und den Landesregierungen über eine Steuerförderung für
den nachträglichen Einbau von Dieselrußfiltern. Die Durchset-
zung scheitert jedoch bisher an der Kostenbeteiligung der Län-
der. Wenn man bedenkt, dass in Deutschland seit Anfang 2005
die Feinstaubrichtlinie der EU gilt und die Zuständigkeit für
die Umsetzung in der Verantwortung der Länder liegt, ist wohl
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die Frage gestattet, weshalb bis heute kein greifbares Ergebnis
vorliegt. 

In Richtung Regierungsbank möchte ich abschließend nur
noch eines sagen: Ich halte es für äußerst bedenklich, dass in
der diesjährigen Bundestabelle der Feinstaubsünder Frankfurt
(Oder) hinter München Platz 2 einnimmt

(Zurufe von der Linkspartei.PDS)

und mit Cottbus und Bernau gleich zwei weitere Städte des
Landes Brandenburg zur unrühmlichen Spitzengruppe zählen.
Die Forderung nach so genannten Luftreinhalteplänen wird
zwar immer wieder aufgeworfen, aber dabei blieb es bisher
auch. Betrachten Sie unseren heutigen Antrag als eine Art Luft-
reinhaltemaßnahme. 

(Baaske [SPD]: Dann raus mit Ihnen!)

- Sie sind der Erste, der geht.

Das positive Ergebnis wird nicht ausbleiben. Ich appelliere
deshalb noch einmal an Sie: Geben Sie dem Antrag unserer
DVU Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Die Rednerliste ist abgearbeitet. Wir kommen zur Abstim-
mung. Die Fraktion der DVU beantragt die Überweisung des
Antrags in Drucksache 4/3022 an den Ausschuss für Ländliche
Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz - federführend -
und an den Ausschuss für Haushalt und Finanzen sowie an den
Ausschuss für Wirtschaft. Wer diesem Überweisungsantrag zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es Gegen-
stimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist dem Überwei-
sungsantrag nicht entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag in der Drucksa-
che 4/3022 in der Sache. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
gibt, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen?
- Wer enthält sich der Stimme? - Mit großer Mehrheit ist der
Antrag abgelehnt worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 10 und rufe Tagesordnungs-
punkt 11 auf:

Vorschläge für die Fertigstellung der Endfassungen
der Operationellen Programme Ziel 1 EFRE und ESF

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Drucksache 4/3029

Herr Abgeordneter Otto von der Fraktion der Linkspartei.PDS
eröffnet die Diskussion. Während er zum Pult kommt, begrüße
ich ganz herzlich die Studentinnen und Studenten der Univer-
sität Potsdam, die schon seit einiger Zeit bei uns sind. Herzlich
willkommen! 

(Allgemeiner Beifall)

Otto (Die Linkspartei.PDS):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Die Studienreise unserer Fraktion nach Brüssel hat in vie-
len Gesprächen und mit vielen Ergebnissen die Überlegungen
hier im Land in Vorbereitung der Förderperiode bestätigt. In
der Förderperiode 2007 bis 2013 setzt die Kommission auf 
folgende Schwerpunkte: die Ausnutzung des jeweiligen natio-
nalen Spielraums für eine flexible Umsetzung der EU-Verord-
nungen, eine Stärkung der Regionalisierung, die Sicherung
und Schaffung von Arbeitsplätzen und die Einbeziehung aller
politischen, Wirtschafts- und Sozialpartner; damit ist natürlich
auch der Landtag gemeint. Wir wollen mit unseren Vorschlägen
zur weiteren inhaltlichen und finanziellen Ausrichtung der
Operationellen Programme beitragen. Das ist auch Gegenstand
unseres Beschlussantrags. 

Vor dem Hintergrund der laufenden Förderperiode und ihren
Ergebnissen, die sich in der SWOT-Analyse widerspiegeln, 
erwarten wir von der Landesregierung, dass sie die noch beste-
henden Defizite in den Entwürfen der Operationellen Program-
me ausgleicht und die Spielräume der EU-Verordnung ausnutzt. 

In der kommenden Förderperiode dürfen Unternehmen, Be-
schäftigte und Arbeitsuchende in den peripheren Räumen
durch das Konzept der Landesregierung zur „Stärkung der
Wirtschaftskräfte durch räumliche und sektorale Fokussierung
von Landesmitteln“ nicht beim Zugang zu Fördermitteln be-
nachteiligt werden. Durch eine breite Regionalisierung der
Förderinstrumente, verbunden mit Zielvereinbarungen, kann
dem gegengesteuert werden. Deshalb schlagen wir vor, analog
zur vorgesehenen landesweiten Einführung von Regionalfonds
für den Bereich der ESF-Mittel das auch für den Bereich der
EFRE-Fonds vorzusehen. Unter Einbeziehung der Mittel und
Maßnahmen aus den Entwicklungsplänen für die ländliche
Entwicklung können damit Beschäftigungs-, Unternehmens-,
Investitions- und Regionalförderung in allen Regionen ver-
zahnt und finanziert werden. 

Die Strukturfondsverordnungen für die neue EU-Förderperio-
de 2007 bis 2013 gestatten neue Handlungsspielräume. Sie
sind im Beschlussantrag benannt. Wir erwarten, dass sie konse-
quent genutzt werden. Insbesondere fordern wir die Landesre-
gierung auf, die fondsübergreifenden Spielräume auszunutzen
und die einzelnen Programme zu verzahnen. - Ich hoffe, sie tut
es. Die Möglichkeiten des zielgenauen Einsatzes von jeweils
10 % der Fondsmittel von EFRE und ESF für die Ziele des je-
weils anderen Fonds sind konsequent zu nutzen. Exemplarisch
sollen hier Investitionen im Hochschulbereich bzw. in der 
Wissenschaftslandschaft geplant und durchgeführt werden. 

Für den ESF schlagen wir drei komplex angelegte Förder-
schwerpunkte vor. Das reduziert die Bürokratie, gestaltet die
Förderprogramme übersichtlich, und regionale Schwerpunkte
können besser eingeordnet werden. Mit der Einigung, dass der
Bund 8,14 % und nicht 9,8 % der ESF-Mittel für die eigenen
Programme vorhält, können wir davon ausgehen, dass uns
mehr Mittel zur Verfügung stehen. Wir hoffen natürlich auch,
dass die Landesregierung dafür eintritt, dass noch weitaus
mehr Mittel direkt an die Länder vergeben werden. 

Zur Entwicklung des Programms im Bereich des ESF können
wir uns vorstellen, dass - erstens - die Entwicklung eines 



öffentlich geförderten Beschäftigungssektors an oberster Stelle
steht. Wir plädieren im Unterschied zum vorgelegten Entwurf
des OP klar für eine mindestens gleichwertige Berücksichti-
gung von Fördermaßnahmen für Beschäftigte und Arbeitslose.
Dabei müssen Benachteiligte, zum Beispiel Nichtleistungsbe-
zieher, Menschen mit Behinderungen und ältere Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen, besonders berücksichtigt werden. Mit
diesem Programm könnte zum Beispiel auch das ausgelaufene
Programm der Beschäftigung schaffenden Infrastruktur - mir
wäre es lieb, Frau Ministerin wäre jetzt hier - als Vernetzung
zwischen EFRE, ELER und ESF neu aufgelegt werden. Damit
werden von vornherein auch bestehende Unternehmen einbezo-
gen. Vorstellbar ist auch ein Modellprojekt für psycho-soziale
Hilfen für Jugendliche in der Schule und im Berufsbildungs-
bereich. 

Zweitens halten wir die Förderung des Berufs und die Förde-
rung der Verbindung von Wissenschaft und Produktion in der
kommenden Förderperiode für sehr wichtig. Im Mittelpunkt
sollten dabei Leistungen stehen, die insbesondere der Quali-
fizierung der Berufsvorbereitung und der Ausbildung dienen,
die lebenslanges Lernen und die Qualifizierung bei Erwerbs-
umbrüchen einschließen sowie die personelle Absicherung der
Kooperation von Forschungseinrichtungen mit kleinen und
mittelständischen Unternehmen und die Sicherung des Fach-
kräftebedarfs unterstützen. Dazu können erstmals ESF-Mittel
eingesetzt werden. 

Drittens: In der unternehmensnahen Arbeitsmarktpolitik gibt es
eine ganze Reihe von Vorstellungen im Entwurf des Operatio-
nellen Programms des Landes. Wir stimmen zu: Es geht an 
erster Stelle darum, eine umfangreiche Arbeit zur Sicherung
der Unternehmensnachfolge und bei Neugründungen zu leis-
ten. Schwerpunktorientiert sollten Programme zur Unterstüt-
zung der Qualifizierung in Unternehmen und zur Begleitung
und Beratung der Neuunternehmer aufgelegt werden. Vorstell-
bar ist auch - wenn man sich die Landesstatistiken anguckt -,
ein Programm als Modellprojekt aufzulegen, das „Einstellung
statt Überstunden“ zum Inhalt hat.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich bitte Sie, unserem Antrag
im Interesse einer ausgewogenen Entwicklung des Landes und
der Nutzung der Chancen in den Jahren bis 2013 und darüber
hinaus zuzustimmen. - Danke.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der SPD-Fraktion fort.
Es spricht der Abgeordnete Dr. Klocksin in Vertretung des 
Abgeordneten Müller.

Dr. Klocksin (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als ich eben den
Worten des Vorredners lauschte, war ich nicht immer sicher,
bei welchem Antrag wir gerade sind, es sei denn, ich habe mich
verhört, vielleicht auch verlesen, aber vielleicht ist das, was da
abgelesen wurde, auch nicht immer das, was hierzu zu sagen
wäre.

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Nein!)

Das Problem ist doch Folgendes: Einen solchen Antrag zu stel-
len erfordert ein gewisses Maß an Mut, insbesondere dann,
wenn der Antrag gleichermaßen zu früh und zu spät erfolgt - zu
früh insofern, als Sie diesen Antrag am 13. Juni eingebracht
haben. Am 14. Juni tagte der Europaausschuss. Da hätten Sie
hören können - Sie waren auch da -, was das zuständige 
Ressort zur ESF-Förderung zu sagen hatte. Dies findet auf-
grund der zeitlichen Überschneidung in Ihrem Antrag keinen
Niederschlag.

Zweites Beispiel - EFRE: Der Finanzausschuss bekommt eine
Unterlage des zuständigen Ressorts - Sachstandsbericht - zur
Vorbereitung der EU-Strukturfondsförderperiode. Darin steht
alles. Hätten Sie das vorher gelesen, wäre Ihr Antrag vielleicht
anders ausgefallen. Das ist ein gravierender Mangel, den wir
heute nur noch heilen können, indem wir diesem Antrag nicht
zustimmen.

Aber das ist natürlich nicht der einzige Grund, weshalb die 
Koalition diesen Antrag nicht mittragen kann. Er hat auch quali-
tative Mängel. Wenn Sie sich völlig zu Recht - wie ich finde -
mit der Arbeitsmarktförderung auseinander setzen und den 
optimierten Einsatz der Fördermittel fordern, sollten Sie zumin-
dest vorher wissen, was das Land plant. Deshalb sagte ich, dass
der Antrag zu spät kommt. Das Land arbeitet seit Monaten an
diesen Aufgaben, man ist bereits bei der Ressortabstimmung.
Hätten Sie diese Forderung vor einem Vierteljahr formuliert,
hätte sie in die Planung des Landes Eingang finden können.

Präsident Fritsch:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Klocksin (SPD):

Ich bitte darum.

Präsident Fritsch:

Bitte, Herr Vietze.

Vietze (Die Linkspartei.PDS):

Herr Abgeordneter Klocksin, da Sie so interessante Feststellun-
gen bezüglich „zu früh“ und „zu spät“ äußern, frage ich Sie, ob
Ihnen gegenwärtig ist, dass nach der Geschäftsordnung Anträ-
ge, die in dieser Sitzungsperiode zu behandeln sind, am Tag der
Präsidiumssitzung spätestens bis 9 Uhr einzureichen sind und
sich daraus objektiv ein Termin ergibt, zu dem man die Anträge
abgibt.

Zweitens: Da Sie, wie andere auch, bald in der Sommerpause
sind, meinen wir, dass es höchste Zeit ist, dieses Thema noch
einmal auf die Tagesordnung zu setzen, damit man im Septem-
ber nicht nur über die Endergebnisse informiert wird. - Danke
schön.

(Heiterkeit bei der SPD)

Dr. Klocksin (SPD):

Herr Abgeordneter Vietze, ich habe großes Verständnis für Ihr
Interesse, würde dennoch bitten, vielleicht mit Ihren Kollegen,
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die dem Europaausschuss angehören, wo das Thema immer
wieder auf der Tagesordnung steht, Rücksprache zu nehmen,
um Ihren Wissens- und Erkenntnisstand anzureichern. Seit
Monaten beschäftigen wir uns mit dem Thema und zwei Tage,
bevor die Landesregierung unterrichtet, kommen Sie mit dem
Antrag.

(Zustimmendes Klopfen bei der SPD)

Das passt doch hinten und vorne nicht. Das ist doch der ent-
scheidende Punkt. Das ist eine ganz schlichte Verfahrensfrage.
Mehr sage ich gar nicht. Wenn wir hier vernünftig miteinander
arbeiten wollen - ich bin gern aufgeschlossen -, sollten wir im
Ausschuss schauen: Welche Möglichkeiten in der Gestaltung,
der Festlegung, der Prioritätensetzung sehen wir? Das war nur
die Bemerkung zum Verfahren. Die Bemerkung zum Inhalt
will ich Ihnen natürlich nicht ersparen.

Warum Sie beispielsweise die EFRE-Förderung auf die
binnenmarktorientierte Unternehmenslandschaft konzentrieren
wollen, erschließt sich mir überhaupt nicht. Gleichzeitig sagen
Sie ein paar Spiegelstriche weiter, wir sollten einen Schwer-
punkt in der Exportkreditversicherung setzen. - Passt das gut
zusammen? Der Vorschlag der Landesregierung lautet: Stär-
kung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Unterneh-
men. Nun sage ich: Alle drei Spiegelstriche sind nicht so aussa-
gekräftig, als dass sie sich gegenseitig blockieren würden. Da-
zu bedarf es doch keines eigenen Antrages. Das, was Sie for-
dern, wird mit dem, was die Landesregierung machen will, er-
füllt. Hätten Sie einen Tag gewartet, hätten Sie es wahrschein-
lich nicht hingeschrieben.

Ein anderes Beispiel: Sie wollen die ESF-Mittel in drei Teile
aufteilen. Warum soll man die denn vorher in drei gleiche Teile
aufteilen? Damit nimmt man dem Einsatz der Mittel doch jede
Beweglichkeit. Das ist vom Handwerklichen her keine große
Hilfe.

Nächstes Beispiel - Verknüpfung der Programme: Die Landes-
regierung hat, wie Sie wissen sollten, fondsübergreifende Ziele
formuliert. Darüber hinaus hat auch der Bund in seinem Natio-
nalen Strategischen Rahmenplan Festsetzungen, in denen sie
sich bewegen. All das wird in Ihrem Antrag leider nicht berück-
sichtigt.

Vor diesem Hintergrund - und dabei wollen wir es bewenden
lassen - kann ich der Bitte um Zustimmung zu diesem Antrag
nicht Folge leisten. Ich lehne ihn im Namen der Koalitionsfrak-
tionen ab. - Danke schön.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Fritsch:

Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der DVU-Fraktion fort.
Für sie spricht die Abgeordnete Hesselbarth.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Antrag der
Fraktion der Linkspartei.PDS ist eine Aneinanderreihung von
Allgemeinplätzen; so etwas sieht man wirklich selten. Natür-
lich ist es so, dass wir die zielgruppenbezogenen Ansätze der
EFRE-Förderung stärker auf die von Ihnen genannten Bereiche

ausrichten müssen. Doch diese Einsicht findet sich bereits in
den Handlungsempfehlungen zum Einsatz der EU-Struktur-
fonds 2007 bis 2013. Dasselbe gilt für die letzten beiden 
Anstriche von Punkt 2 Ihres Antrags.

Dagegen halten wir einen dauerhaft öffentlich geförderten Be-
schäftigungssektor, also ABM-unbegrenzt statt der Förderung
echter, das heißt betrieblicher Arbeitsplätze nicht gerade für
zielführend. 

Auch Punkt 3 Ihres Antrags ist im Wesentlichen bereits durch
die Handlungsempfehlungen abgedeckt. Punkt 4 schließlich ist
völlig irreal, weil sich ein solches Verhältnis EFRE zu ESF, 
also 70 zu 30, praktisch nicht durchsetzen lässt. Ihre Forderun-
gen unter Punkt 5 könnten einen fast schon wieder erheitern. 

Schließlich war es die DVU-Fraktion, welche in den vergange-
nen Haushaltsberatungen beispielsweise immer wieder die fi-
nanzielle Aufstockung der Beteiligungsfonds forderte, was von
Ihnen abgelehnt wurde, meine Damen und Herren. Warum
stimmten Sie eigentlich gegen unseren Antrag, die Kofinanzie-
rung künftig aus Landesmitteln sicherzustellen, wenn Sie das,
bezogen auf die EU-Mittel, ab 2007 nun selbst fordern? Die
Dinge, meine Damen und Herren von Linksaußen, die dagegen
wirklich wichtig und bedenkenswert sind, werden in dem von
Ihnen vorgelegten Antrag völlig ausgespart. 

Die Landesregierung sollte gegenüber den EU-Institutionen
sowie auch der Bundesregierung darauf hinwirken - das ist un-
serer Meinung nach das Wichtigste -, dass ein gültiger EU-
Haushalt für die kommende Förderperiode 2007 bis 2013 noch
in diesem Jahr verabschiedet wird;

(Beifall bei der DVU)

denn ohne diesen sind alle Zahlen Makulatur. Da hilft es auch
nicht, dass sich der Vertreter der Staatskanzlei bei der letzten
Finanzausschusssitzung dahin gehend äußerte, dass eine
mittelfristige Finanzplanung existiere. Ein EU-Parlamentsbe-
schluss muss her, meine Damen und Herren. Dabei sollten die
Belange der Bundesrepublik Deutschland und insbesondere die
der neuen Bundesländer wie Brandenburg ganz besondere Be-
rücksichtigung finden. Insbesondere sollte es keine Kürzungen
bei den Strukturfondsmitteln geben. Wie Sie wissen, meine
Damen und Herren, wollte Frau Merkel in Brüssel auf sage und
schreibe 100 Millionen Euro EU-Mittel verzichten und gab
dies auch noch als großen Erfolg aus. 

Innerhalb Brandenburgs sollte die Verteilung der Strukturfonds-
mittel so erfolgen, dass keine Region des Landes dadurch Nach-
teile erleidet - also keine Orientierung an dem famosen neuen
Leitbild, sondern Anwendung des in der Landesverfassung fest-
geschriebenen Prinzips der dezentralen Konzentration.

Die Förderpolitik sollte so ausgerichtet werden, dass die Struk-
turfondsmittel nicht nur bestimmten Schwerpunktbranchen in
den so genannten regionalen Wachstumskernen zugute kom-
men, sondern flächendeckend allen und hier insbesondere klei-
nen und mittelständischen Firmen in Brandenburg, welche zur
Gewährleistung ihrer Existenz und ihres Wachstums finanzielle
Mittel benötigen.

Der demografischen Entwicklung im Land Brandenburg muss
unbedingt Rechnung getragen werden. Dies bedeutet insbeson-



dere, dass damit einer weiteren wirtschaftlich-sozialen und in-
frastrukturellen Ausdünnung der berlinferneren Regionen des
Landes gegengesteuert werden muss.

Schließlich sollten Existenzgründungen, Wissens- und Techno-
logietransfer sowie Unternehmensausgründungen aus dem uni-
versitären Bereich bei der zukünftigen Strukturfondsförderung
besondere Berücksichtigung finden.

All dies, meine Damen und Herren von linksaußen, finden wir
in Ihrem Schaufensterantrag nicht. Deswegen lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Fritsch:

Meine Damen und Herren, weil sich die CDU-Fraktion den
Ausführungen der SPD-Fraktion anschließt, rufe ich jetzt die
Landesregierung ans Pult. Herr Staatssekretär Harms, bitte. 

Bevollmächtiger des Landes beim Bund und für Europa-
angelegenheiten Staatssekretär Dr. Harms:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
möchte den Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS zum An-
lass nehmen, um an dieser Stelle deutlich zu machen, wo wir in
der Diskussion über die künftige EU-Strukturförderung gegen-
wärtig stehen. 

Erstens: Wir befinden uns am Abschluss einer fast zweijähri-
gen Verhandlung über die Strukturfondsverordnung. Damit ste-
hen die Rahmenbedingungen für die künftige Strukturförde-
rung weitgehend fest und sind für Brandenburg - das möchte
ich an dieser Stelle betonen - überaus positiv. Das ist nicht zu-
letzt aufgrund des Einsatzes der Landesregierung und der an-
deren ostdeutschen Länder so. Wir haben gemeinsam mit den
anderen Ländern und dem Bund erreicht, dass wir private Gel-
der künftig stärker in die Kofinanzierung einbeziehen können
und - das war übrigens bis zuletzt hoch streitig - dass die nicht-
erstattungsfähige Mehrwertsteuer bei der EU-Förderung einbe-
zogen werden kann, etwas, was auch den Beitrittsstaaten jen-
seits der Oder zur Verfügung steht. 

Vor allem diese zwei Punkte sind für uns angesichts der knap-
pen Haushaltslage von entscheidender Bedeutung, und - ich
sagte es - sie waren äußerst umstritten, sind von der Kommis-
sion und zunächst auch von der Bundesregierung abgelehnt
worden. Wir haben an dieser Stelle - so denke ich - sehr gut ar-
gumentiert, und dies ist die Grundlage dafür, dass wir die EU-
Gelder in der nächsten Förderperiode vermutlich auch in vol-
lem Umfang in Anspruch nehmen können, weil die Mittel für
die Kofinanzierung dann ausreichen. Das gilt insbesondere für
die kommunale Ebene, die große Schwierigkeiten gehabt hätte,
wenn die Mehrwertsteuerregelung anders ausgesehen hätte.

Zweitens: Wir haben weitgehend Klarheit über die Höhe der in
unserem Land in der nächsten Förderperiode zur Verfügung
stehenden Mittel. Die Regierungschefs der ostdeutschen Län-
der werden vermutlich heute am Rande der Ministerpräsiden-
tenkonferenz abschließend eine Verständigung über die Vertei-
lung der Strukturfondsmittel herbeiführen.

So viel lässt sich jedenfalls sagen: Brandenburg wird in der
neuen Förderperiode noch einmal im großen Umfang von der

EU-Förderung profitieren. Insgesamt werden es mit den Fonds
EFRE und ESF und mit dem ELER 2,5 Milliarden Euro sein,
die uns zur Verfügung stehen, und für grenzüberschreitende
Zusammenarbeit im Rahmen von Ziel 3 sind es weitere rund
100 Millionen Euro. Das, meine Damen und Herren, wird das
letzte Mal sein, dass uns Strukturfördermittel in diesem Um-
fang zur Verfügung stehen. Es ist also von entscheidender 
Bedeutung, darüber zu diskutieren, wie diese Gelder sinnvoll
eingesetzt werden. Dafür werden derzeit die Grundlagen 
geschaffen.

Die Operationellen Programme für EFRE und ESF - insofern
ist Herrn Klocksin zuzustimmen, der gesagt hat, dass der An-
trag reichlich spät kommt - sowie der Entwicklungsplan für
den ländlichen Raum sind so gut wie fertiggestellt und nach 
einem intensiven partnerschaftlichen Dialog mit Wirtschafts-
und Sozialpartnern und übrigens auch nach einer Diskussion in
den Fachausschüssen des Landtages auf dem Weg. Insofern
sind wir nicht an einem Punkt null, wo wir sagen können, lasst
uns einmal darüber nachdenken, wie wir die Mittel verwenden,
sondern wir sind in einem Prozess, der im September damit 
endet, dass die Operationellen Programme über die Bundes-
regierung den Weg zur Kommission finden werden.

Entscheidend ist für die Landesregierung bei der Programm-
planung gewesen, dass wir die Fördergelder in den nächsten
sieben Jahren noch einmal nutzen, um sinnvolle Antworten auf
die Herausforderungen, denen sich das Land gegenübersieht,
zu geben. Da steht an erster Stelle die Unterstützung von Be-
schäftigung und Wachstum. Dies ist übrigens auch - das will
ich hier noch einmal sagen - von Vertreterinnen und Vertretern
der Kommission ausdrücklich als positiv beurteilt worden. 
Sowohl Danuta Hübner als auch die Mitarbeiter aus der DG
Regio haben hier im Land mehrfach betont, dass die Festlegun-
gen, die seitens der Landesministerien getroffen werden, auf
dem richtigen Weg sind, mit der Lissabon-Strategie gerade in
der Kooperation von Forschung, Entwicklung und Innovation
zugunsten einer wirtschaftlichen Entwicklung des Landes kor-
respondieren. Wir werden die EU-Gelder im Sinne der neuen
Förderstrategie des Landes stärker konzentrieren - hier gibt es
einen klaren Dissens mit der Linkspartei.PDS-Fraktion - und
natürlich auf die regionalen Wachstumskerne, die Branchen-
kompetenzfelder und - das ist in der Diskussion verloren ge-
gangen - auch auf die KMU-Förderung konzentrieren. Es wäre
ja auch geradezu absurd, wenn die Landesregierung im Rah-
men der Diskussion über das neue Leitbild unter der Über-
schrift „Stärken stärken“ sagte, wir versuchen die Landesent-
wicklung von der Gießkannenförderung weg und hin zu einer
neuen Konzeption, die an Entwicklung orientiert ist, zu brin-
gen, und dann, wenn es konkret darum geht, dass Geld zu ver-
teilen, das Gegenteil machte. Das ist aber Gegenstand Ihres
Antrages. Insofern kollidieren da die Punkte. 

Wir werden den Einsatz der EU-Strukturgelder aber auch an
dem messen müssen, was uns die demografische Entwicklung
vorgibt. Um die Gelder effizient einzusetzen, haben wir uns
darauf verständigt, jedes Programm, jede Förderrichtlinie und
am Ende jedes Projekt auf der jeweiligen Ebene daraufhin zu
prüfen, inwieweit das vor dem Hintergrund der demogra-
fischen Entwicklung Bestand hat. Es hat keinen Sinn, Geld in
Dinge zu investieren, die in zehn oder fünfzehn Jahren nicht
mehr notwendig sind, auch vor dem Hintergrund einer Ent-
wicklung, die wir durch den Einsatz von Geld nicht steuern
können. Des Weiteren haben wir Wert darauf gelegt, dass in
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hohem Maße in Köpfe investiert wird. Das heißt, Bildung und
Qualifizierung müssen die Antworten auf steigenden Fachkräf-
tebedarf sein, dem wir zu einem großen Teil mit den Menschen
im Lande gerecht werden müssen. 

Nun machen Sie konkrete Vorschläge. Herr Otto, ich will nur
an ein paar Punkten darauf eingehen. Zum Teil sind es ganz
vernünftige Vorschläge, die sich übrigens auch in den Vorschlä-
gen zu den Operationellen Programmen finden, zum Teil sind
es Binsenweisheiten. Wenn da steht, die Infrastruktur soll ent-
wickelt werden, dann frage ich: Wer wollte dem wider-
sprechen? - Natürlich soll die Infrastruktur entwickelt werden.
Die entscheidende Frage ist, wie und an welcher Stelle. Da
wird man sich dann darüber streiten. 

Dass man die Wirtschaftsstandorte stärken will, wie es dort
heißt, ist natürlich auch klar. 

Unklar wird es dann bei Formulierungen wie - Zitat! - „Förde-
rung von Beruf und der Verbindung von Wissenschaft und Pro-
duktion“. Sie haben in Ihrer Rede versucht, etwas zu erläutern,
was Sie damit meinen. Aber ich frage einmal: Was heißt das in
dieser Formulierung „Förderung von Beruf“? - Ich glaube, man
muss dann schon auf konkrete Beschäftigungsbereiche abstellen
und noch einmal darüber nachdenken, wie eine Innovationsstra-
tegie aussehen muss. Das heißt, wie kann es gelingen, wissen-
schaftliche Erkenntnisse in marktfähige Produkte zu übersetzen
und die Firmen in den Stand zu versetzen, diese Produkte auch
tatsächlich auf den Markt zu bringen? Die Formulierung ist - so
glaube ich - nicht weit von dem entfernt, was der Wirtschaftsmi-
nister in der täglichen Praxis umzusetzen versucht. 

Bei einem Programm „Einstellen statt Überstunden“ hätte ich
wirklich Schwierigkeiten, mir das vorzustellen. Ich glaube, wir
sind da weit in einem Bereich, der von den Tarifpartnern zu be-
arbeiten ist.

Natürlich greift Ihr Antrag - ich hatte das angesprochen - auch
die Frage der Regionalfonds wieder auf. In dieser Diskussion
gibt es einen Dissens. Das sollte man hier auch feststellen. Ein
Verrieseln der Mittel nach dem Motto, wir splitten das auf und
haben dann Stettin-Süd oder Hamburg-Süd - wie Sie das vor-
geschlagen haben -, so einen Regionalfonds, der sich oben auf
die Prignitz beschränkt, wird nicht funktionieren. Ich glaube,
da haben wir wirklich ganz unterschiedliche Auffassungen,
was die Entwicklungskonzepte des Landes angeht. Zu dem,
was die Landesregierung ressortübergreifend vorschlägt, ist zu
sagen: Stärken stärken, die Fläche des Landes nicht vernach-
lässigen - dafür steht der ELER - und eine breite Unterstützung
der kleinen und mittelständischen Unternehmen. Ich meine,
das ist ein zukunftsfähiges und erfolgversprechendes Konzept.
In diesem Sinne können wir die Annahme des Antrags nicht
empfehlen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Präsident Fritsch:

Das Wort erhält noch einmal die antragstellende Fraktion, der
Abgeordnete Christoffers.

Christoffers (Die Linkspartei.PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Staatssekretär,
lassen Sie mich zunächst auf zwei Bemerkungen von Ihnen

eingehen. Die Gratwanderung der Schaffung einer modernen
Konzeption zur Unterstützung des Prinzips „Stärken stärken“,
ohne die ländlichen Räume abzuhängen ist das Problem in der
gegenwärtigen Debatte. Die ELER-Verordnung ist im Dezem-
ber 2005 für das Land Brandenburg umgesetzt worden. Gegen-
wärtig sind die Instrumente aus der Umsetzung der ELER-Ver-
ordnung die einzig funktionierenden Instrumente, die tatsäch-
lich in der Fläche wirken können, weil der Landwirtschafts-
fonds bzw. die Landwirtschaftsverordnung weit mehr als die
klassische Primärproduktion der Landwirtschaft fördert. 

Die Wirtschaftsförderung - das haben Sie auch noch einmal be-
stätigt; so steht das auch in dem Konzept bzw. in den Unter-
lagen, die dem Finanzausschuss übergeben worden sind - soll
sich auf die Branchenkompetenzorte konzentrieren, nicht auf
die Branchenkompetenzfelder - auf die Orte; so steht es zumin-
dest darin -, sowie auf die regionalen Wachstumskerne. Das
heißt, Sie wollen die Mittel - wenn ich das zusammenzähle -
nach der Konzeption, die Sie dem Parlament übergeben haben,
auf über 70 Orte im Land Brandenburg konzentrieren. Dann
sage ich Ihnen: Das ist die dezentrale Konzentration, bloß mit
noch mehr weißen Flecken.

Deswegen haben wir vorgeschlagen, dass aus einem Teil der
EU-Mittel, und zwar unter Nutzung der n-plus-2-Regelung, ein
Regionalfonds eingerichtet wird, der zusätzlich - das betone 
ich - zu den Instrumenten der Umsetzung der ELER-Verord-
nung eine Einbindung in der Fläche, zumindest partiell, sicher-
stellt. Es geht hier also nicht darum, dass EU-Mittel versickern
oder für alles Mögliche bereitgestellt werden sollen, sondern
schlicht und ergreifend dafür, dass ein Fonds zur Verfügung
steht, mit dem Projekte und Vorhaben aus den Kreisen, die von
wirtschaftlicher- und beschäftigungspolitischer Bedeutung sind,
etabliert und umgesetzt werden. Damit würde eine Verbindung
zwischen EFRE und ELER geschaffen. Ich meine, dass die
ELER-Mittel nicht ausreichend sein werden, um die gemein-
same Zielstellung, die Sie formulieren, unter Berücksichtigung
ländlicher Räume im Land Brandenburg auch umzusetzen.

Zweitens plädieren wir für die Auflage von revolvierenden
Fonds. Das sind Fonds, deren Gelder nach Erfüllung des
Zwecks wieder zurückfließen. Denn machen wir uns nichts
vor: 2007 bis 2013 läuft die letzte Strukturfondsperiode - wir
haben schon etliche Male darüber gesprochen -, in der wir
Mittel aus Brüssel erwarten können. Wir sind in der Debatte
zur Neuordnung der föderalen Finanzen. Sie haben gelesen,
was sich die Südschiene, Bayern, Hessen, Baden-Württemberg
und Sachsen, unter dem Begriff „solide Finanzierung“ und da-
runter, wie die Mittel aufgeteilt werden können, perspektivisch
vorstellen kann. Das heißt, wir haben nur noch diese Periode
Zeit, um tatsächlich ein Stück weit Wachstum, Beschäftigung
sowie soziale und politische Entwicklung im Land Branden-
burg zu konsolidieren. 

Das wiederum bedeutet: Wenn wir nicht bis zum Ende der
Strukturfondsperiode 2013 einen revolvierenden Fonds in Hö-
he von 200 bis 300 Millionen Euro aufgelegt haben, haben wir
ab 2013 weitaus weniger Mittel im Bereich der Wirtschaftsför-
derung zur Verfügung, als es gegenwärtig der Fall ist. Genau
das finden Sie in dem Antrag.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Herr Staatssekretär, nehmen Sie es mir bitte nicht übel, aber in
den dem Finanzausschuss übergebenen und von Herrn Klocksin



gezeigten Unterlagen findet sich dazu nichts. Ich finde den
Vorschlag mehr als legitim, weil die Beratung zur Erstellung
des Operationellen Programms noch nicht abgeschlossen ist,
jedenfalls nicht nach der Zeitplanung, die Sie uns vorgelegt 
haben. Insofern ist es ein völlig legitimer Anspruch meiner
Fraktion, hier noch einmal zu versuchen, mit eigenen Schwer-
punktsetzungen in die Debatte einzugreifen.

Ein dritter Punkt: Der Nationale Strategische Rahmenplan, den
auch Sie, Herr Staatssekretär, erwähnt haben, formuliert Ziel-
setzungen genauso wie die allgemeinen und speziellen Struk-
turfondsverordnungen, die jedoch nicht abschließend sind. In
den uns übergebenen Unterlagen reduzieren Sie die Ziele des
Einsatzes der EFRE-Mittel auf die Bereiche, die der nationale
strategische Rahmenplan, die allgemeine Strukturfondsverord-
nung vorgibt. 

Wir schlagen eine Erweiterung um zwei Dinge vor. Erstens
geht es um die Eigenkapitalsituation im KMU-Bereich, die als
ein weiterer Schwerpunkt aufgenommen wird, denn wir alle
wissen doch: Wenn wir in dieser Situation nicht ordnungspoli-
tisch reagieren, wird die Eigenkapitalschwäche zu einem dau-
erhaften Wettbewerbsproblem im Land Brandenburg werden.
Die Frage Risikokapitalverwendung, Risikokapitalfonds, Ei-
genkapitalfonds als revolvierender Fonds ist zu stellen. 

Die zweite Erweiterung, die wir Ihnen vorschlagen, ist die Ex-
portkreditversicherung. Natürlich passt das zusammen. Das
Land Brandenburg hat Gott sei Dank auch Unternehmen, die
nicht nur für den Binnenmarkt agieren. Wir alle wissen, dass
exportorientierte Unternehmen über die Hermes-Bürgschaften
nicht gelistet werden. Es ist ein riesiger Erfolg aus der beihilfe-
rechtlichen Debatte der letzten drei Jahre, dass die Europäische
Union in den beihilferechtlichen Leitlinien eine Überarbeitung
der Exportkreditversicherung ermöglicht hat und es den Län-
dern auch freistellt. Insofern ist das ein Punkt, der unseren An-
trag inhaltlich untersetzt. Eine Erweiterung Ihrer Vorstellungen
wäre durchaus angebracht, um der Situation zu entsprechen.

Unser Antrag zielt auch darauf ab, neben den Verordnungen
der Europäischen Union, neben dem Nationalen Strategischen
Rahmenplan endlich auch das neue Beihilferecht mit den weit-
aus größeren Möglichkeiten der Flexibilität, die wir dadurch
gewonnen haben, in die Erarbeitung der Operationellen Pro-
gramme, und zwar vor allem der speziellen Förderprogramme,
einzubeziehen. Wenn wir vergessen, dass es neben der Struktur-
fondsverordnung auch noch ein neues Beihilferecht gibt, wer-
den wir einen effizienten Mitteleinsatz nicht gewährleisten kön-
nen. Darauf zielt unser Antrag, und ich kann nur daran appellie-
ren, dass zumindest die genannten Vorschläge und Ansätze 
Beachtung finden. - Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Damit ist die Rednerliste erschöpft. Ich lasse über die Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS in Drucksache 4/3029 ab-
stimmen. Wer ihm Folge leistet, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltungen? -
Damit ist dieser Antrag mit Mehrheit abgelehnt.

Wir verlassen Tagesordnungspunkt 11 und ich rufe Tagesord-
nungspunkt 12 auf:

Für ein beschleunigtes Zusammenwachsen beider Teile
der deutsch-polnischen Grenzregion

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Drucksache 4/3030

Die Debatte wird mit dem Beitrag der Abgeordneten Stobrawa
eröffnet.

Frau Stobrawa (Die Linkspartei.PDS)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werbe gleich zu
Beginn für die Annahme unseres Antrags, denn eine Zu-
sammenarbeit ist möglich - auch zwischen der PDS und der
CDU -, ist doch das Leitbild für die Oderregion von der Berli-
ner PDS und der Brandenburger CDU gemeinsam auf den Weg
gebracht worden, und es weist sogar in die richtige Richtung.
Dennoch sind in Bezug auf die Grenzregion viele Fragen offen.
Solange das Leitbild allein auf Wirtschaftsfragen - so wichtig
sie auch sind - konzentriert ist, bleibt der gute Ansatz auf hal-
bem Wege stehen. 

Es ist an der Zeit, dass sich auch die SPD in beiden Ländern
endlich voll hinter das Konzept der Oderregion stellt. Das
scheint allerdings gegenwärtig noch nicht der Fall zu sein, denn
der Zuruf des Fraktionsvorsitzenden der SPD in der 
gestrigen Aktuellen Stunde: „Aber bitte keine Leitbilddiskus-
sion mit Polen lostreten, das geht zu weit“ hat mich belehrt,
dass die SPD da noch nicht so weit ist. Angesichts dieser pro-
vinziellen Weitsicht eines neuen Hoffnungsträgers der hiesigen
SPD wundert es denn aber auch kaum, dass das Leitbild in Be-
zug auf die deutsch-polnische Grenzregion über Allgemeinplät-
ze nicht hinauskommt. Da würde ich gern, Herr Staatssekretär,
ein wenig von der Kritik zurückgeben, die Sie vorhin zu dem
Antrag geäußert hatten. Die Kooperation mit anderen Metropol-
regionen solle ausgebaut werden. Die Kooperation in der Oder-
region solle vertieft werden. Die räumliche Nähe zu anderen
Wirtschaftszentren Deutschlands solle genutzt werden. Und
man wolle sich sogar für leistungsstarke Verkehrsverbindungen
einsetzen. - Meine Frage: Geht es hier in Zukunft vielleicht 
etwas konkreter? Meinen Sie, dass so ein integriertes Konzept
für eine nachhaltige territoriale Entwicklung der deutsch-pol-
nischen Grenzregion entsteht, wie es die EU von uns fordert?

Für unseren Antrag gibt es nicht nur wegen dieser Aussagen im
Leitbild gewichtige Gründe. Die Linke.PDS weiß um die Leis-
tungen der Bewohner der Euroregionen in den letzten 15 Jahren
hinsichtlich des Zusammenwachsens. Wir wissen aber auch um
die Hemmnisse, die diesem Engagement noch immer entgegen-
stehen. Wir haben zur Kenntnis genommen, dass Brandenburg
die grenzüberschreitende Wirkung des Mitteleinsatzes in der
Vergangenheit nicht immer ins Zentrum rückte und mit indirek-
ten Mitteln zum Teil auch hoheitliche Aufgaben finanzierte. Wir
müssen davon ausgehen, dass die Anforderungen an die Koope-
ration und die gegenseitigen Abstimmungen zwischen Branden-
burg und Polen ab 2007 erheblich wachsen bzw. zunehmen wer-
den. Davon hat sich unsere Fraktion überzeugt, als sie ihre Frak-
tionssitzungen in den drei Euroregionen durchgeführt hat. 
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Sechs Monate trennen uns vom Beginn der neuen Förderperio-
de. Die Landesregierung bereitet jedoch gerade erst die Aus-
schreibung für die Erarbeitung des Operationellen Programms
vor. Die voraussichtlichen Förderprioritäten, die Sie vergange-
ne Woche mit dem Sachstandsbericht offerierten, bleiben weit
hinter den Planungen zurück, die wir in den Euroregionen vor-
gelegt bekommen haben. 

Schließlich haben wir auch gewisse Begehrlichkeiten innerhalb
der Landesregierung registriert. Nicht nur der Finanzminister
hat ein Auge auf die rund 100 Millionen Euro geworfen, die bis
2013 für den Brandenburger Teil der Grenzregion zur Verfü-
gung stehen.

Die Linke wird ihre Bewertung der Operationellen Programme
für Ziel 3, ihrer einzelnen Schwerpunkte und Maßnahmen vor
allem davon abhängig machen, ob diese, jede für sich und na-
türlich auch alle zusammen genommen, dazu beitragen, dass
die Region an der Oder und Neiße als Ganzes entwickelt und
gestärkt wird. Die EU fordert eine integrierte Strategie der
Grenzregion, aus der grenzüberschreitende, wirtschaftliche,
soziale und ökologische Maßnahmen abgeleitet werden sollen.
Diese Forderung muss für den Inhalt des größten deutsch-
polnischen Programms, des Programms für Brandenburg und
das Lebuser Land, maßgeblich sein.

Natürlich wissen wir, dass die Verzögerungen bei der Pro-
grammerarbeitung ihre Ursachen nicht nur in Brandenburg ha-
ben. Wenn Partner aus Mitgliedsstaaten und Grenzregionen ver-
handeln, dann muss nach einem Kompromiss gesucht werden;
das ist uns klar. Ein solcher scheint sich jetzt anzubahnen. Den-
noch bedauern wir das Gezerre der letzten Monate, das nicht
nur auf die inhaltliche Gestaltung der Programme Wirkung 
haben wird, sondern - so schätzen wir es ein - den deutsch-pol-
nischen Beziehungen generell geschadet hat. Unsere Fraktion
hat schon des Öfteren die analytischen Defizite der Landespoli-
tik in diesem Bereich benannt, zuletzt in Bezug auf die sozioö-
konomische Analyse und den Zweiten Demografiebericht. 

Bei der Analyse der Grenzregionen gab es viele Fehlstellen, auf
die die Gutachter aufmerksam gemacht haben, zum Beispiel in
der SWOT-Analyse. So etwas ist für eine Planung, auf deren
Grundlage sich Brandenburg für die Zeit nach 2013 vorberei-
ten soll, wenn EU-Fördermittel - wie wir schon mehrfach ge-
hört haben - nicht mehr reichlich fließen werden, nicht hilf-
reich. Diese Defizite Ihrer Arbeit kritisieren wir; sie müssen
endlich beseitigt werden. Greifen Sie bei der Lösung dieser
Aufgaben in Zukunft stärker auf den Sachverstand der Eurore-
gionen und die Vor-Ort-Kenntnisse der Landtagsabgeordneten
aus den Grenzregionen zurück! Beides kann die Arbeit der
Landesregierung bereichern. Deshalb und weil es bei den Pro-
grammen vor allem um grundsätzliche Weichenstellungen für
die Entwicklung unseres Landes und der Region geht, schlagen
wir vor, künftig auch Mitglieder des Landtages in die Len-
kungsgremien für die Programme zu berufen. Ich bin auf Ihre
Antwort gespannt. - Danke. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Für die SPD-Fraktion setzt Herr Abgeordneter Dr. Klocksin fort.

(Dr. Klocksin [SPD]: Wir verzichten!)

- Die SPD-Fraktion verzichtet.

Für die DVU-Fraktion spricht der Abgeordnete Nonninger.

Nonninger (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ende Dezember
2006 läuft die derzeitige Programmperiode der Strukturfonds
und -instrumente aus. Die EU-Kommission, die Mitgliedsstaa-
ten und die Regionen sind derzeit mit den Vorbereitungen für
die nächste Programmperiode 2007 bis 2013 beschäftigt. Im
Rahmen von Ziel 3 soll die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit gefördert werden. Landkreise, Gemeinden und IHKs
sind bereits in den Prozess der Erarbeitung der Operationellen
Programme der deutsch-polnischen Grenzregion involviert. 

Die DVU-Fraktion stellt fest, dass gerade die Entwicklung in
den grenznahen Regionen außerhalb des so genannten Speck-
gürtels trotz geflossener Strukturfondsmittel besorgniserre-
gend ist. Auch wenn die genauen Zahlen noch nicht feststehen,
so werden die Mittel für die Entwicklung der deutsch-pol-
nischen Grenzregion 2007 bis 2013 in Brandenburg niedriger
sein als in den vergangenen Jahren. Für uns als DVU-Fraktion
ist es selbstverständlich, dass die wenigen zurückfließenden,
von Deutschland eingezahlten EU-Mittel so effektiv wie mög-
lich abgerufen und eingesetzt werden müssen. Dabei steht für
uns die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Regionen an
erster Stelle. 

Der vorliegende Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS ist
überflüssig, da auch die Landesregierung sehr wohl weiß, wann
die entsprechenden Programme bei der EU-Kommission vor-
liegen müssen. Es stellt wohl eine Selbstverständlichkeit dar,
dass mit dem Ziel-3-Programm vor allem grenzüberschreiten-
de wirtschaftliche, soziale und ökologische Maßnahmen mit
dem Ziel gefördert werden, eine nachhaltige territoriale Ent-
wicklung anzustreben. Dies bedarf aber der Zusammenarbeit
beider Seiten, sowohl Brandenburgs als auch Polens, was ange-
sichts des zentralistischen Staatsaufbaus Polens nicht immer
leicht ist. Außerdem berichtet die Landesregierung im Europa-
ausschuss ständig und umfassend über den entsprechenden Ar-
beitsstand sowie über die meisten der im Antrag angesproche-
nen Themen. - Ihr Antrag wird daher abgelehnt.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Fritsch:

Für die CDU-Fraktion setzt die Abgeordnete Richstein die De-
batte fort.

Frau Richstein (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine Damen und
Herren von der PDS, über Ihr Bedürfnis, immer genau das zu
fordern, was die Landesregierung bereits tut, hat sich im Rah-
men der Debatte zum vorherigen Antrag schon mein Kollege
Dr. Klocksin geäußert. Der hier vorliegende Antrag trägt den
gleichen Charakter.

Eines vorweg: Natürlich sind auch wir für ein Zusammenwach-
sen der deutsch-polnischen Grenzregionen. Wir nehmen den in
unserer Landesverfassung verankerten Staatsauftrag sehr ernst.
Wenn Sie in Gesprächen mit Vertretern anderer Grenzregionen



von den Aktivitäten hier in Brandenburg berichten, dann wer-
den Sie in große staunende Augen schauen, weil es nicht viele
Grenzregionen gibt, die sich so anstrengen. Was die Oderre-
gion angeht, so verweise ich auf ein herausragendes Beispiel
für die Zusammenarbeit zwischen Brandenburg und Berlin.
Beide Länder hatten im April zu einer Veranstaltung zur Ent-
wicklung der Oderregion geladen. Hier wurde wirklich kons-
truktiv gearbeitet. 

Das von Ihnen vorgeschlagene Beschleunigungsprogramm
zeichnet sich in besonderer Art und Weise durch Ignoranz aus;
denn früher, als die SED noch an der Macht war, wurden die
Verhältnisse zu den „Brudervölkern“, je nachdem, ob sie ge-
nehm waren, angeordnet oder gekündigt. Zum Glück sind wir
jetzt in einer anderen Situation. Heute ist unsere Politik von
Demokratie, Subsidiarität und Souveränität geprägt. Mit Ihrem
Antrag ignorieren Sie auch, dass an der Erarbeitung des Opera-
tionellen Programms mehrere Partner beteiligt sind, nicht nur
die Landesregierung. Mentale Schranken, unterschiedliche
Strukturen und historisch begründete Ressentiments müssen
überwunden werden. Das braucht Zeit, Geduld und machmal
auch ein Stück politische Gelassenheit.

Meine Damen und Herren, heute reden wir über einen sehr kom-
plexen Prozess des Zusammenwachsens, der sich nicht durch
Anordnung einer beteiligten Landesregierung beschleunigen
und ausrichten lässt. Nur zur Erinnerung: An dem höchst viel-
fältigen Prozess des Zusammenwachsens unserer Grenzregion
sind im Rahmen von Ziel 3 allein auf administrativer Ebene
- jenseits der EU - drei deutsche Bundesländer, drei polnische
Woiwodschaften und die polnische Zentralregierung beteiligt.
Man kann es hier durchaus sagen, ohne den Partnern zu nahe
zu treten: Brandenburg ist nicht erst sei heute sehr aktiv, sehr
kompromissbereit und sehr zielorientiert, gerade wenn es um
das Zusammenwachsen der Regionen geht, und hat somit 
bereits jetzt einen Beitrag zur Beschleunigung des Prozesses
geleistet.

Ich verweise an dieser Stelle auf die besondere Verantwortung,
die wir in dieser Debatte haben. Nicht alles, was in schwierigen
Verhandlungen geschieht, gehört auf die Bühne der Öffentlich-
keit. Man muss auf die Lage der Partner Rücksicht nehmen
können. In diesen schwierigen Geschäften gehört es sich nicht,
öffentlich Schwarze-Peter-Spiele auszutragen. Das würde die
Verhandlungen ohne Not erschweren und verlängern. Deshalb
werde ich nicht über die Dinge reden - Sie wissen das eigent-
lich, weil Sie im Europaausschuss vertreten sind - , die im Mo-
ment in Bewegung sind und wo sich ein gutes Ergebnis für ein
beschleunigtes Zusammenwachsen beider Teile der deutsch-
polnischen Grenzregion abzeichnet. Aber es liegt in der Natur
der Sache, dass ich mehr Vertrauen in die Landesregierung 
setze als die Opposition.

Noch eine Bemerkung zu Ihrer Wunschliste. Sowohl im Rahmen
der Ausschussarbeit als auch auf Tagungen und Konferenzen
sind schon viele Anregungen gegeben worden, auch von Ihnen.
Bisher war es selbstverständlich - so habe ich es zumindest 
erlebt -, dass diese Anregungen dann, wenn es sinnvoll erschien
und die EU-Vorgaben es zuließen, aufgegriffen und in die Erar-
beitung der Programme einbezogen wurden. Ich verstehe daher
nicht, woher für Sie der Anreiz kommt, immer wieder Selbstver-
ständlichkeiten zu fordern und derartige Anträge zu formulieren.
Für mich ist das, gelinde gesagt, parlamentarische Scheinak-
tivität. Sie fordern beispielsweise, wir mögen beschließen:

„Der Landtag unterstützt alle Bemühungen der Landesre-
gierung, die Wettbewerbsfähigkeit der deutsch-pol-
nischen Grenzregion zu stärken und das Zusammenwach-
sen ihrer beiden Teile zu befördern.“

Seit in diesem Haus die Demokratie beheimatet ist, hat der
Landtag immer alle Bemühungen der Landesregierung zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Region - damit na-
türlich auch der Grenzregion - und zur Förderung des Zu-
sammenwachsens mit unseren polnischen Nachbarn unter-
stützt.

(Die Abgeordnete Stobrawa [Die Linkspartei.PDS] meldet
sich zu einer Zwischenfrage.)

Präsident Fritsch:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Frau Richstein (CDU):

Nein. 

(Heiterkeit)

Ich jedenfalls kann mich an nichts Gegenteiliges erinnern.
Deswegen brauchen wir heute nicht zu beschließen, das, was
wir in der Vergangenheit immer getan haben, auch in Zukunft
zu tun; das ist selbstverständlich. Ihr Antrag ist - das gestehe
ich Ihnen gern zu - gut gemeint, aber völlig unnötig und daher
überflüssig. Wir weisen ihn seitens der Regierungskoalition zu-
rück. - Vielen Dank. 

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Fritsch:

Wir setzen mit dem Beitrag der Landesregierung fort. Es
spricht der Wirtschaftsminister Junghanns.

Minister für Wirtschaft Junghanns:*

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Arbeit im Ziel-3-Gebiet ist eine
intensive. Kritisch möchte ich die Art und Weise, in der der An-
trag verfasst ist, anmerken. Frau Stobrawa, Sie wissen, worüber
wir reden. Es wird der Eindruck erweckt, als lägen wir gegen-
wärtig auf diesem Gebiet weit hinter der Entwicklung zurück.
Das ist weit gefehlt.

Ausgelöst durch die Erfahrungen der letzten Jahre, gibt es, wie
Sie wissen, ein intensives Miteinander der Verantwortlichen in
den Euroregionen für die Programmgestaltung in dem vor uns
liegenden Zeitraum. Sie wissen, dass die inhaltliche Diskus-
sion gegenwärtig deshalb erschwert und gebremst ist, weil wir
uns - das ist der internationalen und überregionalen Ausrich-
tung dieser Programme geschuldet - verhakt haben. Die Verant-
wortlichkeiten müssen geklärt werden, bevor man mit dem not-
wendigen Vertrauen die Inhalte der Programme voranbringt.
Wir arbeiten intensiv daran, diesen gordischen Knoten zu
durchschlagen. 

Wie vorhin schon gesagt wurde, ist es mir nicht möglich, die
Ergebnisse der Auseinandersetzung, die wir gegenwärtig füh-
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ren, hier auf den Tisch zu legen. Nur so viel sei gesagt: Das ge-
hört zur Lage, in der wir uns zurzeit befinden. Wir verhandeln
so, wie wir verhandeln. Unter Punkt 7 argumentieren Sie gegen
überflüssige Zentralisation, aber es passiert, dass wir an
irgendeiner Stelle eine dezidiert andere Auffassung als unser
Partner haben. Gerade das macht es so schwer, uns an dieser
Stelle zu einigen.

(Frau Stobrawa [Die Linkspartei.PDS]: Wir sprechen von
der deutschen und der polnischen Seite - auch von der
deutschen Seite!)

- Eben! Wir zentralisieren das nicht. Ich werde mir in der Pro-
grammumsetzung große Mühe geben, die Erfahrungen anderer
Euroregionen im Norden Ostdeutschlands auszuwerten und die
Kompetenzen zu stärken. Es wird höchstwahrscheinlich sogar
eine Schlüsselargumentation sein, um die Struktur der Verant-
wortlichkeit auf den Weg zu bringen. Das halte ich für notwen-
dig, weil die Entscheidungswege verkürzt und versachlicht
werden müssen.

Ich komme nun auf den Inhalt zu sprechen. Sie wissen, wie die
inhaltliche Strukturierung des Programms entsteht. Es gibt
Vorgaben der Europäischen Union und ein ganz klares Verfah-
ren, an dem alle möglichen Partner beteiligt werden. Bei dem
Ziel-3-Programm ist es von besonderer Bedeutung, dass alle
Beteiligten diesseits und jenseits der Oder das Gefühl haben, in
einem transparenten Verfahren ihre Position einbringen zu kön-
nen, ohne dass es einen Wettbewerb der Positionierung durch
Autoritäten - sprich: durch die Landesparlamente - gibt.

Ich halte in dieser Situation den Antrag für problematisch, denn
Sie wissen, dass in diesem Jahr in den Woiwodschaften Wahlen
anstehen. Eine Beschlussfassung durch den Landtag in dieser
prägenden Form würde in einer Art und Weise eine Gegenposi-
tionierung hervorrufen, die ich nicht überschaue, die ich aber
auch nicht für notwendig erachte. Das Verfahren zur Erstellung
des Operationellen Programms ist festgelegt, und alle Beteilig-
ten dürfen sicher sein, sich einbringen zu können. Ich lade Sie
herzlich ein, sich an dieser Diskussion zu beteiligen.

Zur Verhandlungsstruktur möchte ich hier ausdrücklich sagen:
Ich nähere mich solchen inhaltlichen Fragen aufgeschlossen
und völlig unvoreingenommen. Im internationalen Geschäft
kann man nicht danach fragen, ob die Themen „oppositionsaf-
fin“ sind oder nicht, denn das ist eine völlig sekundäre Frage.
Wenn man diese Themen gemeinsam mit den vor Ort Tätigen
in das geordnete Verfahren einbringt, befindet man sich in der
Situation, dass man unwahrscheinlich unter Zeitdruck steht.
Das empfinde ich genauso. Die Zeit für die Erstellung des Pro-
gramms droht unwahrscheinlich eng zu werden, obwohl ich be-
reits mit meinem Kollegen Edward Fedko touristische und
wirtschaftliche Fragen bespreche und wir uns in inhaltlichen
Fragen annähern. Ich meine, es ist besser, auf diesem Weg zu
einem Ergebnis zu kommen. Ich lade Sie ein, sich nach Klä-
rung der Verantwortlichkeiten an dem hier anlaufenden Verfah-
ren aktiv zu beteiligen - aber innerhalb des Verfahrens, das im
Rahmen der Programmerstellung vorgesehen ist. Dann werden
wir zu anderen Ergebnissen kommen.

Ich möchte einen weiteren kritischen Punkt anmerken. Ich bin
nicht der Ansicht, dass die Verlagerung von mehr Kompeten-
zen in die Regionen damit einhergehen muss, die politische
Vertretung von Landtags- oder Woiwodschaftsabgeordneten zu

verstärken, um dadurch die Qualität des Hinterlandes zu ver-
bessern. Ich hege Zweifel daran, weil ich mehrere Male in ver-
schiedenen Projekten mitbekommen habe, wie schwierig es ist,
sinnvolle Projekte auf den Weg zu bringen, wenn sie zu sehr
politisch autorisiert und überladen sind.

Wir müssen andere Wege finden, beispielsweise ständige Kon-
sultationen mit den Verantwortlichen der Woiwodschaften. Es
gibt das Angebot, einen gegenseitigen Austausch zwischen den
Ausschüssen des Landesparlaments und der Woiwodschaft
durchzuführen. Ich halte es für außerordentlich kritikwürdig,
Entscheidungsgremien, die auch für und gegen Menschen zu
entscheiden haben, von vornherein politisch zu überladen. Ich
gebe Ihnen auf, sich das zu überlegen. Damit ist das Gespräch
zu diesem Thema noch nicht beendet, aber ich wollte Ihnen
ganz offen und ehrlich meine Meinung dazu sagen. - Danke
schön.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Fritsch:

Das Wort erhält für dreieinhalb Minuten noch einmal die 
antragstellende Fraktion und damit der Abgeordnete Hammer.

Hammer (Die Linkspartei.PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Minister
Junghanns, Sie akzeptieren die hier aufgeschriebenen Punkte.
Sie sind offen für sie, aber Sie wollen keinen Fahrplan. Zur
gleichen Zeit wird im Sejmik über die gleichen Themen disku-
tiert. Auch die polnische Seite ist für diese Themen offen. Wir
gießen nichts in Beton, sondern beschreiben mit der inhalt-
lichen Richtung den Weg, den wir gehen wollen. 

Die Reise nach Brüssel war für uns sehr interessant, weil wir
nach der so genannten Denkpause in Brüssel waren. Wir hatten
insbesondere bei der Kommission den Eindruck, dass die
Denkpause in Brüssel insbesondere dort, wo es um das Regio-
nale geht, produktiv genutzt worden ist. Dort heißt es, dass Eu-
ropa künftig viel stärker als bisher in den Regionen erlebbar
sein müsse. Vor diesem Hintergrund kann es durchaus sein,
dass die Förderprogramme flexibler als in der Vergangenheit
gestaltet werden.

Wenn gerade in den Grenzräumen Ziel 3 dazu dienen soll, 
sozusagen die Hochzeit zu beschleunigen, wenn man bedenkt,
dass Ziel 1 in der Zwischenzeit auf beiden Seiten der Oder gilt
und dass auch andere Programme auf beiden Seiten der Oder
flexibler eingesetzt werden könnten, kann man voraussetzen 
- so waren auch die Aussagen in Brüssel -, dass das zusätzlich
unterstützt wird. Wie wir erfahren haben, kann eine Region, die
sich als Modellregion herausstellt, über die Landeszuschüsse
hinaus zusätzliche Forderungen aus Brüssel in Anspruch neh-
men.

Vor diesem Hintergrund haben wir in Brüssel sehr intensiv den
„Erlebnisraum Oder-Neiße“ diskutiert. Wir haben mit polni-
schen Vertretern gesprochen. Wir waren im Berliner Büro und
in der Landesvertretung. Auf diese Weise verdichtete sich im-
mer mehr ein Projekt, das wir „Erlebnisraum Oder-Neiße“ nen-
nen wollen. Es könnte beispielsweise eine touristische, eine
wirtschaftliche oder eine infrastrukturelle Dimension haben.



Das Tourismuskonzept des Landes würde sehr gut dazu passen
ebenso wie die KMU-Förderung und - für meine Region ge-
sprochen - die Wachstumskerne Frankfurt (Oder) bzw. Eisen-
hüttenstadt. 

Voraussetzung dazu wäre, dass wir die Flexibilität, die anschei-
nend in Brüssel eingezogen ist, landespolitisch nutzen und
selbst flexibler werden. Der Kollegin Richstein möchte ich 
erwidern: Wir wollen nichts beschleunigen, sondern wir wollen
einen Mentalitätswechsel. Der Mentalitätswechsel könnte darin
bestehen, in Brandenburg zu sagen: Mit dem, was wir hier tun,
machen wir europäische Innenpolitik. - Danke schön.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Damit sind wir am Ende der Rednerliste für diesen Tagesord-
nungspunkt.

Ich stelle den Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS in der
Drucksache 4/3030 zur Abstimmung. Wer dem Antrag folgen
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 12 und rufe Tagesordnungs-
punkt 13 auf:

Ablehnung des SGB-II-Fortentwicklungsgesetzes im
Bundesrat

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Drucksache 4/3032 
(Neudruck)

Es wurde vereinbart, hierüber keine Debatte zu führen, dafür
aber eine namentliche Abstimmung durchzuführen.

Ich eröffne die Abstimmung und bitte die Schriftführer um das
Verlesen der Namen.

(Namentliche Abstimmung)

Hatte jemand der Anwesenden keine Gelegenheit, seine Stim-
me abzugeben? 

(Die Abgeordneten Frau Große, Frau Mächtig und
Dr. Scharfenberg [Die Linkspartei.PDS] geben ihr Votum
ab.)

Ich schließe die Abstimmung und bitte um ein wenig Geduld
für die Auszählung.

Ich gebe Ihnen das Ergebnis der namentlichen Abstimmung
über den von der Fraktion der Linkspartei.PDS eingebrachten
Antrag - Drucksache 4/3032 (Neudruck) - bekannt: Für diesen
Antrag stimmten 32 Abgeordnete, dagegen 37 Abgeordnete.
Damit ist der Antrag mit knapper Mehrheit abgelehnt worden.

(Abstimmungslisten siehe Anlage S. 2388)

Ich schließe Tagesordnungspunkt 13 und rufe Tagesordnungs-
punkt 14 auf:

Weiterentwicklung des Kindertagesstättengesetzes

Antrag
der Fraktion der SPD
der Fraktion der CDU

Drucksache 4/3045

Die Debatte eröffnet die Abgeordnete Lehmann für die SPD-
Fraktion.

Frau Lehmann (SPD):*

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr verehrte Kol-
legen, mit dem Haushaltsstrukturgesetz haben wir zum 1. Juli
2000 den konditionierten Rechtsanspruch in der Kita-Betreu-
ung eingeführt. Das heißt, dass für Kinder unter drei Jahren ein
entsprechender Rechtsanspruch besteht, wenn die familiäre 
Situation dies erfordert. Die soziale, familiäre Situation wird
vor allem an folgenden Kriterien festgemacht: an der Erwerbs-
tätigkeit der Familie - die häusliche Abwesenheit wegen der
Suche nach einer Erwerbstätigkeit könnte hierfür ein Beispiel
sein -, an der Aus- und Fortbildung der Eltern; ein weiteres Kri-
terium ist der Erziehungsbedarf der Familie.

Die Einführung des konditionierten Rechtsanspruchs war er-
forderlich, und zwar ganz entscheidend begründet in der finan-
ziellen Situation des Landeshaushalts. Es war wichtig und er-
forderlich - das gilt immer noch -, den Landeshaushalt zu kon-
solidieren. Aber der Landesgesetzgeber wollte damals auch die
Familien stärker in die Verantwortung nehmen, soweit es um
die Frage der Kinderbetreuung geht.

Wenn wir Ihnen, meine Damen und Herren, heute einen Antrag
vorlegen, mit dem der Bestandsschutz beim Rechtsanspruch,
den ich Ihnen gerade definiert habe, aufgenommen und die
Landesregierung aufgefordert wird, diesen Bestandsschutz zu
prüfen, dann ist natürlich festzustellen, dass sich die Haushalts-
situation im Land Brandenburg nicht geändert hat. Nach wie
vor ist die Situation, jedenfalls die finanzielle, sehr prekär, und
nach wie vor sind wir aufgefordert, den Landeshaushalt zu
konsolidieren. 

Aber im Laufe der Jahre haben wir mit dem konditionierten
Rechtsanspruch Erfahrungen sammeln können und auch sam-
meln müssen. Nunmehr liegt uns der Qualitätsentwicklungsbe-
richt in der Kinderbetreuung im Land Brandenburg vor. Zudem
haben Antworten auf Kleine Anfragen deutlich gemacht, dass
die Handhabung des konditionierten Rechtsanspruchs im Lande
recht unterschiedlich ist. Das betrifft zwar nicht die Masse der
Kinder, aber es wurde in all den Antworten auf die Kleinen An-
fragen deutlich, dass die Herangehensweise und die Umsetzung
des Rechtsanspruchs in den einzelnen Landkreisen und kreis-
freien Städten recht unterschiedlich sind. Das war ein Grund da-
für, dass wir gesagt haben: Hier ist in der Tat zu prüfen, ob wir
insofern Abhilfe schaffen können. - Wir denken, dass dies mit
der Einführung des Bestandsschutzes möglich sein müsste.

Zum anderen hat sich natürlich die Arbeitswelt in den letzten
Jahren insbesondere mit der Einführung der Arbeitsmarktre-
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form ein Stück weit geändert. Das Thema Hartz IV/Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger hatten wir heute bereits. Die Arbeit-
suchenden müssen kurzfristig jederzeit dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung stehen und in der Lage sein, kurzfristig Arbeit auf-
zunehmen. Die Arbeitsaufnahme ist in aller Regel  auf sechs
Monate, neun Monate oder längstens zwölf Monate befristet.
Wenn wir diesen Rechtsanspruch nicht änderten, hätte das auf
diesen konditionierten Rechtsanspruch und auf den Umgang
mit den Kindern in den Kindertagesstätten erhebliche Auswir-
kungen. Das ist eben ein weiterer Grund, warum wir diesen Be-
standsschutz heute bei der Landesregierung in Auftrag geben.

Des Weiteren - auch das ist uns allen klar - wirkt sich das stän-
dige Herausnehmen der Kinder aus der Kindertageseinrichtung
natürlich negativ auf sie aus. Insbesondere bei kleinen Kindern
sind Stabilität und Kontinuität der Betreuung äußerst wichtig.
Kleine Kinder bauen durch die behutsame Eingewöhnung
langsam eine Bindung zu den Erzieherinnen und den anderen
Kindern auf. Es ist einfach nicht zuträglich, dass diese Bezie-
hungen immer wieder unterbunden oder abgebrochen werden.

Ich hatte schon gesagt, dass es um eine - so sind jedenfalls die
Schätzungen - relativ kleine Anzahl von Kindern und Familien
gehen wird. Wir schätzen, dass es etwa 1,5 % aller Kinder sind,
die derzeit in den Kinderkrippen - also Kinder von 0 bis 3 Jah-
ren - betreut werden. In diesem Bereich betreuen wir derzeit
22 000 Kinder. Insofern gehen wir davon aus, dass von dieser
Regelung möglicherweise 330 Kinder profitieren können.

Wir geben mit diesem Antrag natürlich auch in Auftrag, hierbei
selbstverständlich die Konnexität zu prüfen, denn bei der 
Finanzierung der Kindertagesbetreuung sind Land, Landkreise
und kreisfreie Städte gleichermaßen beteiligt. Das ist eine
wichtige Frage, die in diesem Zusammenhang mit zu klären ist.

Ein weiterer wichtiger Punkt unseres Antrages ist die Frage der
elementaren Bildung im Kita-Bereich. Den Qualitätsentwick-
lungsbericht hatte ich bereits angesprochen. Dieser Bericht war
auch für mich - das gebe ich ehrlich zu - insofern eine Ernüch-
terung, als er die Aussage getroffen hat, dass die Qualität in un-
seren Kindertagesstätten mittelmäßig ist. Es gibt Kindertages-
stätten, die von ihrer Qualität und ihrer inhaltlichen Arbeit her
sehr gut sind, sich mit anderen, auch in anderen Bundesländern
und im Ausland, vergleichen können, aber es gibt eben auch
Kindertageseinrichtungen, die davon noch weit entfernt sind.

Obwohl wir im Kindertagesstättengesetz im § 3 die Aufgaben
und Ziele der Kindertagesstätte geregelt haben, zum Beispiel
solche Ziele wie ganzheitliche Bildungs-, Erziehungs-, Betreu-
ungs- und Versorgungsangebote zu unterbreiten, die Gemein-
schaftsfähigkeit der Kinder zu entwickeln und zu stärken, die
körperliche, geistige und sprachliche Förderung zu entwickeln,
zu forcieren, Einfluss zu nehmen auf die gesunde Ernährung
und natürlich auch den verantwortungsvollen Umgang mit un-
serer Umwelt, müssen wir feststellen, dass die Qualität in den
Kindertagesstätten sehr unterschiedlich ist. 

Obwohl wir diese Regelung im Gesetz haben, möchten wir mit
unserem Antrag schon noch einmal dem Fachministerium den
Auftrag erteilen, genau zu prüfen, welche Möglichkeiten es
gibt, die Grundsätze der elementaren Bildung verbindlicher zu
gestalten. Übrigens war das auch eine Forderung der Damen
und Herren all jener Einrichtungen, die wir in den Fachaus-
schuss zu einer Anhörung zum Thema „Qualität in der Kinder-
betreuung im Land Brandenburg“ eingeladen hatten. 

In der Begründung unseres Antrags stellen wir natürlich auch
auf die Sprachstandsfeststellung und die Sprachstandsförde-
rung ab. Das ist schon ein Bestandteil unseres Familienpaketes.
Hier haben wir uns bereits auf den Weg gemacht, indem die
ersten Erzieher entsprechend ausgebildet werden. 422 000 Eu-
ro sind dafür im Landeshaushalt bereitgestellt worden. 

Die Anhörung im Fachausschuss hat sehr wohl deutlich ge-
macht - Gutachter haben uns das gesagt, ich denke, dass das
auch nachvollziehbar ist -, dass eine gute Qualität in Kinder-
gärten mindestens zu einem Jahr Leistungsvorsprung bei der
Einschulung führt. Insofern ist die Qualität in den Kindertages-
einrichtungen wichtig. Es ist auch hier noch einmal sehr deut-
lich die Qualität der Kindertagesstätten angesprochen worden,
dass wir in Brandenburg durchaus unter dem Durchschnitt lie-
gen, diesbezüglich in der Tat Nachholbedarf haben. 

Es ist auch bekannt, dass etwa 18 % der Kinder bei den Ein-
schulungen Sprachprobleme aufweisen und 25 % aller Kinder
Entwicklungsdefizite haben. Insofern stellt unser Antrag auf
all diese Dinge ab. Meine Damen und Herren, wir bitten, die-
sem Antrag zuzustimmen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU) 

Präsident Fritsch:

Herzlichen Dank. - Während die Abgeordnete Große für die
Fraktion der Linkspartei.PDS an das Mikrofon tritt, teile ich
Ihnen mit: Ghana - USA 1 : 0, Italien - Tschechien 1 : 0. 

Frau Große (Die Linkspartei.PDS):

Danke, Herr Präsident, für die Erteilung des Wortes und die 
Ergebnisse. Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, eigentlich ist alles nur noch peinlich.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Ich habe das Gefühl, dass es hier nicht wirklich um die Kinder
geht. Es geht hier um das Besetzen von Themen. Es geht 
darum, wer derjenige ist, der das Kita-Thema wieder zuerst 
besetzen kann.

Der Titel des Antrags lässt Großes vermuten. Groß sind auch
Ihre „Wunschanbaupläne“ für ein kinderfreundliches Branden-
burg. Winzig aber sind Ihre Schritte, die einfach nur schon ein-
mal Vorhandenes wiederherstellen oder schon längst Festgeleg-
tem zum Durchbruch verhelfen sollen.

Ihr Antrag zeugt davon, dass Sie Ihre großen Vorankündigun-
gen in der Öffentlichkeit nur zu einem Bruchteil umsetzen,
Herr Kollege Petke - diesmal sind Sie ja wenigstens da -, wenn
es konkret wird. Davon konnten wir uns ja schon im Januar
überzeugen, als wir Ihre öffentlichen Ankündigungen über eine
Ausweitung des Rechtsanspruchs auf einen Kita-Platz - Ihre
Ankündigungen, Herr Kollege Petke - ernst genommen haben
und einen entsprechenden Gesetzentwurf einbrachten. Sie 
haben damals eine schlechte Figur gemacht. 

Auch jetzt - nach dem großen Donnerschlag - kreißte der Berg
und gebar lediglich ein Mäuschen. Sie belügen sich und vor al-
lem die Kinder und Eltern dieses Landes, wenn Sie behaupten,
das Kita-Gesetz habe sich bewährt und biete eine geeignete



Grundlage zur Gewährleistung einer quantitativ und qualitativ
bedarfsgerechten Kindertagesbetreuung im Land Brandenburg.
So steht es im Antrag. Richtig ist, dass Sie mit Ihrem Antrag 
eine der größten Ungerechtigkeiten dieses Kita-Gesetzes aus
dem Weg räumen wollen, indem Sie Kindern Bestandsschutz für
eine weitere Betreuung sichern, auch wenn die Anspruchsvor-
aussetzungen entfallen sind. Das betrifft, wie Kollegin Lehmann
sagte, 330 Kinder, nicht gerade viel, wie wir alle wissen.

Zweifellos ist damit vielen Kindern und Eltern geholfen, die in
den letzten Jahren durch das von Ihnen verabschiedete Gesetz
zum Teil unwürdigen Prozeduren ausgesetzt waren. Doch haben
Sie immerhin drei Jahre gebraucht, um sich einzugestehen, 
eine falsche Entscheidung getroffen zu haben, 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

die die noch dazu erwarteten Einsparungen gar nicht bringen
konnte. Jetzt haben Sie sich endlich zur Korrektur durchgerun-
gen. Doch auch das ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein.
Andere Ungerechtigkeiten lassen Sie außen vor. Nötig ist eine
Änderung der Anspruchsvoraussetzungen. 

Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr, deren Eltern 
erwerbslos sind, haben weiterhin keinen Anspruch auf einen
Platz in einer Kita, obwohl Sie genauso gut wie wir wissen,
dass gerade diese Kinder der Betreuung in einer Kita dringend
bedürfen, dass gerade für diese Kinder die Erlangung sozialer
und anderer Kompetenzen enorm wichtig ist. Hier hätten wir
mehr Konsequenz von Ihnen erwartet, gerade auch angesichts
Ihres Postulats, ein kinderfreundliches Brandenburg schaffen
zu wollen. 

Ebenso inkonsequent sind Sie beim zweiten Punkt Ihres An-
trags. Wir sind uns sicher einig in der Wertung, dass die Grund-
sätze elementarer Bildung dringend nötig und nützlich sind
und einen wichtigen Schritt auf dem Weg der Kitas zur Bil-
dungseinrichtung darstellen. Wenn Sie sie verbindlich ausge-
stalten wollen, ist das begrüßenswert und sinnvoll, doch nur,
wenn Sie dafür auch die nötigen personellen und sächlichen
Voraussetzungen schaffen. Dass es bisher nicht gelungen ist,
die Kitas in kommunaler Trägerschaft auf diese Grundsätze
festzulegen - um diese geht es vor allem -, lag doch nicht an der
ablehnenden Haltung oder Weigerung der Kita-Erzieherinnen
oder der Kommunen, sondern einfach nur an den fehlenden 
finanziellen Voraussetzungen. Hier erwarten wir von Ihnen 
eine solide Ausfinanzierung und nicht nur einen Ausgleich im
Gesamthaushalt. Auch die prognostizierten Mittel, die Sie in
den Haushalt einstellen wollen, lassen uns vermuten, dass es
letztendlich nur um die gestiegene Kinderzahl und den Aus-
gleich der Kinderkostenpauschale geht. Das wird nicht ausrei-
chen. Wir erwarten also eine solide Ausfinanzierung. Die Aus-
und Fortbildung der Erzieherinnen gehört ebenso dazu wie ein
zu überarbeitender Schlüssel Erzieherinnen/Kinder. 

Aus der Umsetzung der elementaren Grundsätze ergibt sich für
Erzieherinnen ein erheblich höherer Aufwand, zum Beispiel für
die Dokumentation der Entwicklung der Kinder, für Eltern-
gespräche, Vorbereitungen, Nachbereitungen. Auch für Leite-
rinnen entsteht eine Mehrbelastung in der Führung dieses Pro-
zesses. 

Das alles ist nicht für nichts zu haben. Wenn Sie es damit ernst
meinen, erhalten Sie immer unsere Unterstützung. Dies kann

ich im vorliegenden Antrag nur ansatzweise erkennen und wer-
be deshalb für unseren Änderungsantrag. - Danke.

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Wir setzen mit dem Beitrag der CDU-Fraktion fort. Es spricht
die Abgeordnete Hartfelder.

Frau Hartfelder (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Januar lag uns
ein Gesetzentwurf der Fraktion der Linkspartei.PDS vor, der
einen uneingeschränkten Rechtsanspruch auf Kita-Betreuung
im dritten Lebensjahr vorsah. Diesen Entwurf haben wir abge-
lehnt. Herr Senftleben hat in seiner Rede zu Recht darauf ver-
wiesen, dass sich das Land, die Kreise und die Kommunen die
Kita-Betreuung viel Geld kosten lassen und dass laut OECD-
Studie Brandenburg ein gutes bis sehr gutes Kita-Netz hat. 

Trotz dieses quantitativ sehr guten Angebots haben wir aber
durchschnittlich eine schlechte Bildungsförderung. Insbeson-
dere die sprachlichen Fähigkeiten der Kinder werden seit Jah-
ren immer wieder kritisiert. Mein Kollege hat damals angekün-
digt, dass wir gemeinsam mit unserem Koalitionspartner über
die Kita-Betreuung beraten werden. Genau das haben wir in
den zurückliegenden fünf Monaten sehr intensiv getan. Frau
Kollegin Große, Sie können davon ausgehen, dass intelligente
Menschen nicht nur lernfähig sind, sondern auch ihre Umwelt
und Umgebung sehr gut beobachten und die Wirkung des Ge-
setzes auch sehr gut beobachtet haben. Kinder von Eltern, die
ihre Arbeit verloren haben und das Kind laut derzeitiger Rechts-
lage vor Vollendung des dritten Lebensjahres aus der Kita neh-
men müssten, sollen aus pädagogischen und psychologischen
Gründen in der Kita bleiben. Wir wissen, dass das zum Teil 
ohnehin vor Ort so gehandhabt wurde, aber eben nur zum Teil.

Die Formulierung im Kita-Gesetz, dass die Betreuung auch er-
folgen kann, wenn es die familiäre Situation erfordert, hatte 
einen großen Ermessensspielraum geschaffen, ist also ein sozi-
aler Indikator, der auch in der Begründung Ihres Antrags, den
Sie vorgestellt haben, enthalten ist. Dennoch gab es auch Kin-
der, die die Einrichtung tatsächlich verlassen mussten. Ein
Kind, das sich gerade eingelebt hat, das vielleicht auch Freunde
gefunden hat, versteht nicht, weshalb es von Spielgefährten,
die es gefunden hat, getrennt wird. Deshalb sollen Plätze künf-
tig nicht mehr gekündigt werden, wenn Eltern arbeitslos wer-
den.

Vor dem Hintergrund der schlechten sprachlichen Fähigkeiten,
die ca. 20 % der Kinder aufweisen, gewinnt der Bildungsauf-
trag der Kita zunehmend an Bedeutung. Deshalb unser zweiter
Punkt, die verbindliche Ausgestaltung der Grundsätze elemen-
tarer Bildung. Wir meinen, dass die Grenzsteine, die wir schon
seit einigen Jahren erproben, nicht ausreichen. Sie sind aber 
eine gute Grundlage für die Erarbeitung von Bildungsstandards
in der Kita.

Die Kindertagesstätte - das ist auch in der Antragsbegründung
formuliert - ist der geeignete Ort für Sprachstandsfeststellun-
gen und Fördermaßnahmen. Die Qualität der Kita-Betreuung
gewinnt zunehmend an Bedeutung; denn Kita ist mehr als ein
Aufbewahrungsort für Kinder bei Berufstätigkeit der Eltern. 
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Das ändert nichts an unserer Grundauffassung, die Herr Senft-
leben im Januar nochmals formuliert hat, dass die Familien für
uns der Ort sind, wo Kinder Geborgenheit, Vertrauen und Liebe
finden, aber auch Streit, Toleranz und Versöhnung kennen ler-
nen. Das ist für die Mehrheit der Kinder eigentlich das Beste.

Leider sind nicht alle Familien dazu in der Lage, ihre Kinder so
zu fördern, wie es nötig wäre. Schon deshalb ist die Kita eine
sinnvolle Ergänzung zur Erziehung in der Familie. Sie ermög-
licht nicht nur die Berufstätigkeit der Eltern, sondern erfüllt 
einen eigenständigen Bildungs- und Erziehungsauftrag. Sie ist
aber noch mehr. Vor dem Hintergrund von Erziehungsversagen
in vielen Elternhäusern - Herr Prof. Sturzbecher, Brandenbur-
ger Gewächs, spricht von etwa 50 % der Elternhäuser, in denen
das auftritt - ist sie ein wichtiges Korrektiv und die Mitarbeiter
in den Kitas sind wichtige Mitstreiter im Netzwerk zur Verhin-
derung physischer und psychischer Gewalt gegenüber Kindern.

Ich möchte an dieser Stelle auch ehrlich anmerken, dass die
fachliche Diskussion von der Frage nach der Finanzierung flan-
kiert wurde. Wir wissen, dass wir eigentlich zu viel konsumie-
ren und damit dem Aufschwung im Land schaden. Die Kita-
Betreuung haben wir vor allem unter dem Gesichtspunkt Inve-
stition in die Zukunft gesehen. Wie das Geld im Gesamthaus-
halt aufgebracht werden soll, ist noch nicht abschließend ge-
klärt. Ich bin aber optimistisch, dass wir dieses Problem lösen
werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Präsident Fritsch:

Für die DVU-Fraktion setzt die Abgeordnete Fechner fort.

Frau Fechner (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Uns liegen zu die-
sem Tagesordnungspunkt gleich drei Anträge vor, ein Antrag
der Koalitionsfraktionen und jeweils ein Antrag der jeweiligen
Oppositionspartei. 

Damit komme ich zum ersten Antrag. Die Koalitionsfraktionen
rudern ein wenig zurück, aber leider nicht so weit, wie uns das
vorschwebt. Sie haben erkannt, dass die Einschränkung des
Rechtsanspruches im Jahr 2003 verkehrt war, und deshalb ru-
dern sie zurück und möchten jetzt einen Bestandsschutz für
Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr, dessen An-
spruchsvoraussetzungen entfallen sind.

Jetzt komme ich zum Änderungsantrag meiner Fraktion. Wir
haben das Ziel, dass es wieder diesen uneingeschränkten
Rechtsanspruch für alle Kinder gibt.

Zum Änderungsantrag der anderen Oppositionspartei, der
PDS: Dieser ist etwas kurios. Die PDS möchte den Rechtsan-
spruch auf einen Kita-Platz für Kinder vom vollendeten zwei-
ten Lebensjahr an. In der Begründung steht aber: 

„Sie“

- also die beantragte Gesetzesänderung der PDS -

„ist ... ein erster Schritt auf dem Weg zur Wiederherstel-
lung des uneingeschränkten Rechtsanspruchs aller Kinder
auf Kindertagesbetreuung.“ 

Ich frage mich allen Ernstes, meine Damen und Herren der
PDS, warum Sie nicht einfach unserem Antrag zustimmen
können, wenn Sie den uneingeschränkten Rechtsanspruch
wiederhaben wollen.

(Beifall bei der DVU)

Ihnen empfehle ich, unseren Antrag anzunehmen. Aber auch
den Koalitionsfraktionen empfehle ich, unseren Antrag an-
zunehmen, damit Sie, perspektivisch gesehen, nicht wieder 
gezwungen sind, zurückzurudern.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Fritsch:

Für die Landesregierung erhält Minister Rupprecht das Wort.

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der vorliegende
Antrag bringt in seiner Begründung etwas zum Ausdruck, wo-
rüber ich mich gefreut habe. Ich teile diese Einschätzung und
stimme ihr ausdrücklich zu; denn das brandenburgische Kita-
Gesetz hat sich bewährt.

Die Landesregierung hat mit ihrem kürzlich vorgelegten Be-
richt über die Qualität brandenburgischer Kindertagesstätten
einen Beleg für diese Aussage geliefert und gleichzeitig noch
bestehende Entwicklungsbedarfe und Entwicklungsperspek-
tiven aufgezeichnet. Genau auf solche Entwicklungsbedarfe
bzw. Weiterentwicklungen zielt auch der vorliegende Ent-
schließungsantrag.

Tatsächlich ist aus pädagogischen Gründen die Kündigung 
eines Kita-Platzes - wenn ein Elternteil die Arbeit verloren 
hat - nicht zufrieden stellend. In solchen Fällen gesetzlich 
einen Bestandsschutz zu normieren ist deshalb fachlich nur zu
begrüßen. Die Formulierung eines entsprechenden Gesetzent-
wurfes wird leicht zu realisieren sein.

Schwieriger dagegen wird die zu Recht geforderte Feststellung
der Kostenfolgen unter Berücksichtigung der Konnexität wer-
den. Dass die Bereitstellung der erforderlichen Mittel aus dem
Gesamthaushalt kein einfaches Unterfangen sein wird, brauche
ich angesichts der allgemein schwierigen Haushaltssituation
hier nicht näher auszuführen.

Ausdrücklich begrüße ich das im Antrag formulierte Ziel, die
Grundsätze elementarer Bildung zu einer verbindlichen 
Arbeitsgrundlage der Kindertagesbetreuung im Land Branden-
burg zu machen. Diese Grundsätze werden inzwischen allge-
mein anerkannt. Wir haben von Trägern, Fachkräften und 
Eltern große Zustimmung erhalten und ich bin sicher, dass
auch eine verbindlichere Ausgestaltung dieses Rahmens akzep-
tiert werden wird.

Der dritte Bestandteil des Antrags - eine allgemeine Sprach-
standserhebung und die anschließende Förderung von Kindern
mit Sprachentwicklungsdefiziten - ist ein weiteres zentrales
Anliegen. Wie im Entschließungsantrag formuliert, bin auch
ich der Meinung, dass die Kita hierfür der geeignete Ort ist.
Sprachstandsfeststellungen bringen nur dann verlässliche Er-
gebnisse, wenn sie von vertrauten Erwachsenen durchgeführt



werden. In fremden Umgebungen und gegenüber fremden
Menschen verweigern sich viele sprachkompetente Kinder und
liefern massiv gefälschte Ergebnisse ab. Sprachförderung ist
dann am wirksamsten, wenn sie in den Alltag integriert ist und
einen tragfähigen sozialen Kontakt vorfindet.

Wir werden uns also mit voller Überzeugung zügig ans Werk
machen und Ihnen bis zum Jahresende einen Entwurf zur
Weiterentwicklung unseres Kita-Gesetzes in den von Ihnen ge-
forderten Bereichen vorlegen. - Danke schön.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Fritsch:

Vielen Dank, Herr Minister. - Wir sind am Ende der Aus-
sprache und kommen zu den Abstimmungen.

Ihnen liegen der Änderungsantrag der DVU-Fraktion in der
Drucksache 4/3056 - das ist der weitergehende, weil er den un-
eingeschränkten Rechtsanspruch fordert -, der Änderungsan-
trag der Linkspartei.PDS-Fraktion in der Drucksache 4/3088 -
Rechtsanspruch ab zwei Jahre - und der Antrag der Fraktionen
der SPD und der CDU in der Drucksache 4/3045 vor.

Die Abstimmung über diese Anträge erfolgt in der eben vorge-
tragenen Reihenfolge. Wer dem Änderungsantrag der DVU-
Fraktion, der Ihnen in der Drucksache 4/3056 vorliegt, folgen
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Damit ist dieser Änderungsantrag mit großer
Mehrheit abgelehnt.

Wer dem Änderungsantrag der Linkspartei.PDS-Fraktion, der
Ihnen in der Drucksache 4/3088 vorliegt, folgen möchte, den
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Ohne Enthaltungen ist dieser Änderungsantrag mit deut-
licher Mehrheit abgelehnt.

Der Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU, der Ihnen in
der Drucksache 4/3045 vorliegt, soll nicht mehr namentlich,
sondern direkt abgestimmt werden. Wer dem Antrag der Frak-
tionen der SPD und der CDU folgen möchte, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit
ist der Antrag angenommen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 14 und rufe Tagesordnungs-
punkt 15 auf:

Finanzhilfe des Landes und Bestimmung des Verwal-
tungssitzes in Groß Kreutz

Antrag
der Fraktion der Linkspartei.PDS

Drucksache 4/3049
(Neudruck) 

Des Weiteren liegt der Entschließungsantrag der Koalitions-
fraktionen in Drucksache 4/3083 vor.

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Links-
partei.PDS-Fraktion. Herr Dr. Scharfenberg, bitte.

Dr. Scharfenberg (Die Linkspartei.PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als ich am 18. Mai
2006 die Landesregierung im Rahmen der Fragestunde nach
dem Verwaltungssitz in Groß Kreutz fragte, erhielt ich zwar 
eine umfangreiche, aber nichts sagende Antwort. In dieser Ant-
wort war die Tatsache nicht enthalten, dass mit Datum vom
17. Mai 2006 - also ein Tag zuvor - der Bescheid über die
Rückzahlung einer im Jahr 2002 erfolgten Zuwendung in Höhe
von 1,8 Millionen Euro an die Gemeinde Groß Kreutz ergan-
gen war. Das heißt doch nichts anderes, als dass die Landesre-
gierung im Landtag wohl nicht wahrheitsgemäß, zumindest je-
doch nicht aktuell informiert hat. Gerade nach der heutigen
Fragestunde halte ich es für erforderlich, sich einmal prinzi-
piell mit dem Umgang der Landesregierung mit dem Frage-
recht von Abgeordneten auseinander zu setzen.

Meine Damen und Herren, es geht uns mit dem vorliegenden
Antrag nicht um die Behandlung des Einzelproblems Verwal-
tungssitz Groß Kreutz, das schon seit mehreren Jahren schwelt.
Es geht vielmehr um die exemplarische Darstellung, wie ernst
die Landesregierung die kommunale Selbstverwaltung der Ge-
meinden nimmt.

Zur Vorgeschichte: Nach dem Zwangszusammenschluss der
Ämter Groß Kreutz und Emster-Havel zur Gemeinde Groß
Kreutz im Jahr 2003 gehörte die neu gebildete Gemeinde zu
den höchst verschuldeten Gemeinden des Landes Branden-
burg. 

(Zuruf von Minister Schönbohm)

- Diese gab es vorher nicht, Herr Minister.

Der Schuldenstand lag mit 1 740 Euro pro Kopf etwa doppelt
so hoch wie im Landesdurchschnitt.

Zugleich wurde bereits vor dem Zwangszusammenschluss dar-
auf aufmerksam gemacht, dass zwei Verwaltungsgebäude - 
eines in Groß Kreutz und eines in Jeserig - vorhanden sind. In
der Begründung zum Entwurf des Vierten Gemeindegebietsre-
formgesetzes heißt es dazu:

„Der Einwand, die Investition in das Verwaltungsgebäude
Jeserig sei verloren, geht fehl. Zunächst wird es ohnehin
erforderlich sein, beide Verwaltungsgebäude - in Jeserig
und in Groß Kreutz - zu nutzen. Sollte später die Verwal-
tung an einem Ort zusammengeführt werden, obliegt die
Entscheidung darüber der gemeinsamen Vertretung eben-
so wie die Entscheidung über die Verwertung oder Nach-
nutzung eines dann möglicherweise frei werdenden Ge-
bäudes.“

Aber Wort und Tat bilden nicht immer eine Einheit. Sie wissen,
meine Damen und Herren, dass sich die Gemeindevertretung
seit 2003 mehrfach und mehrheitlich für den Verwaltungssitz
im Ortsteil Groß Kreutz, den mit Abstand größten und am bes-
ten entwickelten Ortsteil, entschieden hatte und dass der Bür-
germeister den Vollzug dieser Entscheidungen immer wieder
boykottiert hat. Hier geht es offensichtlich gar nicht darum,
welche Entscheidung tatsächlich wirtschaftlicher ist. Das sind
nach meiner Ansicht eher Ausreden, um einen demokratischen
Mehrheitsentscheid nicht umsetzen zu müssen.
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Seit 2004 und verstärkt seit 2005 haben die Kommunalaufsicht
des Landkreises und das MI als obere Kommunalaufsicht ein-
gegriffen. Diese Eingriffe haben aber nicht zu einer Lösung des
Problems, sondern eher zu einer Verschärfung beigetragen;
denn unbestritten ist, dass die Entscheidung über den Verwal-
tungssitz ureigenste gemeindliche Entscheidung ist.

Meine Damen und Herren, die aktuelle Konstellation ist ver-
einfacht gesagt die, dass der Bürgermeister gemeinsam mit der
Kommunalaufsicht bestrebt ist, die Mehrheit der Gemeindever-
tretung - warum auch immer - zu einer anderen Entscheidung
zu bewegen. Die Situation scheint festgefahren zu sein. Eine
Einigung vor Ort ist nicht in Sicht, wobei die eine Seite die
Umsetzung der gefassten Beschlüsse, die andere Seite eine Än-
derung der Beschlusslage fordert. Hier aber setzt die Verant-
wortung der Kommunalaufsicht ein, beratend und schlichtend
tätig zu werden. Das Nächstliegende wäre dabei, dass sich die
Vertreter der Kommunalaufsicht vor Ort begeben und in der
Diskussion mit den Gemeindevertretern und dem Bürgermeis-
ter auf eine Einigung hinwirken. Das ist leider nicht geschehen,
obwohl sich der Vorsitzende der Gemeindevertretung wieder-
holt mit einem solchen Anliegen an das MI und an den Landrat
gewandt hat.

Mit dem für die Betroffenen völlig überraschenden Rückforde-
rungsbescheid vom 17. Mai dieses Jahres wird aber seitens des
MI eine solche dringend notwendige Einigung vor Ort nicht zu
erreichen sein. Vor dem Hintergrund der dramatischen Finanz-
situation der Gemeinde wird so ein enormer Druck hinsichtlich
der Entscheidung zum Verwaltungssitz aufgemacht; denn die
Rückzahlung wird damit begründet, dass die Gemeinde nicht
den entsprechenden Auflagen - Stichworte Wirtschaftlichkeit,
Gutachtenbeauftragung, Verkauf - nachgekommen sei. Einer-
seits weigert sich das MI, die Gemeinde bei der Lösung des
Problems des Verwaltungssitzes beratend zu unterstützen, und
zwar mit der Begründung: Sie sollen sich mal selbst einigen! -
Andererseits wird mit der Keule der Rückzahlung ein solch
starker Einfluss ausgeübt, dass nun von einer freien Entschei-
dung, die ja eigentlich schon getroffen wurde, keine Rede mehr
sein kann. Ich wiederhole, dass die hohe Verschuldung der Ge-
meinde Groß Kreutz wesentlich durch die Gemeindegebiets-
reform und den zwangsweisen Zusammenschluss beeinflusst
worden ist. 

Wenn man im Übrigen einmal vergleicht, wie auf Landesebene
verfahren wird - Vergleiche hinken immer, sage ich vorab -,
dann ist in den Kommunen noch weniger Verständnis zu erwar-
ten. Ich verweise auf die Entscheidung zum Landtagsneubau,
bei der ausgerechnet die teuerste Variante gewählt wurde und
der Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit anderen, vorwiegend
politischen Motiven nachgeordnet wurde. Wie heißt es so
schön? - Wasser predigen und Wein trinken.

Meine Damen und Herren von der Koalition! Mit Ihrem Ent-
schließungsantrag haben Sie deutlich gezeigt, dass das Pro-
blem in Groß Kreutz ernst zu nehmen und gerade nicht als Ein-
zelfall abzutun ist. Zwar bleibt Ihr Antrag zum Teil hinter unse-
rer Intention zurück, aber da die Gemeindevertretung von Groß
Kreutz letzte Woche selbst eine Entscheidung durch das MI
zum Verfahren bzw. die Beauftragung eines Gutachters durch
das MI gefordert hat, werden wir Ihrem Entschließungsantrag
zustimmen. Wir fordern die Kommunalaufsicht im MI auf,
endlich im Gespräch mit den Beteiligten schlichtend und bera-
tend zu wirken. Verhärtete Fronten bringen keiner Seite etwas.

So ist, denke ich, auch der Beschluss der Gemeindevertretung
zu verstehen. - Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Für die SPD-Fraktion setzt der Abgeordnete Ziel die Debatte
fort. 

Ziel (SPD):*

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Erstes möchte
ich feststellen, dass sich der Landtag hier mit einer Angelegen-
heit befasst, die nicht in den Landtag gehört.

(Beifall bei SPD und CDU)

Wir tun es dennoch, weil wir der Auffassung sind, dass sich in
Gemeindevertretungen auch Verwaltungsbeamte durchaus sehr
viel Mühe geben, vor Ort die Probleme so zu lösen, dass sie den
Menschen, die sie dort vertreten, auch ins Gesicht schauen kön-
nen. Hier ist eine wirklich verfahrene Situation festzustellen.
Ich habe die Unterlagen zwei Tage lang studiert - ich bin übri-
gens auch schon mehrmals in Groß Kreutz gewesen, nicht nur
Sie, Herr Kollege Dr. Scharfenberg - und stelle fest: Eine so
verfahrene Situation können wir als Abgeordnete hier, die wir
für ganz andere Dinge zuständig sind, nicht auflösen, aber wir
sind sehr wohl der Auffassung, dass die kommunale Selbstver-
waltung ein sehr hohes Gut ist, und wollen uns in diesem Aus-
nahmefall damit befassen. Aber, Herr Kollege Scharfenberg,
die Nummer zieht nicht, dass Sie über diesen Weg jetzt jede
Einzelheit - dann könnten wir solche Dinge hundertfach hier
im Hause behandeln - in den Landtag ziehen. Das wird auf
Dauer nicht funktionieren. 

Dennoch will ich sagen: Hier gibt es eine so verfahrene Situa-
tion, dass man einen Schritt zurück unternehmen muss, und zwar
den Schritt, der auch vom Innenministerium vorgeschlagen 
worden ist, noch einmal - darüber bitte ich ausdrücklich, wie ich
vorhin auch in einem Gespräch gesagt habe, in der Gemeinde-
vertretung nachzudenken - einen unabhängigen Gutachter, eine
unabhängige Gutachterin einzuschalten; denn über diesen Weg
kann man das Ganze noch einmal neu inszenieren. Was nicht
passieren darf, ist, dass die Gemeindevertretung nicht danach
gefragt wird, wer der Gutachter sein soll, und dass nicht Beamte
einfach darüber entscheiden. Sondern die Gemeindevertretung
soll mitentscheiden können, wer dieses Gutachten erstellen soll.
Dann wäre das ein Algorithmus auch für andere Gemeinden,
solche Dinge in der Zukunft sauber und ordentlich zu behan-
deln.

Was das Geld angeht: Wir Abgeordnete sind ja in der Lage, das
in allen Ministerien genau zu kontrollieren. Dieser Fonds, um
den es hier geht, wird von uns genau unter die Lupe genom-
men. Er ist - auch in der Vergangenheit - sehr sorgfältig behan-
delt und sehr ehrlich ausgereicht worden. Deshalb sehe ich da
keinen Kritikpunkt, Herr Kollege Scharfenberg, wie Sie das
hier so unterschwellig unterbringen wollen.

Meine Bitte ist - Sie haben es ja schon gesagt -, dass wir mit
großer Mehrheit dem Entschließungsantrag der Koalitionsfrak-
tionen zustimmen und dieses Signal auch ins Land senden.
Meine Bitte ist auch, hier kein Öl ins Feuer zu gießen, sondern



die ganze Sache möglichst zu deeskalieren, damit die Leute vor
Ort etwas davon haben. - Danke.

(Beifall bei SPD, CDU und der Linkspartei.PDS)

Präsident Fritsch:

Zwischenzeitlich eine erfreuliche Nachricht: Ghana - USA 2 : 1!

(Zurufe von der SPD: Erfreulich?)

Wir setzen mit dem Beitrag des Abgeordneten Schuldt von der
DVU-Fraktion fort.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Soll
die Gemeinde Groß Kreutz etwa erpresst werden? Zumindest
scheint es so, wenn man sich das Vorgehen des Innenministeri-
ums gegenüber der Gemeinde Groß Kreutz (Havel) ansieht. Als
engagierter Bürger der Gemeinde Groß Kreutz weiß ich, wo-
von ich spreche. Ihr Ressort, Herr Innenminister, zeigt sich
doch gegenüber der seit der von Ihrem Haus betriebenen
Zwangsfusion mit der ehemaligen selbstständigen Gemeinde
Emster-Havel mit den Ortsteilen Götz und Jeserig und Groß
Kreutz zur hochverschuldeten Gemeinde Groß Kreutz (Havel)
nur deshalb so unerbittlich, weil Sie, Herr Minister, und Ihr
Parteifreund nicht willens oder in der Lage sind, demokratische
Mehrheitsentscheidungen anzuerkennen. Ganz nach Kasernen-
hofmanier zogen Sie seinerzeit im Falle der Gemeinde Groß
Kreutz, die bis zu diesem Zeitpunkt schuldenfrei war, Ihre so
genannte Gemeindegebietsreform durch und bescherten unserer
Gemeinde durch die Zwangsfusion mit Götz besagte 1,8 Milli-
onen Euro Schulden. 

Heute ist die Gemeinde Groß Kreutz (Havel) trotz Haushalts-
sicherungskonzept mit drastischen Personalreduzierungen,
Sachkostensenkungen, Vermögensveräußerungen und dras-
tischer Anhebung der Grundsteuer und der Gebühren an der
Grenze seiner finanziellen Leistungsfähigkeit und nur mit
Dauerkrediten überhaupt noch kommunalpolitisch lebensfähig.
Ich sehe, dass unser Bürgermeister da ist. Er hat wirklich alles
versucht, die Schulden abzubauen; das weiß ich. Dafür gebührt
ihm auch Dank. Aber, Herr Innenminister, bei der Gemeinde-
gebietsreform haben Sie damals den Ortsteil Derwitz mit 
einem großen Industriepark, der hundertprozentig ausgelastet
ist, Ihrem Parteifreund Große nach Werder zugeordnet. Wust
mit seinem Industriepark haben Sie Ihrer Parteifreundin Tie-
mann nach Brandenburg gegeben. Wo soll Groß Kreutz als die
neue Gemeinde Groß Kreutz (Havel) noch Geld verdienen, 
frage ich Sie ganz ernsthaft? 

Da die Mitglieder der Gemeindeversammlung Groß Kreutz am
28.02.2006 auf Verlangen Ihres Ministeriums, Herr Schön-
bohm, zum wiederholten Mal mit großer Mehrheit den Ortsteil
Groß Kreutz wegen der nachgewiesenermaßen besseren Wirt-
schaftlichkeit als alleinigen Verwaltungsstandort bestätigt hat-
ten, statt - wie vom Bürgermeister und von Ihnen vorgeschla-
gen - für Jeserig zu stimmen, kommt nun Ihr Haus, Herr Innen-
minister Schönbohm - zweifellos auf Ihre persönliche Weisung
hin - und versucht, in undemokratischer Weise diesen demo-
kratischen Beschluss mittels - ich muss es bald so sagen - Er-
pressung rückgängig zu machen. Weil sich die Gemeindever-
tretung zu Recht und mit Grund von Ihnen, Herr Schönbohm,

nicht nach dem Motto „Was kümmert mich die kommunale
Selbstverwaltung?“ disziplinieren lassen will, drohen Sie mei-
ner Gemeinde Groß Kreutz nun noch mit Rückforderungen
von den besagten 1,8 Millionen Euro aus dem Ausgleichs-
fonds, also mit der finanziellen Vernichtung. Oder, Herr Minis-
ter, ist das schon der nächste Schritt zur Auflösung der Ge-
meinde, deren Aufteilung vielleicht nach Lehnin oder nach
Werder? Man weiß es ja nicht.

Die Gemeindevertretung Groß Kreutz hat Ihnen in diversen
Schreiben und Stellungnahmen dargelegt, dass, bestätigt durch
ein unabhängiges Gutachten vom November 2005, der Ortsteil
Groß Kreutz wirtschaftlichster Standort für die Gemeindever-
tretung ist.

Ich sehe auch, dass in Jeserig ein wunderbares Gebäude steht,
aber die Entscheidung ist von der Mehrheit gefällt worden.
Dann muss man sich auch der Mehrheit fügen. Das ist Demo-
kratie.

Ein neues Gutachten mit einer nicht einhaltbaren Frist zu for-
dern war bereits reine Willkür. Doch dies dient nur dazu, einen
fadenscheinigen Vorwand für Ihre der kommunalen Selbstver-
waltung und der Demokratie hohnsprechende Disziplinierung
zu schaffen, wohl wissend, Herr Minister Schönbohm, dass im
Falle der Rückzahlung des 1,8-Millionen-Euro-Betrages die
Gemeinde Groß Kreutz (Havel) ab August zahlungsunfähig
wäre mit der Folge, dass sie ihre pflichtigen Aufgaben nicht
mehr erfüllen und auch ihre ca. 90 kommunalen Mitarbeiter
nicht mehr bezahlen könnte. Investitionen in nennenswertem
Maße sind ja bereits seit längerer Zeit aus diesen Gründen in
Groß Kreutz (Havel) nicht mehr möglich. 

Zum Abschluss, Herr Minister Schönbohm, appelliere ich hier
als Groß Kreutzer Bürger an Sie: Lassen Sie ab von Ihrem ge-
radezu widerlichen Tun und gewähren Sie der Gemeinde Groß
Kreutz Stundung, Ratenzahlung oder - noch viel besser - einen
Verzicht auf die Rückführung der 1,8 Millionen Euro, wie dies
anderen Gemeinden auch schon gewährt wurde!

(Glocke des Präsidenten)

Dann, Herr Minister, wären wir auch in unserer Gemeinde
dankbar. Es kann ja nicht sein, dass wir als Groß Kreutzer, die
damals keine Schulden hatten, jetzt darunter leiden müssen,
dass Sie eine Gebietsreform eingeführt haben und wir jetzt
neue und mehr Steuern zahlen müssen. Das kann nicht sein. 

Präsident Fritsch:

Jetzt ist Ihre Redezeit aber wirklich zu Ende.

Schuldt (DVU):

Bitte, Herr Minister, kommen Sie jetzt hierher und sagen Sie:
Ich regele das so und helfe der Gemeinde Groß Kreutz! - Danke
sehr. 

(Beifall bei der DVU)

Präsident Fritsch:

Für die CDU-Fraktion spricht der Abgeordnete Petke.
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Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da
haben wohl manche den Überblick verloren. Ich kann dem Kol-
legen Ziel nur zustimmen, dass es hier darum geht, ein Thema
im Landtag zu erörtern, das nicht in den Landtag von Branden-
burg gehört. 

Ich möchte zu Beginn meiner Rede zum § 16 des Finanzaus-
gleichsgesetzes Stellung nehmen. Wir haben damals in der Ko-
alition, als das Finanzausgleichsgesetz von den Innenpolitikern
strukturiert wurde, sehr um die „Innereien“ des § 16 gerungen
in dem Wissen, dass diese Mittel, die dort durch das Ministe-
rium, durch die Landesregierung ausgereicht werden, nicht 
eigentliche Landesmittel sind, sondern Mittel, die den Kommu-
nen zur Verfügung stehen. Natürlich wird sich jemand, der diese
Mittel ausreicht, dann dem Vorwurf der anderen Kommunen,
die entsprechend weniger Mittel erhalten, aussetzen, wenn da
nicht alles mit rechten Dingen zugeht. Deshalb haben wir ge-
meinsam mit dem Ministerium Richtlinien entwickelt, wie man
die Mittel ausreicht.

In der bisherigen Praxis haben sich der § 16 des Finanzaus-
gleichsgesetzes und  diese Richtlinien sehr bewährt. Es ist ein
sehr gutes Instrument, um im Land an entsprechender Stelle
für die Gemeinden Hilfe zu leisten.

Jetzt zu der speziellen Situation vor Ort: Kollege Scharfenberg,
der Antrag Ihrer Fraktion und Ihr Redebeitrag atmen so ein 
wenig den Geist des Rates des Bezirkes. Im Rat des Bezirkes
konnte man sicherlich die Dinge regeln, wie man wollte, 

(Zuruf von der Linkspartei.PDS: Welche Vorstellungen
haben Sie, junger Mann?)

konnte über das, was die Menschen vor Ort hinbekommen ha-
ben oder nicht hinbekommen haben - so jung bin ich nun auch
nicht mehr -, einfach eine Entscheidung treffen. 

(Zurufe von der Linkspartei.PDS)

Wenn Sie schon ansprechen, sich darüber unterhalten zu wol-
len, wie die Landesregierung Fragen von Parlamentariern 
behandelt, dann würde ich gern mit Ihnen und den anderen
Kolleginnen und Kollegen einmal in eine Diskussion darüber
eintreten, was ein solcher Antrag der größten Opposition im
Landtag Brandenburg und ein solcher Redebeitrag hier zu 
suchen haben.

(Widerspruch bei der Linkspartei.PDS)

Dem Ministerium - um das gleich klarzustellen - ist in der Be-
handlung dieses Vorganges keinerlei Vorwurf zu machen. Auch
dem Bürgermeister ist in der Behandlung kein Vorwurf zu 
machen; denn der Bürgermeister hat diese schwierige Situation
vor Ort geerbt. Kommunale Selbstverwaltung bedeutet eben aus
unserer Sicht, dass man die Dinge, die man vor Ort erledigen
kann, auch vor Ort erledigt. Dass das im politischen Bereich
manchmal schwierig und kompliziert ist, dass man sich da auch
verhaken kann, dass da plötzlich nicht so sehr die 
Sache im Vordergrund steht, sondern, welche Person was gesagt
hat, das mag ja sein. Aber die Dinge müssen vor Ort entschie-
den werden und dann kann die Kommunalaufsicht handeln.

Die Kommunalaufsicht - sprich: das Ministerium des Innern -
hat sich hier schon mehr als eigentlich üblich in die Angelegen-
heit eingeschaltet, um eine Lösung zu erreichen. Ich glaube,

der Vorschlag, der jetzt auf dem Tisch liegt, einen unabhängi-
gen Gutachter einzuschalten, ist ein richtiger Vorschlag. Mein
Appell richtet sich an die Betroffenen, die es dann zu entschei-
den haben, nicht wieder zu diskutieren, sondern diesen Vor-
schlag zu akzeptieren und nicht darauf zu hoffen, dass mögli-
cherweise 2008 bei der Kommunalwahl eine neue Gemeinde-
vertretung gewählt wird und sich dann die Dinge lösen. Das
wäre der Appell der CDU-Fraktion im Landtag Brandenburg. -
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU)

Präsident Fritsch:

Herr Innenminister Schönbohm, bitte.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin Ihnen, Herr Kollege Ziel,
sehr dankbar, dass Sie klargestellt haben, dass wir hier nicht im
Kreistag sind, sondern im Landtag. Die Frage, die wir bespre-
chen, handelt davon, dass sich zwei Kommunalverwaltungen
nicht darauf verständigen können, wo der Verwaltungssitz
liegt. Darum geht es im Kern der ganzen Sache.

Weiterhin ist festzustellen, dass Groß Kreutz eine der am höchs-
ten verschuldeten Gemeinden des Landes ist. Die wollen dies
einer politischen Lösung zuführen und die Verantwortung nicht
mehr der Gemeindeverwaltung überlassen.

Ich sage an dieser Stelle: Wenn ich so schlecht spreche, dann
hängt das nicht mit der Fußball-Weltmeisterschaft, sondern mit
einer Sommergrippe, die ich mir zugezogen habe, zusammen.

Der Antragsteller übersieht, dass die finanziellen Mittel des
Ausgleichsfonds nicht der freien Verfügung des Innenministe-
riums unterliegen. Es handelt sich um Mittel der kommunalen
Solidargemeinschaft und diese Mittel müssen vom Innenminis-
terium treuhänderisch bewirtschaftet werden. Dadurch hat der
Gesetzgeber nach § 16 des Brandenburgischen Finanzaus-
gleichsgesetzes die durch das Neulietzegöricke-Urteil vorgege-
bene Entscheidung umgesetzt und die verfassungsmäßige Ver-
pflichtung zur Bereitstellung eines Teils der Finanzmasse im
Wege der interkommunalen Verwaltung zur Wiedererlangung
der finanziellen Leistungsfähigkeit der in Not geratenen Kom-
munen gegeben. Deshalb werden seit 2001 über den Aus-
gleichsfonds finanzielle Mittel an hoch verschuldete Gemein-
den gewährt. 

Als hoch verschuldete Gemeinden im Sinne des Ausgleichs-
fonds gelten solche, die infolge von Zahlungsverpflichtungen
bei sparsamer Wirtschaftsführung nicht in der Lage sind, ihre
Haushalte auszugleichen.

Ich möchte hinzufügen: Die Mehrzahl der Gemeinden, die in
diese Lage gekommen sind, sind zum Teil auch durch eigene
Schuld in diese Lage gekommen. Das sei nicht vergessen.

Die Einrichtung des Fonds für hoch verschuldete Gemeinden
innerhalb des Ausgleichsfonds hat sich als richtig erwiesen.
Hiermit konnte seit 2001 bis heute 80 Kommunen mit einem
Gesamtvolumen von 95 Millionen Euro eine wirksame Hilfe-
stellung gegeben werden. In allen Fällen, in denen diese Hilfen
gegeben wurden, konnte den Kommunen des Landes vorüber-



gehend bzw. dauerhaft eine Hilfestellung zur Überwindung der
akuten Haushaltsnotlage gegeben werden.

Wir haben dabei als Fondsverwalter stets in Übereinstimmung
mit § 16 des FAG und den Vorgaben des Landesverfassungsge-
setzes nach pflichtgemäßem Ermessen gehandelt und von Fall
zu Fall sowohl rückzahlbare als auch nicht rückzahlbare Hilfen
gewährt. So wurden vonseiten der Gemeinden im Kalenderjahr
2004 227 000 Euro und 2005 412 000 Euro zurückgezahlt. Es
gibt diese Rückzahlungen also, das ist kein Sonderfall. Auch
der Rückforderungsbescheid gegen die Gemeinde Groß Kreutz
ist also kein einmaliger Sonderfall. Wir haben sogar im Wissen
um das schwere Ringen der Gemeinde für eine weitere nicht
unbedeutende Entscheidung alle uns zur Verfügung stehenden
Ermessensspielräume zugunsten der Gemeinde genutzt und ihr
mehrere Aufschübe gewährt, damit diese zu einer sachlich aus-
gewogenen und rechtskonformen Beschlussfassung im Zu-
sammenhang mit dem künftigen Verwaltungssitz gelangt. 

Auch der Vorschlag des Innenministeriums, durch eine gutach-
terliche Bewertung der beiden durch die Gemeinde Groß
Kreutz genutzten Verwaltungsobjekte das eigene Prüfungser-
gebnis gewissermaßen überprüfen zu lassen, war nicht selbst-
verständlich. Wir haben damit die Absicht verfolgt, Hilfestel-
lung zu leisten, um die vor Ort sehr emotional geführte Diskus-
sion zu versachlichen und letztlich zu einer objektiven Ent-
scheidung zu gelangen. 

Ich möchte auf die in der Vergangenheit geführte Diskussion
nicht eingehen, jedoch ist mir bekannt, dass auch sie zu einem
Stillstand innerhalb der Gemeinde beigetragen hat. Dieser
Stillstand wurde in einem offenen Brief der örtlichen Feuer-
wehr beklagt; das müsste Ihnen auch bekannt sein. Die Feuer-
wehr ruft darin die Gemeindevertretung auf, endlich die über-
fällige Entscheidung zu treffen, um einen Schaden von der 
Gemeinde abzuwenden. 

Durch die aktuelle Entwicklung vor Ort scheint sich nunmehr
ein Wendepunkt abzuzeichnen: Die Gemeindevertretung hat
durch ihren Beschluss in der Sitzung vom 13. Juni dieses Jahres
die Lösung der Frage um den Verwaltungssitz in die Hände des
MI gelegt - das ist ein etwas ungewöhnlicher Vorgang - und
mein Haus aufgefordert, abschließend zu entscheiden und sich
hierzu gutachterlich beraten zu lassen. Dieser Bitte werden wir
verantwortungsvoll nachkommen. Ich bin gern bereit, dies
auch im Zusammenwirken mit dem Städte- und Gemeinde-
bund zu tun, der natürlich an einer sachgerechten Verwendung
und Verteilung der Mittel im Sinne der kommunalen Gemein-
schaft interessiert ist. Auch werde ich der Gemeinde Groß
Kreutz die Möglichkeit einräumen, eine neutrale, außerhalb
des Streits stehende Person ihres Vertrauens zu beteiligen.

Präsident Fritsch:

Herr Innenminister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Scharfenberg?

Minister Schönbohm:

Ja, gern.

Dr. Scharfenberg (Die Linkspartei.PDS):

Herr Innenminister, ich möchte Ihre angeschlagene Stimme
nicht zusätzlich belasten, aber es drängt mich, Ihnen zwei Fra-
gen zu stellen. 
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Erstens: Stimmen Sie mir zu, dass prinzipiell die Möglichkeit
besteht, dass das MI die Entscheidung treffen kann, die Zuwen-
dungen an die Gemeinde in einen verlorenen Zuschuss um-
zuwandeln? Diese Entscheidung kann das Innenministerium
meiner Ansicht nach treffen. 

Zweitens zum Beschluss der Gemeindevertretung, den Sie an-
geführt haben: Ist Ihnen bekannt, dass dieser Beschluss unter
der Voraussetzung gefasst worden ist, dass eine Entscheidung
des Innenministeriums zum Verfahren erwartet wird, jedoch
nicht bezüglich der Bestimmung des Verwaltungssitzes an sich?

Minister Schönbohm:

Dazu möchte ich zunächst sagen, dass das Innenministerium
vom Gesetzgeber nicht beauftragt worden ist, diese Gelder
nach Gutsherrenart zu vergeben. Wenn Sie das wünschen, dann
geben Sie mir den Auftrag dazu, dann tue ich das. Ich bin bei
all diesen Entscheidungen an Recht und Gesetz gebunden und
nutze den Ermessensspielraum aus. Wenn Sie das nicht wollen,
stellen Sie einen Antrag. Ich hätte gern mehr Freiraum, aber
dann möchte ich auch mehr Geld zur Verfügung haben. Dieser
Punkt Ihrer Frage ist also klar zu beantworten. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Ich berichte gerade darüber, Herr Ab-
geordneter Scharfenberg, dass wir uns auf einen Weg verstän-
digt haben. Zuvor konnte man sich auf keinen Weg einigen. Ich
werde dem Landtag über die Verwendung dieser Mittel selbst-
verständlich berichten.

Die Gemeinde hat die Angelegenheit zur abschließenden Rege-
lung also in die Hände des MI gelegt. Der von Ihnen gestellte
Antrag würde dem Wunsch der Gemeinde meiner Auffassung
nach nicht entsprechen. Wir nehmen die Aufgabe ernst, weil
wir wollen, dass der Streit um den Verwaltungssitz der amts-
freien Gemeinde Groß Kreutz baldmöglichst beendet wird. 

Dieser Streit ist ein Ergebnis der Kommunalreform, das haben
Sie gesagt. Mit der Gemeindegebietsreform haben wir gegen-
über unseren Mitbürgern Verantwortung gezeigt. Angesichts
dessen, dass alle 255 der im Rahmen der gesetzlichen Einglie-
derung erhobenen Verfassungsbeschwerden entschieden sind
und das Verfassungsgericht mit Ausnahme von zwei kleinen
Gemeinden ausnahmslos zugunsten des Gesetzgebers entschie-
den hat, wünschte ich, dass Sie von der PDS und insbesondere
Sie von der DVU einmal darüber nachdenken, in welcher Art
und Weise Sie von der DVU hier unsägliche Polemik verbreitet
haben. Jetzt stellen Sie sich hierhin und wollen mir erklären,
was Demokratie ist. Ich glaube, Sie wissen überhaupt nicht,
wie Demokratie funktioniert. Begreifen Sie das doch endlich
einmal!

(Beifall bei CDU, SPD und der Linkspartei.PDS)

Nach der Neuordnung der äußeren Kommunalstrukturen erfolgt
nunmehr die Neuordnung der inneren Strukturen. Es wird eine
grundlegende Überarbeitung des inneren und äußeren Kommu-
nalverfassungsrechtes geben, und die Kommunalreform wird
weitergeführt. Das haben wir uns als Nächstes vorgenommen. 

Ich hoffe, dass die Diskussion um den Verwaltungssitz Groß
Kreutz bald der Vergangenheit angehört. Dazu bedarf es jedoch
nicht des Antrags der Linkspartei.PDS. Wir werden dies 
gemeinsam lösen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)
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Präsident Fritsch:

Damit ist die Debatte zu diesem Tagesordnungspunkt beendet.
Ihnen liegen der Antrag der Linkspartei.PDS-Fraktion und der
Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen vor. In dieser
Reihenfolge lasse ich abstimmen. 

Wer dem Antrag der Linkspartei.PDS-Fraktion in Druck-
sache 4/3049 - Neudruck - seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? -
Gibt es Enthaltungen? - Bei einer Stimmenthaltung wurde die-
ser Antrag mehrheitlich abgelehnt. 

Ich stelle den Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen in
Drucksache 4/3083 zur Abstimmung. Wer diesem Antrag seine
Zustimmung gibt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gibt es
Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Ohne Enthaltung ist
dieser Antrag einstimmig angenommen worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 15 und rufe Tagesordnungs-
punkt 16 auf:

Bericht der Parlamentarischen Kontrollkommission
über ihre Tätigkeit gemäß § 26 Abs. 3 Gesetz über den
Verfassungsschutz im Land Brandenburg (Branden-
burgisches Verfassungsschutzgesetz - BbgVerfSchG)
vom 5.April 1993 (GVBl. I 1993 S. 78, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24.05.2004, GVBl. I S. 214)

Bericht
der Parlamentarischen Kontrollkommission

Drucksache 4/2956

Es wurde vereinbart, hierzu keine Debatte zu führen. Damit ist
der Bericht der Parlamentarischen Kontrollkommission von 
Ihnen zur Kenntnis genommen worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 16 und rufe Tagesordnungs-
punkt 17 auf:

Beschlüsse zu Petitionen

Übersicht 5 
des Petitionsausschusses gemäß § 12 des Gesetzes über
die Behandlung von Petitionen an den Landtag Branden-
burg - Petitionsgesetz (PetG)

Drucksache 4/2996

Auch zu diesem Tagesordnungspunkt wurde vereinbart, keine
Debatte zu führen. Damit haben Sie die Übersicht 5 des Peti-
tionsausschusses zur Kenntnis genommen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 17. Es war der letzte Tages-
ordnungspunkt für heute. Ich schließe damit die heutige Land-
tagssitzung und wünsche Ihnen einen angenehmen Heimweg.

Ende der Sitzung: 17.17 Uhr



Anlagen

Gefasste Beschlüsse

TOP 6:

Zukunft der Brandenburger Alleen

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 34. Sitzung am 22. Juni
2006 folgenden Beschluss gefasst:

„1. Der Landtag stellt fest, dass Alleen ein Marken-
zeichen für das Land Brandenburg sind. Sie steigern
die Erlebnisqualität der Landschaft, sind Wirtschafts-
gut und stellen ein wertvolles Kulturgut dar. 

2. Der Landtag spricht sich für die Erhaltung der Alleen
als kulturhistorisches Landschaftselement aus. 

3. Die Landesregierung wird aufgefordert, eine Konzep-
tion zur Entwicklung von Alleen an Bundes- und Lan-
desstraßen mit entsprechenden Handlungsempfehlun-
gen für die nächsten zehn Jahre vorzulegen (Termin:
Ende II. Quartal 2007):

3.1 Die Alleenkonzeption soll Handlungsempfehlun-
gen enthalten, die Eingriffe in Alleen minimieren.

3.2 In die Ausführungen zu den unterschiedlichen 
Finanzierungsmodellen zum Erhalt der Alleen
sollen auch Beispiele anderer Bundesländer ein-
fließen.

3.3 Es sollen Aussagen zur Erhaltung, Verjüngung
und Kriterien zur Neupflanzung getroffen werden.

3.4 Strategien anderer Bundesländer zum Erhalt von
Alleen sollen, wenn diese auf Brandenburg über-
tragbar sind, Eingang in die Konzeption finden.

3.5 Bei der Erarbeitung der Alleenkonzeption ist zu
prüfen, 

- inwieweit Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
nach dem Brandenburgischen Naturschutz-
gesetz, welche sich aus Verkehrsprojekten im
Land ergeben, verstärkt für den Erhalt der
Brandenburger Alleen eingesetzt werden kön-
nen;

- ob eine Eingruppierung der Alleen in ver-
schiedene Kategorien in Abhängigkeit ihrer
Bedeutung oder die Ausweisung von Schwer-
punkträumen der Erhaltung und Entwicklung
des Alleennetzes in Brandenburg zuträglich
ist und

- ob zur Erreichung des Ziels andere rechtliche
Regelungen verändert werden müssen.“

TOP 7:

Lehrerbedarfsplanung

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 34. Sitzung am 22. Juni
2006 folgenden Beschluss gefasst:

„Die Landesregierung wird aufgefordert, das Schulres-
sourcenkonzept mit Blick auf eine möglichst langfristige
Lehrerbedarfsplanung früher als geplant zu evaluieren
und dem Parlament bis Ende 2006 vorzulegen. 

Besonderes Augenmerk soll auf folgende Schwerpunkte
gelegt werden:

1. die Absicherung des Fachkräftebedarfs,

2. die Bereitstellung ausreichender Kapazitäten an Hoch-
schulen zur Lehrerausbildung,

3. die Angebote für die Lehrerfort- und Weiterbildung,

4. die Bedarfe für Ganztagsangebote,

5. die Entwicklung der Beschäftigung und deren regio-
nale Verteilung im Land.“

TOP 14:

Weiterentwicklung des Kindertagesstättengesetzes

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 34. Sitzung am 22. Juni
2006 folgenden Beschluss gefasst:

„Die Landesregierung wird aufgefordert, bis Ende 2006
einen Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des Kinder-
tagesstättengesetzes einzubringen, der folgende Punkte
beinhaltet:

- Es wird ein Bestandsschutz für Kinder bis zum voll-
endeten dritten Lebensjahr bestimmt, der die Weiter-
betreuung in Kindertagesbetreuung sicherstellt, auch
wenn die Anspruchsvoraussetzungen entfallen sind.

- Die Grundsätze elementarer Bildung werden verbind-
lich ausgestaltet. 

Die Landesregierung wird darüber hinaus aufgefordert,
dafür Sorge zu tragen, dass die Grundsätze elementarer
Bildung weiterentwickelt werden und dass die im Schul-
gesetz vorgesehene Sprachstandserhebung und die an-
schließende Förderung von Kindern mit Sprachentwick-
lungsdefiziten möglichst in Kindertagesstätten erfolgen.

Für die auftretenden Kostenfolgen ist die Konnexität zu
beachten. Es ist ein entsprechender Ausgleich aus dem
Gesamthaushalt vorzusehen.“

TOP 15:

Finanzhilfe des Landes und Bestimmung des Verwaltungs-
sitzes in Groß Kreutz

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 34. Sitzung am 22. Juni
2006 folgende Entschließung angenommen:

„1. Der Innenminister wird gebeten, weiterhin in dem be-
währten Verfahren die Ausgleichsmittel nach § 16
Abs. 1 des Brandenburgischen Finanzausgleichsge-
setzes

- zur Unterstützung hochverschuldeter Gemeinden
im Wege der Schuldendiensthilfe,
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- zur Sicherstellung der Grundausstattung zur
Wahrnehmung freiwilliger Selbstverwaltungsauf-
gaben,

- zum Ausgleich besonderer Härten

- und zur Unterstützung der Verwaltungsmoderni-
sierung in den Kommunen

auszureichen. 

Dies entspricht der Verantwortung des Ministeriums
des Innern, die im Rahmen des Kommunalen Finanz-
ausgleichs abgesonderten Mittel für die Kreise und
Gemeinden in besonderen Notlagen treuhänderisch
zu verwalten.

2. Der Landtag teilt die Auffassung des Ministeriums des
Innern, bei Streitigkeiten zwischen kommunalen Or-
ganen um die Festlegung des wirtschaftlichsten Ver-
waltungssitzes einen neutralen Gutachter zur unab-
hängigen Bewertung einzuschalten. So wird den Ge-
meinden die Möglichkeit der Streitbeilegung geboten.

3. Der Minister des Innern wird gebeten, dem Innenaus-
schuss in einem Bericht darzulegen, unter welchen
Voraussetzungen in den letzten Jahren eine Rückzah-
lungspflicht für die Zuweisungen aus dem Ausgleichs-
fonds gemäß § 16 Abs. 1 des Brandenburgischen 
Finanzausgleichsgesetzes festgelegt wurde, in welchen
Fällen keine Rückzahlungspflicht festgelegt wurde und
in welchem Verhältnis zur Zuweisung Mittel zurückge-
fordert worden sind.“

Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 13 - Ablehnung des SGB-II-Fortentwicklungsgesetzes
im Bundesrat - Antrag der Fraktion der Linkspartei.PDS -
Drucksache 4/3032 (Neudruck)

Folgende Abgeordnete stimmten mit Ja:

Frau Adolph (Die Linkspartei.PDS)
Frau Böhnisch (Die Linkspartei.PDS)
Christoffers (Die Linkspartei.PDS)
Claus (DVU)
Domres (Die Linkspartei.PDS)
Frau Fechner (DVU)
Frau Große (Die Linkspartei.PDS)
Hammer (Die Linkspartei.PDS)
Heinze (Die Linkspartei.PDS)
Frau Hesselbarth (DVU)
Dr. Hoffmann (Die Linkspartei.PDS)
Frau Kaiser (Die Linkspartei.PDS)
Frau Kolodzeike (Die Linkspartei.PDS)
Krause (Die Linkspartei.PDS)
Frau Mächtig (Die Linkspartei.PDS)
Frau Meier (Die Linkspartei.PDS)
Nonninger (DVU)
Frau Osten (Die Linkspartei.PDS)
Otto (Die Linkspartei.PDS)
Sarrach (Die Linkspartei.PDS)
Dr. Scharfenberg (Die Linkspartei.PDS)
Schuldt (DVU)
Schulze (DVU)

Frau Steinmetzer (Die Linkspartei.PDS)
Frau Stobrawa (Die Linkspartei.PDS)
Frau Tack (Die Linkspartei.PDS)
Theel (Die Linkspartei.PDS)
Vietze (Die Linkspartei.PDS)
Frau Weber (Die Linkspartei.PDS)
Frau Wehlan (Die Linkspartei.PDS)
Frau Wolff-Molorciuc (Die Linkspartei.PDS) 
Frau Wöllert ((Die Linkspartei.PDS)

Folgende Abgeordnete stimmten mit Nein:

Frau Alter (SPD)
von Arnim (CDU)
Baaske (SPD)
Bischoff (SPD)
Frau Blechinger (CDU)
Dombrowski (CDU)
Frau Fischer (SPD)
Folgart (SPD)
Fritsch (SPD)
Frau Geywitz (SPD)
Frau Gregor (SPD)
Günther (SPD)
Frau Hackenschmidt (SPD)
Frau Prof. Dr. Heppener (SPD)
Holzschuher (SPD)
Junghanns (CDU)
Karney (CDU)
Klein (SPD)
Dr. Klocksin (SPD)
Kuhnert (SPD)
Frau Lehmann (SPD)
Frau Lieske (SPD)
Lunacek (CDU)
Frau Melior (SPD)
Müller (SPD)
Pohl (SPD)
Frau Richstein (CDU)
Schönbohm (CDU)
Schrey (CDU)
Frau Dr. Schröder (SPD)
Frau Schulz (CDU)
Schulze (SPD)
Frau Siebke (SPD)
Frau Stark (SPD)
Frau Prof. Dr. Wanka (CDU)
Werner (CDU)
Ziel (SPD)

Schriftliche Antworten der Landesregierung auf mündliche
Anfragen in der Fragestunde im Landtag am 22. Juni 2006

Frage 779
Fraktion der DVU
Abgeordneter Michael Claus
- Banküberfälle in Brandenburg -

Unter der Überschrift „Bankräuber lieben Brandenburg“ be-
richteten die Pressemedien darüber, dass allein in den vergan-
genen fünf Jahren im Land Brandenburg - meist mit Waffenge-
walt - 160 Überfälle auf Banken bzw. Postfilialen stattgefun-
den haben. Hierbei wurden rund 3,9 Millionen Euro erbeutet.



Zumeist waren kleine Bank- und Postfilialen in dünn besiedel-
ten Regionen betroffen.  

Ich frage die Landesregierung: Was konkret gedenkt sie zu tun,
um insbesondere in ländlichen Bereichen Brandenburgs das
Risiko solcher Überfälle auf Bank- bzw. Postfilialen zu mini-
mieren? 

Antwort der Landesregierung

Minister des Innern Schönbohm

Die Landesregierung führt den erfolgreich eingeschlagenen
Weg zur Bekämpfung von Raubüberfällen auf Banken und
Postfilialen im Land Brandenburg fort. 

Das Erfolgskonzept ist eine Synthese aus repressiven und prä-
ventiven Maßnahmen, aus einer vorausschauenden Einsatzkon-
zeption, Planung und Analyse, einer guten Zusammenarbeit
mit den Banken und Postfilialen sowie einer effektiven Zu-
sammenarbeit und einem abgestimmten Informationsaustausch
mit anderen Bundesländern. 

Der Erfolg lässt sich zeigen. So konnten die Überfälle auf Ban-
ken und Postfilialen von 108 Fällen im Jahr 1996 auf 12 Fälle
im Jahr 2005 zurückgedrängt werden. Das entspricht einem
Rückgang von ca. 90 %. Die Aufklärungsquote erhöhte sich im
gleichen Zeitraum von 63 % auf 91,7 %.

Frage 780
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordneter Peer Jürgens
- Studiengebühren -

Die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen hat grundlegend
die Einführung von Studiengebühren beschlossen. Allerdings
erhalten die Hochschulen das Recht, über die konkrete Einfüh-
rung und die Höhe der Gebühren selbst zu entscheiden. Damit
haben sich die Kompetenz und die Autonomie der Hochschu-
len erheblich vergrößert. 

Ich frage die Landesregierung: Wie bewertet sie dieses Modell
der dezentralen Einführung von Studiengebühren, insbesonde-
re vor dem Hintergrund einer möglichen Anwendung auf Bran-
denburg?

Antwort der Landesregierung

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka

Zunächst einmal freue ich mich, dass Sie zum Thema Studien-
gebühren bzw. Studienbeiträge die Entwicklung in den anderen
Bundesländern mit so großem Interesse verfolgen. Mein Haus
tut dies ebenfalls.

Gestatten Sie mir vorab den Hinweis, dass nicht die Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalens die Einführung von Studienbei-
trägen beschlossen hat, wie von Ihnen ausgeführt, sondern der
Landtag. Auch in Nordrhein-Westfalen bedurfte die Einfüh-
rung von Studienbeiträgen eines Gesetzes. 

Die gesetzlichen Voraussetzungen sind mittlerweile ebenfalls
in Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen geschaffen.

Was Ihre Frage nach der Entscheidungsbefugnis der Hochschu-
len zur Beitragserhebung betrifft, so gibt es Unterschiede in
den einzelnen Ländern. 

Einer Einheitlichkeit der Beitragshöhe, wie zum Beispiel in
Baden-Württemberg und Niedersachsen mit 500 Euro an jeder
Hochschule und für jeden Studiengang, steht das flexible 
Modell aus Bayern mit einer Beitragshöhe zwischen 300 und
500 Euro an Universitäten und Kunsthochschulen und zwi-
schen 100  und 500 Euro an Fachhochschulen gegenüber. Eine
vollständige Flexibilisierung, lediglich mit einer Höchstgrenze
von 500 Euro pro Semester versehen, gibt es in Nordrhein-
Westfalen. Alle Modelle haben Vor- und Nachteile und werden
von meinem Haus ausgewertet. Im Moment besteht jedoch
kein Anlass, sich auf ein bestimmtes Modell festzulegen, denn
der Sachstand ist gegenüber der Beantwortung Ihrer münd-
lichen Anfrage vom März 2005 und gegenüber der Antwort im
Parlament am 22. Februar 2006 unverändert: Wir werden zu-
nächst genau analysieren, wie sich bei beitragspflichtigen
Hochschulen die erzielten zusätzlichen Einnahmen auswirken,
insbesondere mit Blick auf die Qualität des Studiums.

Wichtig in Bezug auf Studienbeiträge - und hier zeigt auch der
Vergleich mit anderen Bundesländern, dass dies durchgängig
so gesehen wird - sind vor allem drei Punkte:

Die Zweckbindung der Einnahmen zur Qualitätsverbesserung
in der Lehre, die Sozialverträglichkeit von Studienbeiträgen in
Form von Befreiungstatbeständen und günstigen Darlehensan-
geboten, die Sicherung der Einnahmen als zusätzliche Mittel
der Hochschulen. 

Wenn unsere Analysen zeigen sollten, dass die Einnahmen aus
Studienbeiträgen in beitragspflichtigen Ländern zu einer 
wesentlichen Qualitätsverbesserung des Studiums führen, ist es
die Pflicht der Landesregierung, einen Wettbewerbsnachteil
von den brandenburgischen Hochschulen abzuwenden. 

Frage 781
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordneter Torsten Krause
- Freiwilligendienste in Brandenburg -

Freiwilligendienste stellen für Jugendliche und junge Erwach-
sene in Brandenburg eine Orientierungs- und Bildungszeit dar,
die sie in ihrer Lebens- und Berufsplanung unterstützt und 
dazu beiträgt, dass sich junge Menschen ihrer Handlungs- und
Gestaltungsmöglichkeiten bewusst werden. In vielen Be-
reichen der Freiwilligendienste gibt es bis zu zehnmal so viele
Bewerbungen als tatsächlich Plätze zur Verfügung stehen.

Deshalb frage ich die Landesregierung: In welcher Weise trägt
sie dem großen Bedarf nach Plätzen in den Freiwilligendiens-
ten Rechnung?

Antwort der Landesregierung

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht

Mit der Antwort auf die Kleine Anfrage 383 - Drucksache 4/864
- hat die Landesregierung für einen Teil der Freiwilligendien-
ste, dem Freiwilligen Sozialen Jahr, deutlich gemacht, welchen
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Stellenwert es im Rahmen des bürgerschaftlichen Engage-
ments einnimmt und wie sich in anderen Bundesländern die
Nachfrage zum vorhandenen Platzangebot verhält. Von den
Ländervertretern wird dort darauf hingewiesen, dass die Nach-
frage bei Freiwilligendiensten das Platzangebot um das Drei-
bis Vierfache übersteigt.

Die Landesregierung konnte trotz der angespannten Haushalts-
lage seit dem Jahr 1992  Plätze für das Freiwillige Ökologische
Jahr fördern. Seit dem Förderjahr 2001/2002 sind es jeweils
120 Plätze. Ab dem Förderjahr 2005/2006 werden für vorerst
zwei Jahre 33 Plätze für das Freiwillige Soziale Jahr gefördert.
Beide gesetzlich geregelten Freiwilligendienste werden im We-
sentlichen mit ESF-Mittel finanziert und durch Landesmittel
zu 30 % kofinanziert. Damit konnte zumindest einer nicht un-
beträchtlichen Nachfrage an Plätzen entsprochen werden. 

Die zuständigen Fachressorts der Landesregierung - MBJS für
das Freiwillige Soziale Jahr und MLUV für das Freiwillige
Ökologische Jahr - sind bestrebt, über den Europäischen Struk-
turfonds - ESF - auch für die nächste EU-Förderperiode die
oben genannten Teilnehmerzahlen sichern zu können. Die end-
gültigen Entscheidungen dazu konnten aber noch nicht fallen,
weil gegenwärtig noch nicht feststeht, in welcher Höhe dem
Land Brandenburg Mittel aus dem Europäischen Strukturfonds
zur Verfügung stehen und mit welchen Schwerpunkten sie ein-
gesetzt werden.

Frage 782
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordneter Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann
- Notfonds für Denkmäler -

Der Presse war vor einigen Tagen zu entnehmen, dass die Kul-
turministerin von den Kommunen gefordert habe, Notfonds für
den Erhalt akut gefährdeter Denkmäler einzurichten. Das 
Argument, dass bereits 1995 die dafür vorgesehenen Landes-
mittel an die Kommunen weitergereicht wurden, kann inzwi-
schen nicht mehr gelten, da es seitdem zu erheblichen Kürzun-
gen in der Gemeindefinanzierung gekommen ist.

Deshalb frage ich die Landesregierung: Welche Möglichkeiten
sieht sie angesichts der schwierigen Situation in der Denkmal-
pflege, über die für Denkmale eingesetzten Mittel des Ministe-
riums für Infrastruktur und Raumordnung und des Wirtschafts-
ministeriums hinaus einen eigenen Denkmalfonds für gefähr-
dete Denkmäler im Ministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kultur zu etablieren, der gegebenenfalls auch Eigenmittel
des Denkmaleigners abverlangt? 

Antwort der Landesregierung

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka

Über die Aktivitäten der Landesregierung zur Förderung von
Denkmalen und über deren finanziellen Umfang habe ich Sie
in Beantwortung Ihrer mündlichen Anfrage 727 bereits aus-
führlich unterrichtet.

Ihre Behauptung, dass die 1995 - wohlgemerkt auf Wunsch der
kommunalen Ebene - realisierte Verlagerung der Investitions-
mittel für Denkmale vom Land auf die Kommunen nicht mehr

als Argument für die Einrichtung von Notfonds auf der Land-
kreis- bzw. der kommunalen Ebene herhalten darf, weil die da-
für übertragenen Mittel aus Sicht einzelner kommunaler 
Gebietskörperschaften unzureichend sind, vermag ich nicht zu
teilen. Denn: Es gibt solche Fonds in einigen Landkreisen, zum
Beispiel verweise ich hierzu noch einmal auf die Uckermark,
die Prignitz, den Landkreis Teltow-Fläming oder auch den
Landkreis Dahme-Spreewald, die über ein Sonderprogramm
Bestandssicherung verfügen.

Insofern scheint das Problem eher darin zu liegen, dass nicht
alle kommunalen Gebietskörperschaften ihre Verantwortung
für die Erhaltung von Denkmalen gleichermaßen wahrnehmen
bzw. andere Prioritäten setzen. 

Vor dem Hintergrund des vielfältigen Engagements auf Lan-
desebene für den Schutz und die Erhaltung bedeutender Denk-
malsubstanz, darunter der 2004 geschaffenen konzertierten
Denkmalförderung, das mit erheblichem finanziellen Einsatz
verbunden ist, erwarte ich ein entsprechendes Engagement von
allen Landkreisen, kreisfreien Städten und den Kommunen für
die Denkmale, die in erster Linie in ihrer Verantwortung liegen. 

Frage 783
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordnete Kerstin Osten
- Haushaltsentwürfe in Landtagssitzung -

Nach Aussagen und Auskünften des Finanzministers in der
Landtagssitzung und im Ausschuss für Haushalt und Finanzen
sowie Presseveröffentlichungen wird in den Ministerien inten-
siv an der Vorbereitung der Entwürfe des Nachtragshaushaltes
2006, des Haushaltes 2007 und des novellierten Finanzaus-
gleichsgesetzes gearbeitet.

Ich frage die Landesregierung: Wann beabsichtigt sie, dem
Landtag die Entwürfe des Nachtragshaushaltes 2006, des
Haushaltes 2007 und des novellierten Finanzausgleichsgeset-
zes zur Behandlung zuzuleiten?

Antwort der Landesregierung

Minister der Finanzen Speer

Nachdem die Landesregierung am vergangenen Dienstag den
Enwurf des Haushalts 2007 einschließlich des Entwurfes für
das Haushaltsgesetz 2007 und den Entwurf des Nachtragshaus-
haltes 2006 sowie den Entwurf des Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes be-
schlossen hat, erfolgt nun die Bereinigung rechtsförmlicher
oder redaktioneller Mängel. Die Freigabe an die Druckerei ist
für die 27. Kalenderwoche vorgesehen, sodass die Zuleitung
der Druckexemplare von Nachtragshaushalt 2006 und Haus-
haltsentwurf 2007 unmittelbar durch die Druckerei an den
Landtag zum 01.09.2006 erfolgen kann. Das MdF beabsichtigt
jedoch, dem Landtag diese Gesetzentwürfe bereits nach
Druckfreigabe auf elektronischen Datenträgern (CD) zur Ver-
fügung zu stellen. Die Beschlussfassung zur Novellierung des
FAG im Ergebnis des DIW-Gutachtens bezüglich der zukünfti-
gen Ausgestaltung des Finanzausgleichs ab dem Jahr 2007 ist
für die Kabinettssitzung am 01.08.2006 geplant. Für den Fall
der Beschlussfassung soll die Weiterleitung unverzüglich da-
nach erfolgen. 
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Frage 784
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordneter Christian Görke
- Fanprojekt vor dem Aus - I -

Das Potsdamer Fanprojekt ist eines von landesweit zwei Fanpro-
jekten zur Gewaltprävention und erhielt jährlich 68 000 Euro an
öffentlichen Zuwendungen. In einer Drittelfinanzierung betei-
ligten sich bisher die Stadt Potsdam mit 18 000 Euro, der Deut-
sche Fußball-Bund - DFB - und das Land Brandenburg jeweils
mit 25 000 Euro. Das Diakonische Werk als Träger des Fanpro-
jektes Potsdam hat für dieses eine Förderung vom 01.01.2006
bis 31.12.2006 beim Landespräventionsrat, der es seit zweiein-
halb Jahren fördert, beantragt. Ende Mai wurde der Diakonie in
dem entsprechenden Fördermittelbescheid mitgeteilt, dass die
Förderung auf den Zeitraum 01.01.2006 bis 30.06.2006 be-
grenzt und die beantragte Summe gekürzt ist. Diese Grundsatz-
entscheidung soll bereits am 29.01.2006 vom Landespräven-
tionsrat getroffen worden sein. Aufgrund von Kündigungsfris-
ten steht die Diakonie bei Beendigung des Projektes zum
30.06.2006 vor dem Problem, den Sozialarbeiter und die Miete
des Fanladens über den Förderzeitraum hinaus bezahlen zu
müssen. Da der DFB seine Zahlungen an eine entsprechende
Landes- und kommunale Förderung koppelt, steht diese Förde-
rung auch infrage, wenn die Diakonie eine alternative Deck-
ungsquelle finden würde.

Ich frage die Landesregierung: Wie bewertet sie das Vorgehen
des Landespräventionsrates hinsichtlich des Entscheidungs-
prozesses und der diesbezüglichen Übermittlung an den För-
dermittelantragsteller, die Diakonie?

Antwort der Landesregierung

Minister des Innern Schönbohm

Für das Jahr 2006 beantragte das Diakonische Werk Potsdam
e. V. die Förderung des Fanprojektes SV Babelsberg 03 in 
Höhe von 25 000 Euro durch den Landespräventionsrat - LPR.

Die Anzahl und der Förderumfang der bei der Geschäftsstelle
des LPR bereits Anfang des Jahres 2006 eingegangenen Anträge
machte auf der Vorstandssitzung am 24. Januar 2006 eine Aus-
wahl der zu fördernden Projekte notwendig. Nach Abwägun-
gen, ob der Projektantrag aufgrund notwendiger Priorisierun-
gen in vollem Umfang abgelehnt werden müsse oder die 
besondere Situation der Fußballweltmeisterschaft unter dem
Motto „Die Welt zu Gast bei Freunden“ zu berücksichtigen sei,
beschloss der Vorstand des LPR am 24. Januar 2006 einstim-
mig im Lichte der stattfindenden Weltmeisterschaft die letzt-
malige Förderung des Fanprojektes SV Babelsberg 03 bis zum
30. Juni 2006. Der Beschluss des Vorstandes wurde dem An-
tragsteller am 2. Februar 2006 mitgeteilt, worauf der Antrag-
steller in einem Schreiben vom 6. Februar 2006 Bezug nimmt.  

Nach Vorliegen aller zur Prüfung des Antrages erforderlichen
Unterlagen, die erst am 13. April 2006 eingingen, hat die Ge-
schäftsstelle des LPR den Antrag im Mai 2006 gemäß Be-
schluss des Vorstandes beschieden. Ungeachtet der reduzierten
Förderung des DFB für das 1. Halbjahr 2006 - 2. Rate der
Spielsaison 2005/2006 - und der noch nicht vorliegenden För-
derung seitens der Stadt Potsdam hat der LPR die ersten sechs
Monate 2006 in voller Höhe von 12 500 Euro gefördert. 

Auf Wunsch des Zuwendungsempfängers fand am 2. Juni 2006
ein Gespräch mit dem Leiter der Geschäftsstelle des LPR zu
der Förderung statt. Hierbei verdeutlichte der Leiter der Ge-
schäftsstelle, dass keine Bezuschussung des 2. Halbjahres 2006
aus Haushaltsmitteln des LPR aufgrund des Vorstandsbe-
schlusses des LPR und fehlender Gelder möglich sei. Darüber
hinaus verfüge der LPR nicht über eigene Lottomittel. Um die
an sich begrüßenswerte Initiative jedoch trotzdem in einer
Weise zu unterstützen, die den Interessen sowohl des Fanprojek-
tes als auch des LPR genügt, wurde vorgeschlagen, konkrete
Einzelmaßnahmen allgemein zu finanzieren. 

Der Zuwendungsempfänger berichtete dann über im Rahmen
der Fußballweltmeisterschaft geplante Treffen der im Fanpro-
jekt betreuten Jugendlichen mit ukrainischen Jugendlichen.
Ein Angebot zur Förderung von konkreten Einzelmaßnahmen
durch den LPR bzw. das MI lehnte er ab, da diese Maßnahmen
noch nicht konkretisierbar seien und ihm diese Förderung nicht
die vom DFB erhoffte Drittel-Förderung einbringen würde. 

Das Vorgehen des LPR hinsichtlich des Entscheidungsprozes-
ses und der diesbezüglichen Übermittlung an den Antragsteller
war ordnungsgemäß und erfolgte unter Ausschöpfung der För-
dermöglichkeiten des LPR.  

Ich freue mich, dass mittlerweile dennoch durch das Ministe-
rium für Bildung, Jugend und Sport sowie durch mein Haus 
eine Lösung des Problems durch die hälftige Förderung durch
Lottomittel beider Häuser gefunden worden ist. Insoweit ver-
weise ich auch auf die Antwort des MBJS zu der Anfrage des
Abgeordneten Christian Görke - Fanprojekt vor dem Aus – II -.

Frage 785
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordneter Christian Görke
- Fanprojekt vor dem Aus - II -

Das Diakonische Werk als Träger des Fanprojektes Potsdam hat
für dieses eine Förderung vom 01.01.2006 bis 31.12.2006 beim
Landespräventionsrat, der es seit zweieinhalb Jahren fördert,
beantragt. Ende Mai wurde der Diakonie in dem Fördermittel-
bescheid mitgeteilt, dass die Förderung auf den Zeitraum
01.01.2006 bis 30.06.2006 begrenzt und die beantragte Zuwen-
dung halbiert ist. Aufgrund von Kündigungsfristen steht die 
Diakonie bei Beendigung des Projektes zum 30.06.2006 vor dem
Problem, den Sozialarbeiter und die Miete des Fanladens über
den Förderzeitraum hinaus bezahlen zu müssen. Da der DFB 
seine Zahlungen an eine entsprechende Landes- und kommunale
Förderung koppelt, steht diese Förderung auch infrage, wenn die
Diakonie eine alternative Deckungsquelle finden würde.

Ich frage die Landesregierung: Welche Möglichkeiten sieht sie,
die fehlenden Mittel des Landesanteils der Drittelfinanzierung
aus anderen Förderprogrammen, zum Beispiel aus dem Minis-
terium für Bildung, Jugend und Sport bzw. aus Lottomitteln für
die Fortführung des Projektes auszugleichen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Bildung, Jugend und Sport Rupprecht

Ich freue mich, Ihnen mitteilen zu können, dass es der Landes-
regierung kurzfristig gelungen ist, das Fortbestehen des Fan-
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Projektes beim „SV Babelsberg 03“ erst einmal bis zum
31.12.2006 abzusichern. Dazu stellen sowohl das Ministerium
des Innern als auch das Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport jeweils 6 250 Euro aus der Konzessionsabgabe Lotto zur
Verfügung.

Damit stehen die 12 500 Euro Landesbeteiligung zur Verfü-
gung, die der Deutsche Fußball-Bund zur Auflage seiner weite-
ren Förderung macht. Der entsprechende Förderbescheid liegt
dem Diakonischen Werk vor. Das drohende Aus des Fan-Pro-
jektes zum 30.06.2006 ist abgewendet.

Ich freue mich auch deswegen, dass uns nun die Fortführung
dieses Projekts gelungen ist, da das Fan-Projekt in Babelsberg,
wie auch das zweite Fan-Projekt im Land Brandenburg beim
„FC Energie Cottbus“, eine ganz wichtige gewaltpräventive
und sozial integrative Arbeit im Hinblick auf die besondere
Zielgruppe der Fußball-Fans leistet. Dabei besteht der beson-
dere Wert des Projektes in dem Ansatz, die Interessen von 
Verein, Öffentlichkeit, Polizei und den Fans miteinander in
Ausgleich zu bringen.

Die Arbeit solcher Fan-Projekte steht in diesem Jahr durch die
in Deutschland stattfindende Fußballweltmeisterschaft natür-
lich ganz besonders im Fokus. Sie ist aber unabhängig von die-
sem sportpolitischen Großereignis als eine auf Dauer angelegte
Arbeit von besonderer Bedeutung. Nicht zuletzt aus diesem
Grund wurde das Projekt erst kürzlich von einer Gruppe von
Fachkräften der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit aus Groß-
britannien besucht mit dem Ziel, eine Zusammenarbeit 
zwischen dem Babelsberger Fan-Projekt und vergleichbaren
Fan-Projekten in Großbritannien zu prüfen. 

Frage 786
Fraktion der Linkspartei.PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Deichrückverlegung bei Lenzen -

Seit vielen Monaten läuft in der Prignitz eine Diskussion um
die mit der Deichrückverlegung bei Lenzen anfallenden Kies-
transporte. Alle Versuche, die entstandenen Konflikte zu 
lösen, waren bisher wenig zielführend. Neben den Landesstra-
ßen, die für die Transporte nicht geeignet sind und deren Zu-
stand sich durch diese verschlechtert hat, klagt das ausführende
Unternehmen aufgrund der unklaren und sich verändernden
Transportwege über enorme Mehrkosten. Bisher ist nicht deut-
lich, wer für die Mehrkosten aufkommt und wie sich die Trans-
portwege gestalten. Mittlerweile ist der Eindruck entstanden,
dass sich die verschiedenen Ebenen die Verantwortung gegen-
seitig zuschieben, wobei die Belastungen für Bürgerinnen und
Bürger sowie für das Unternehmen weiterhin bestehen und
auch Arbeitsplätze gefährdet sind.

Ich frage die Landesregierung: Was wird sie unternehmen, um
eine für die Bürgerinnen und Bürger und für das Unternehmen
annehmbare Lösung des Konfliktes zu erreichen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbrau-
cherschutz Dr. Woidke

Die Landesregierung hat wiederholt zum Ausdruck gebracht,
dass aus ihrer Sicht die Straße von Mankmuß über Birkholz
nach Lanz, die zum Teil Gemeindestraße ist, im Vergleich zu
vorhandenen Alternativstrecken als die günstigste Variante an-
zusehen ist, insbesondere, weil bei Nutzung dieser Strecke die
geringstmögliche Beeinträchtigung von Anwohnern erfolgt. 

Das Landesumweltamt hat überdies bereits mit Schreiben vom
12.02.2006 den betroffenen Gemeinden zugesagt, diese Straße
nach Abschluss der Transporte in einem tadellosen Zustand
wiederherzustellen.  

Darüber hinaus bedurfte es der Zustimmung meines Hauses
zur Aufhebung einer Lastbeschränkung aus dem Jahre 1996,
die ich inzwischen erteilt habe. 

Nach alledem hat die Landesregierung ihre Möglichkeiten zur
Lösung des Problems ausgeschöpft. Es liegt jetzt in der alleini-
gen Verantwortung des Landkreises, die erforderlichen Ent-
scheidungen zu treffen. 

Die betreffenden Deichbaumaßnahmen sind für den Hochwas-
serschutz von hoher Priorität. Ohne die Durchführung des
Deichbauvorhabens kann der Schutz der Anwohner sowie der
privaten und öffentlichen Vermögenswerte und der öffentlichen
Infrastruktur bei künftigen Elbhochwassern nicht gewährleistet
werden. 

Angesichts der Priorität der zum Hochwasserschutz erforder-
lichen Deichbaumaßnahmen habe ich kein Verständnis dafür,
wenn Gemeinden die notwendigen Maßnahmen verzögern und
nicht aktiv unterstützen. 

Frage 787
Fraktion der DVU
Abgeordnete Birgit Fechner
- Schwarzarbeit in Brandenburg -

Nach Auffassung der IHKs in Berlin und Brandenburg blüht in
Brandenburg die Schwarzarbeit. Als Gegenmaßnahme forder-
ten die Kammern eine Reduzierung des Preises für reguläre
Arbeit. Eine Senkung der Steuer- und Abgabenlast ist nach
Aussage des Berliner IHK-Präsidenten zwingend erforderlich.

Ich frage die Landesregierung: Würde eine Senkung der Steuer-
und Abgabenlast für KMUs dazu beitragen, die Schwarzarbeit
zu bekämpfen?

Antwort der Landesregierung

Minister für Wirtschaft Junghanns

Ja.


